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Einleitung und Vprwort 



Es ist in der vorliegenden Arbeit nicht unsere Aufgabe, die 
Gründe und Ursachen des technischen und wirtschaftlichen 
Fortschrittes eingebend darzulegen. 

Es sollen zum Verständnis dieses für die Menschheitsgeschichte 
1111(1 die Kiiltnrcntwickliing so wichtigen Vorganges hier nur einige 
kurze Vorhonierkiiiigcn vorangeschickt werden. 

Unter den äußerlichen Ursachen des technischen Fort- 
schrittes kommt zunächst die Hr/wungciic oder freiwillige Änderung 
des Milieus (der Umwelt), die vuu aiilien au den Menschen iuiaii- 
tritt und ihm die angeborene Trägheit Oberwinden hilft, in Betiacht. 
Die bedeutendsten Fortschritte wurden in der Tat oft dann gemacht, 
wenn Völker, die sich vorher unbekaimt waren, in BerOhruug mitein- 
ander traten, gleichgültig, ob diese Berflhnmg kri^eriacher oder Med- 
Ueher Art war. 

Von grofiem Einflösse waren hier auch die Auswanderungen, 
und zwar einmal die Auswanderung wirtschaftlieh niedrig Icultivierter 
Menschen nach Stittten höherer Kultur oder umgekehrt die Auswanderung 
wirtschaftlich höher Kultivierter nach Gegenden ökonomisch niedrigerer 
Knltnr^). In beiden FSlIen kann der Fortschritt eine Ausbreitung 



1) M itscherli eil, Der wirtschaftliche Forlrtchritt usw., Loizig 1910. S ?-5V221. 
Die Scbrift von Mitscherlich erschien erat nach Fertigstellung der vorliegenden 
Broechltre und bot um keinen Anlaß zur AuMinenderaetzung mit ihr. Sind doch 
die Auffrnhfn. (Hp Mitscherlich und wir \\n% {^«'stellt haben, vPllip vorsrliiftlent' ! 
Denn wiUiread Mitscherlich versuclu'ii will, iKichzuweinen, daü die Möglich- 
k|eit besteht, den wirtschaftlichen Fortschritt in Keinem Verlaufe zu untersuchen, 
und während er wfit^T den Verlauf des wirlscliaftlirhen Fortsrbritts aufdecken und 
flcbließlich da» Wesün, die Mittel und Wego angelien will, deren »ich der wirt- 
schaftliche Fortschritt bediente, um sich durchzusetzan, wollen wir in gedrängter 
Kflrze den Kampf um den technischen und den wirtschaftlichen Fort- 
schritt darstellen, d. h. die WIderstftnde schildern, auf die besonders der 
technische und auch ih r wirtsdiaft liehe Fortschritt in seinem ^'<•rl.■llIf•' ti^i sti»|jt ii ist. 
Wo abrigens Mitscherlich die Frage des Widergtandes gegen den wirtscbafUichen 
Furtochritt berfOin (vgl. i. B. 8. 95/96 den Widentsnd der Zflnfte gegen die Ent- 
wicklung von Großbetrieben), decken »eine Ansfflhningen «idi völlig mit den vnarigen. 
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erfahren durch „BedQrfnisanerziehung'' (Mitscherlich) und durch 
ökonomische Überlegenheit der höher Kultivierten. 

Aber dies ist eine nur äußerliche Ursache für die Entstehung 
oder Förderung des technischen Fortschrittes. Man muß doch die Frage 
«»"heben, woher hat denn das höber kultivierte Volk diese höhere Kultur? 

Mit dieser äußerlichen Ursache kommt man also nicht weiter, 
man dreht sich vielmehr nur im Kreise herum. Der Urquell des 
technischen und kulturellen Fortschrittes ist eine innerliche 
Ursache, der Spiel- und Kunsttrieb, der den Qenius der Mensch- 
heit in der Mufie zum Erfinder werden liefi. 

„Spielend griif wohl zum ersten Male eine Hand nach einem 
bunten Stein und empfand, zum Spiel damit klopfend, neben dem rhyth- 
mischen Schall die angenehme Wurlit des ersten Steinhammers, der 
weggeworfen den Spielsinn abermals durch die Femwirkong reizen 
mußte'' 

Aus diesem Spiel- und Kunsttrieb entwickelte sich dann allmählich 
der Forschungs- und Erfindungstrieb, der freilich im Altertum 
unter den dort herrschen lien sozialen Zustanden (der Sklaverei usw.) 
nidit zur vollen Entfaltung ^'elangen konnte. Dies war vielmehr erst 
möglich, nachdem die Wissenschaf f en, die Philosophie den Geist 
der Menschen frei gemacht hatten, die geistige, soziale und wirtschaft- 
liche Freilieit erruneren, und durch den Aufschwung der Naturwissen- 
schaften die Grutuliage für eine wissenschaftliche Technik ge- 
schaffen wurden waj. 

An der Hand der Naturwis.senschaften hat die Menschheit mit 
dem Aberglauben, der sich stets als fort.schrittsfeindlich bewiesen 
hat, aufgeräumt und sich die geistige Freiheit geschaffen. 

Diese ließ sie dfinarh trachten, die Naturwissenschaften 
immer mehr in den Dienst der praktischen Technik zu stellen 
und immer mehr die Ergebnisse der wissenschaftlichen Technik praktisch 
zu verwerten. So gelangte man zu den großen Fortschritten auf dem 
Gebiete der Dampf- und Elektrotechnik, die wiederum, zumal 
nachdem die Gewerbefreiheit eingeführt worden, und der frühere 
enge Rtild tische Markt zum nationalen und Weltmarkt erweitert war, 
die Entstehung industriellerund kommerzieller Großbetriebe beförderten; 
diese wirkten dann ihrerseits wieder auf die Forderung des technischen 
Fortschrittes hin. 



1) Müller-Lyer, Phasen der ivultur und RichtuiigHlinieu d«et Fortochrittea. 

Mflnebea 11NM. 8. aCBff. 
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„Die Naturwissenschaft reichte der Technik die hilfreiche Hand 
zur Freisetzung der Arbeitskraft des Mph sehen, und hinter der Sieges- 
bahn der Technik, hinter dem Fortschritt der NaturwissoDScbaft war 
langsam und bedächtig die geistipre Kultur gefolgt" 

Der steigende Mensclieugeist erkämpfte sich im Staate die per- 
sönliche, politische und wirtschaftliche Freiheit. Die freie 
Konkurrenz, die sich in der nunmehr gegebenen Freizügigkeit, 
Niederlassung.^- und Geworbefreiheit verkörperte. erm<^glichte 
dem Menschen auf allen (lebieten die freie Betätigung seiner Fähig- 
keiten und erwies sich so als eine segenspendende Förderin des 
technischen Fortschrittes. 

Eine notwendige Voraussetzung war auch die Entwicklung der 
Arheitsteiluug, bzw. Arbeitszerlegung; ja, man darf wohl behaupten, 
daß diese, zusammen mit der Ausbildung der Geldwirtschaft und 
des Kapitalismus, die moderne technisch- wirtschaftliche Entwicklung 
erst ermöglicht hat«). 

Die Arbeits- bzw. Berufsteiluag ist der Hebel der modernen 
technischen, wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung. 

Die allseitigste Förderung hat der technische Fortschritt jedoch 
auf der Basis der Gewerbefreiheit durch den Kapitalismus erfahren, d.h. 
diejenige Wirtschaftsstufe, in der — im Gegensatz zur reinen Nahrungs- 
wtrtsciiaft — die einzelnen Wirtscbaftssubjekte mehr oder weniger zur 
Erwerbswirtscbaft, d. h. zur möglichst günstigen Verwendung ihrer 
KrSfte and Mittel flbergegangen sind*). — 

Die Anlgiibe der vorliegenden Arbeit ist es nnn, die Widerstlnde, 
die der technische und wirtsdiaftKche Fortschritt seit dem Altertume bis 
aof die Gegenwart za überwinden hatte, Icurz und Isritiscfa darzastellen. 

Es darf wohl als eine allgemein anerkannte Tatsache hingestellt 
werden, daß in alten Geschichtsperioden der Fortschritt, sei es 
nnn der technische, der wirtschaftliche, der geistige oder der politische, 
stets $xd die heftigsten Wider stSnde gestofien ist Als ebenso nnum- 
stritten darf man aber anch den Satz aufstellen, daß nicht das Be- 
harren auf dem einmal Erreichten, sondern nur der FortBchritt 
anf allen Gebieten menschlicher Betätigung das Wfinschens- 
nnd Erstrebenswerte ist Dies ist zu einem nnverrQcfcbaren Axiom 
geworden, seitdem der Entwicklungsgedanke klar erkannt worden 
ist und alle irdischen Gebiete beherrscht 



1) Wendt, Die Technik als Kulturmadit, Berlin 1906. S. 314. 

2) Wflrnieko, Kapitaliniiii« und MittoltlandBpolitik, Jena 1907. 8.85. 

3) Wernicfce a. a. 0. 8. 306/H07. 
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Alles entwickelt sich vom Niederen zum Hnheren. also 
ist der Fortschritt das Naturgemäße und das Wünschenswerte. 

Stillstand ist Rückschritt; da es nun aber keinen dauernden 
Rückschritt geben darf, so muß der Fortschritt auf alle Weise 
gef fordert -w-erden, anstatt daß man ihm Widerstand entgegensetzt; 
vielmehr ist letzterer auf aUe Weise zu bekämpfenl 

Aber wie sich im Laufe unserer Darstellung ergeben wird, ist 
leider in der Geschichte sehr oft das gerade Gegenteil der Fall ge- 
wesen, und ist es zum Teile noch heute. Diese kulturhistorische Er- 
scheinung, daß der technische und wirtscliaftliche Fortschritt zu allen 
Zeiten auf den stärksten Widerstand gestoßen ist, bzw. sehr starke 
Hemraungsmomente für ihn vorhanden waron, näfier /ii untersuchen inid 
im Einzelnen zu l)etrachten, kann daher wohl kaum des allgemeinen 
Interesses entbehren. 

Bei der Sammlung des historischen Materials, das niclit Anspruch 
auf absolute Vollständigkeit macht, ist mir Herr Louis Leopold, Berlin, 
behilflich gewesen, dem ich auch an dieser Stelle meinen hei^chsten 
Dank abstatte. 

Berlin im August 1910. 

Der Verfasser. 
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Das klassische Altertum 'K 



L Abschnitt 
Ägypten und Griechenland. 

Die Völker des klassischen Altertums, deren so lioch entwickelte 
Kultur von uaermeßlidiein Einflüsse auf die niodernc Kultur ge- 
wesen ist, können nicht in gleicliem Maße Anspruch darauf erheben, 
auch in der Technik, d. h. der Verwendung der Naturkräfte, die Lehr- 
meister der modernen Knlturmenschbeit geworden zn sein, obwohl ihre 
KoDstfertigkeit anf manchen Gebieten geradezu staunenerregend ge- 
wesen ist. 

In den alt^en ßcid^ des Orients freilich geliörte bei der dort 
best ehr n h^u mehr oder wenif^or strengen Kastenverfassung und der 
nocli •geringen Eiitwicklimg der Individualität die Staats re^'ieriing, die 
Verteidigung des Landes, das (lewerbe, der Handel usw. bestimmten 
Menschenklasseu au, und su wui die Berufstätigkeit eine vielfiach scharf 

1) Literfttor. 1. ßlQmner, Die goworblidie Tätigkeit der Völker des 

klassitichen Altprtiimfi. Ijdpzig IBfiO. — 2. Ulüinner, Technologie uiul Tormino- 
logiederGewcrbü umiKüiiüto der Griechen und Römer, Bd. I. Loipzigl875. - 3. Bücher. 
EnUttebung der Volkswirtschaft, 1. Aufl., Tübingen 18".)3. — 4. Büehsenschütz, 
Die Uauptstätten des GewerbefleiBes im klassiachen Aitertum. Leipzig 1869. — 
5. Ernst, Kultnr und Tecbnik. Berlin 1888. — 6. FrledlHnder, Darstc! Inneren 
auR der Sittciif^oscliiclito Roms, .'J. Teil. Lfipzifr 7. Iloffmeist' i Dir 

wtrtochaftliche Entwicklung Koms. Wien ISUd. — b. Loria, Sklavenwirtsdiaft im 
noderaen Amerikm und m «urofillsehen Altortnm. Zeitscbr. f. SozUd- und Wirt^ 
»chaftsgeschichtr. Bd. IV, 1896. — 0. Marquardt, Rilmisrhc St.i.itsvcrwaltung, 
Bd. III, Leipzig 1878. — 10. Marquardt, Das Privatleben der iüimer. Leipzig 
1886. — 11. Meyer, Eduard, Die wirtschaftliche Entwidtlung des Altertama. 
Jena 1895. — 12. Meyer, Eduard, Die Skl.ivorei im Altertum. Dr. In 1891). 

— 13. Meyer, Eduard, Güachicbte deH Altertum». Berlin lOOl. — 14. Muiinu»un, 
Römische Geschichte. — 15. Wendt, Die Technik aU KulturmachL Berlin 1908. 

— IG. Wernicke, Kapitalismus und Mittelstandspolitik. Jena 1907. 

Wernioke, Kanpf um dm wirUduüUkboo ForUNhriU. 1 
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begrenzte, unfreie nnd erbliche. Hierbei gedieh das Handwerk zu- 
nächst vortrefflich. Die Weberei, die Lederbereitung, die Arbeit in 
Metallen, edlen Steinen, Ton und Glas erhielt schon im Orient eine 
hohe Vollendung, wie wir denn überhaupt im alten Orient im Boginn 
unserer Kunde eine hochentwickelte Industrie und einen all^'omeinen 
Handelsverkehr finden*). Gegen Ende des 3. Jahrtausends v. Chr. 
begegnet uns in Ägypten in den Stedten eine zalilreiche bürgerliche 
Bevölkerung von Handwerkern und Kiinfleuten. Manche Handwerker 
sind leibeigen, z. B. die Weber; andere jedoch, wie Barbiere, Waffen- 
und Goldschmiede, Steinmetzen, Maurer, Bildhauer und Baleamierer 
«erden in der Literatur als frei geschildert und erscheinen in den 
Denkmfilem nicht selten im Besitze eines ansehnlichen Vermögens mit 
zahlreichen Sklaven und Sklavinnen'). Eine durchgreifende Änderung 
erfuhr das Sklavenwesen in Äg)T)ten mit dem neuen Reich (seit loHO 
V. Chr.). Jetzt macliten sich die Einflüsse Asiens geltend Eine be- 
sondere Wirkung der siegreichen Kriege war, wie immer in solchen 
Fällen, ein starkes Anwachsen der Sklavenzahl: zu den Negern, die 
zu allen Zeiten nach Ägj'pteu jmpoiliert wuiden, kamen zahlreiclie 
asiatische SUsTen hinzu, die uns als Arbeiter, Handwerker usw. in 
den Monumenten dieser Zeit fiberall begegnen. 

In Griechenland bildete die Landwirtschaft noch das durchaus 
vorherrschende Lebenselement der Nation. Jedodi auch in der home- 
rischen Zeit gab es in jedem Doi-fe bereits Handwerker'). Die ältesten 
sind wohl die Metallarbeiter (xaXxeig), ferner die Touarbeiter 
die die kostbaren Motallwaren in Ton nachbildeten, die Künstler in 
Stein, Ton, Metall, ferner der xexTon' dovQ(nv, der Zinnnei ninnü , der 
Hünser für Menschen und Götter, Pflüge (Hesiod op. 4öü), Schitie 
bauen kann. Alle diese Handwerker sind persönlich frei, aber 
sie gelten nicht fflr voll. Sie stehen unter den eigentlichen Ge- 
meindeangehörigen, den kleinen Bauern. 

In Griechenland entwickelte sich allmShlich eine fütr den Export 
arbeitende Industrie. So fabrizieren die Milesier vor allem Wollstoffe, 
Purpurgewänder, Teppiche, die sie nach Italien exportieren; mit ihnen 

rivalisieren namentlich Chios und Samos. Durch die Metallarbeiten, 
Waffen, Gefäße und Scbmuckgegenstibide sind Korintb, CbaUds, Argoe 
vor allem berühmt. 

So wurden allmählidi die Verhältnisse der homerischen Zeit tief- 
greifend umgewälzt Die neue Industrie beduifte zahlreicher Arbeits- 
kräfte. 



1) Edaard Meyer, Die wirtschaftliche Entwicklong des Altertanui. Jena 

1895, 8. 7. 

2) Mey.M, ii. a. 0. S. 9. 

'6) Me^er, a. a. 0. S. 16 ff. 



Digrtized by Google 



- 3 — 



Da die natürliche Bevölkerungsvermehrung nicht dazu ausreiclite. 
und auch die kleinen bürgerlichen Handwerker wenig geneigt und wenig 
befäJiigt waren, sich der Fabrikarbeit zuzuwenden, so entwickelte 
sich nunmehr ein stets zunehmender SklaTenimport, der mit 
dem Anwachsen und der Verbreitung der Industrie gleichen 
Schritt hielt 

Aber gleichzeitig trat mit der allmählichen Ausbildung von Handdi 
und Industrie zwischen Adol und Bauern ein neuer Stand der stSdtischen 

Gewerbetreibenden, nämlich dei- Händler, Kfinflcute, Matrosen und all 
<lor freien Handwerker und Arbeiter, die von den neuen F.rwer}>s- 
zweigen lebten. Diese neuen Klassen stürzten in Verljindung imi dar 
Bauernschaft die Adelsherrschaft und setzten das freie Bürgertum an 
deren Stelle^). 

So gelangte in Griechenland und besonders in Athen beim Bürger- 
tum die Freiheit des Individuums allmAhlich zu ihrer voUen Ent- 
wicklung. Jeder einzelne hatte nunmehr das Bewußtsein , zu allen 

Aufgaben in gleichem Grade berufen zu sein, ^vie denn in Athen die 
"Weber, Walker, Schuster, Zimmerleute, Schmiede usw. und Baneni sich 
zur Staatsrogicrnng ffir völlig geeignet hielten. Die [,'roHeii (ieister 
des griechischen Volkes, wie Plato und Aristoteles, behaupteten freilich, 
daß eine geistige Tätigkeit mit einer banausischen Erwerbs- 
art unvereinbar sei. Als ehrenwert und beliebt galt bei den 
Griechen nur der manufakturmäßige Betrieb gewerblicher 
Tätigkeit durch Sklaven unter Aufsicht eines Geschäftsfflhrers, 
wobei dem Unternehmer eine fortdanernde Handarbeit er- 
spart blieb. 

Hierauf beruht es nach Meyer") auch, daß die antike Wissen- 
schaft zu einer Nationalökonomie, einer Untersuchung der Krseiicinungen 
des wirtsrbaftliehen und finanziellen Lebens nicht gelangt ist *). 

Aber trotz aller dieser „aristokratischen" verkelirsfeindliclien 
Staats- und (iesellschaftstheorien wird nach dem Sturze; der Tyrannis 
Koriuth vollständig zur Handels- und Industriestadt, die zaJil- 
reiche Sklaven beschäftigt und in der auch die Mehrzahl der Bürger 
von der Industrie lebt 



1) Meyer, a. a. 0. S. 24. 

2) Meyer, a. n. 0. S. .^3. 

3) Meyer ist im übrigen der Ansirlit, «laß es ein gnindfnlfsrhps Vonirtoil 
der herrHcbonden Meinung »ei, in dieser Auflai.sung etwas für djis Allrrtuni 
zifisch Charakteristisches zu erblieken und sie als die Wirkung der Sklaverei zu 
betrachten. Vgl. hierzu auch Meyer, Die Sklaveroi im Altertum, Dresden 1899, 
pomiin, besonders S. 37: ,.Dcr Handwerker oder der KrRmer, der vorwärts kam, ist 
im Altertum auf seinen Stand und seinen Erwerb eben so stolz gewesen wie sein 
moderner Kollege, mochte er auch im Altertum wie in der Gegenwart von dem vor- 
nehmen GnindUMitier eder GroBkanfioiiiitt nodi m sehr Aber die Adisel angesehen 
werden*'. 

1* 
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„Während sonst Barbaren wie Griechen mit Geringschätzung auf 
die Ilaniiwerker herabblicken, allen voran die Lacedämonier, werden in 
K<Miiith die Handwerker am wenigsten Yerachtet'S sagt Herodot (II, 167 

Auch in der Landwirtschaft greift die Sklaverei um sich, vor 
aUem dadurch, daß das Großkapital za allen Zeiten den dringen- 
den Wunsch hat. Grundbesitzer zu werden. Aber doch ist der 
Sklavenbetrieb in der Landwirtschaft für die piiorhische Welt nur eine 
Ausnahme geblieben; der eigentliche Hauptsitz der Sklaverei 
war nach wie vor die Industrie, die Fabrik"-) und, fügen wir 
noch hinzu, der private Haushalt 

1) Zitiort ]>c\ Meyer, a. a. O. S. 28. 

2) Eduard Meyer, Die Sklaverai im Altertum. Dresden S. 33—35. 
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Born. 

Nicht anders stand es mit der Technik in Rom. Treffend führt 
Blfimner^) zusammenfassend hierüber ans: 

nWer die Geediichte des rdmischen V<dkes kennt, für den wird 
es nicht unverstSndlidi sein, dafi das rOmische Volk in industrieller Be- 
ziehung eine gegen andere Nationen sehr untergeordnete Stellung ein> 
nimmt. Die Handwerkcrzfiiifte, deron Einrichtung von der Sage dem 
König Nunia angeschrieben wird, — Plut. Nuni. 17 — mögen zwar 
so alt wie die Stadt selbst sein, werden aber lange Zeit hindurch die 
einzigen gewesen sein. Was man sonst noch brauchte, lieferton 
die italischen Landschaften und, wenn es besondere Kunst 
erforderte, Etrurien, sp&ter Asien und Griechenland, und 
diese ▼ollendeten Erzeugnisse ausUndischer Industrie hemm- 
ten das Gedeihen der einheimischen Fabrikation." 

„Aber eine Fortentwicklung des Handwerks, ein Streben 
nach Vervollkommnung der Technik, wie wir es in Griechen- 
land und in noch höherem Maße im Orient finden, lag auch 
gar nicht in der Absicht der Römer. Die Sucht, den römischen 
Staat zur Weltmacht zu erheben, und das dem altrümischen 
Charakter so tief eingeprägte Bewufitseiu der Staatsange- 
hörigkeit hatten zur Folge, dafi jeder Bürger mit allen seinen 
Kräften zunächst dem Staate, dann erst den MitbQrgern oder 
sich selbst diente und daß dabei die Handwerker, sobald sie 
nur für das Allernötigste zu sorgen imstande waren, weiter 
keine Berücksichtigung fanden, war eine natürliche Kon- 
sequenz." 

„Als dann die mit Glück geführten Kriege die Zahl der Sklaven 
vermehrten, als muu diese nicht mehr blalj zur Bestellung der Felder 
und überhaupt in der Landwirtschaft, sondern auch in Walkmühlen und 
anderen Werkstätten verwenden konnte, da sank das Handwerk, das 
anfängjiich geachtet gewesen war, in den Augen des stolzen Römers 
zu einer, eines Qniriten unwürdigen Beschäftigung herab. . . . Handel 



1) Hugo Blamner, Die gewerbliche Tätigkeit im klassiMben Altertum. 
Leipzig 1860. 
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und Ilaiidwerk fralten jetzt für unanständig und blieben den 
Sklaven, Freijj^clusseneii iiml den Fremden überlassen/' 

Dabei konnte natürlicli von keiner gedeihlichen Ent- 
wicklung der Industrie die llede »ein, und wenn auch einige 
unentbehrliche Handwerke eine grdfiere Bedeutung erlangten, 
so erstreckte sich dieselbe doch Uber die zunftchstliegenden 
Landschaften nicht hinans. 

..Mit der zunehmenden Macht nnd GrOfie des Reiches stiegen 
auch die Bedürfnisse und der Luxus; aber einen vorteilhaften 
Einfluß auf die Gewerbetätigkeit hatte das nicht: der Bttrger- 
und Handwerkerstand fehlte in Rom fast gänzlich." 

„Immer ausgedehnter wurde die Zufuhr fremder Produkte und 
ludusüieerzeuguisse; immer mehr schwand die einheiuiische Industrie.'* 

Ihnlich flthrt Eduard Hejer') aus: „Die Unfreiheit des Alter- 
tums die Sklaverei — bildete auch in Born ein direktes Hindernis 
fiOr die Entwicklung der Technik. Diese Sklaven, die durch die un- 
unterbrodienen Kriege in großer Zahl auf den Markt geworfen wurden, 
spielton bereits in der staatlich und militärisch organisierten Bauern- 
schaft des alten Italiens eine nicht unbedeutende Rolle." 

Mit der Gewinnung der Weltherrschaft kam es in Koni alhnäli- 
lich zu einer furclitbaren und jicrmanenten Krisis, durch die in dem 
llauptteilo Italiens die BauernscbaiL in wenigen Jalirzehnten fast völlig 
vernichtet wurde. Andererseits wurden durch die ununterbrochenen 
Kriege al|j8hrlich grofie Scharen von Gefangenen auf den Arbeitsmarkt 
geworfen. Diese erwiesen sich als billige und brauchbare Arbeitskräfte 
und konnten voU ausgenützt werden. So kam es zur Entstehung der 
großen Latifundien ujid SklavenwirtschafL Hierzu kam, daß die 
regierende Aristokratio in Rom, seitdem sie durch die Weltherrschaft in 
den Besitz eines uniioliruren N erniügens gelangt war, geradezu gezwungen 
war, immer mehr Land aufzukaufen, da es für unanständig galt, 
ja geradezu verboten war, daß sie sich mit Geldgeschäften, 
kaufmännischen und industriellen Unternehmungen 
abgab, obwohl sie das Gebot oft genug zu umgehen wußte. Aber 
auch fflr die Geldleute, die Spekulanten, Bsnkiers, Kaufleute, diejenigen 
Elemente, die sich allmählich zu dem Stande der Ritter- 
schaft fequites) zusammenschlössen, gab es sclilieRlicli kein 
höheres Ziel als einen Teil ilires \'ermögens in Grundbesitz 
anzulegen und sich damit der regicreudon Aristokratie gleich- 
zustellen*). 

Von Italien griff diese Latifundienwirtschaft nach Sizilien itin- 
flber, von dort in die Provinzen, so daß in kurzer Zeit die Kriegs- 



1) Etluard Moyor, Die Sklaverei im Altertum. Dresden 1899, S- 40 f f . 

2) Meyer, e. a. 0. S. 41 ff. 
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gefangenen für den Sklavenbedarf nicht mehr ausreichten und ein orga- 
nisierter Sklavenfang sich entwickelte, der teils auf legitimem Wege 
durcli die Auswudierung der Provinzen, teils auf illegitimeui durch die 
Piraterie betrieben wurde. Eine unausbleibliche Folge dieses auf der 
Sklaven Wirtschaft juheuden Latifundien weäeus war die Verwüstung 
und EDtvölkerDDg eines blflhenden Landes nach dem andern 
und die hiermit im Zusammenhange stehenden großen Sklaven in ssrrek- 
tionen des 2. und 1. Jahrhunderts v. Chr. 

Der größte Teil aber der in Italien und später auch in den Pro* 
vinzen infolge der Entwicklung der Skaven Wirtschaft in die Städte ge- 
drängten ehemals freien Landbewohner fiel der Arbeitslosigkeit anhcini, 
denn eine so starke Industrie, die sie hätte aufnelimcn können, 
war nicht vorhanden. Italien wurde zudem großenteils mit Industrie- 
waren wie Laudwirtäcliaftöprodukteu aus den unterworfenen Ländern 
versorgt. 

In Born war die Industrie Uber die in der griechischen Zeit er- 
reichte Stufe nicht liinausgekommen! In Rom und den mittelitalischen 
Städten hat sie nie eine große Bedeutung erlangt <). 

„Das 1. Jahrhundert v. Chr. bildet den Höhepunkt der 
antiken Sklaverei: Damais sind die Zustände zu voller Entwicklung 
gelangt, die die populäre Auffassung als t}'pisch fQr das gesamte Alter- 
tum betrachtet Da treten neben die agrikole Sklaverei die gewaltigen 
Sklavenscharen des Hauses, die teils zu persönlicher Bedienung ver- 
wendet, tefls mit raffinierter ArbeitsteOnng ffir alle möglichen Aufgaben 
der Hausindustrie verwertet wurden. Damals konnten Haushalte von 
ungeheuren Dimensionen entstehen, die so ziemlich ihren ganzen Be» 
darf an Lebensmitteln wie an Fabrikaten selbst beschafften. — 
Wie wenig das für die antiken Wirtscliaftvcrliältnissc im allgemeinen 
bedontPt, lohrt, wenn niclits :inderes, so ein Blick in ein Venceiclmis 
ior unzähligen Haud Werkerkorporationen Borns oder einer anderen 
Üroüstadt" 

Auch in der Eaiserzeit entwickelte die Sklaverei sich weiter. 
Diesem besitzlosem Proletariat auf der einen Seite standen jetzt auf 
der anderen Seite ungeheure Kapitalien und em gewaltiger Grundbesitz 
gegenaber*). 



1) Meyer, Die Sklaverei im Altertum. Dreftdcn 1899, S. 46. — Meyer 
will ilas Folilcn einer Imliistrio im alten Italien vor allein il;i<liinb <'rk!;in n, daß 
die antike Weh nicht nur kuUureU, sondern auch polititich zu einer Einheit ge- 
worden war und Aat ihr daher da« answftrtige AbBatsp^ebiet feblte, wihrend 
die Entwicklnncr der rnodornon (Jroniiulu-^trir' ganz wesentlich auf ili : T^rsclilicnnni? 
und Ausbreitung autswftrtigor Absatzffobiete beruhen. Demgegenüber möchten wir, 
wie b«i«ilB oben dargelegt, das Fmlen einer Indiutrie in enter Linie auf die 
Bkitten Wirtschaft zurückführen. 

2) Eduard Meyer» Die wirtschaCtliche Entwicklung des Altertums. Jena 
1895, 8. 47. 
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„Es gibt im Staate nicht 2000 Leute, die ein Vermögen haben 
(iion cssc in ciritate duu lüilui iiominuni, qui rem haberent, Cicero de offi- 
cUs n, 73), hat der Tribun Philippus, em Hanptvertreter der Kapitalisten- 
portei, im J. 104 auf dem i^misdieii Fomm gesagt Das war das 
Resultat eines Jahriranderts der WeltherrBhaff*^- 

Die antike Kultur mußte a1)cr mit ihrer fibernormalen 
Steigerung und allgemeinen Verbreitung wieder absterben; 
die geistige Kultur muüte sich ausleben, weil ihr keine Pro- 
bleme mehr gestellt waren. 

Die allgemeine Bildung ward immer geringer an Gehalt. Die 
Kunst fiel einem furclitbar raschen Verfall anliciin; dies trat im Gegen- 
satz ZU den großen Schöpfimgen der tnyanisch-hadrianisehen 2mt bereits 
unter den Antoninen und später henror*). 

Nach Schmoller*), dem audi die herrschende Ansicht folgt» bat 
die Sklaverei die antike Welt von ihrer Kultur herabgestfirzt; 
auch Mommsen erblickt in der Sklaverei den Krebsschaden 
der antiken Vorli lltnisse. 

Auch Wendt*) glaubt diesen Untergang nnd das FehU n einer 
durchgebildeten Technik in erster Linie darauf zurückführen zu müssen, 
daß im Altertum die freiwillige Eingliederung in den Mechanismus 
der Produktion fehlte. 

„Die eingefflhrten Arbeitskräfte batten zur Arbeit nicht 
den Willen. Unaufhörlich ertönte die Klagen Ober die Sklaven, die 
als eine minderwertige Menschensorte galten. Durch die Unfreiheit 
der Arbeit wurde die Initiative, das Lebenselement einer jeden 
Produktion, in seiner Entstehung und Entfaltung unterbunden." 

Eb fehlten eben an der Technik interessicte selbsttätige 
Unternehmer, ein Moment, das schon von vornherein dem Auf- 
kommen eines blühenden Gowerbefleißes Abbruch tun mußte 

Hierzu kam das Verhältnis von Technik und Kunst, das 
in Born herrschte. Die känstlerische Ausgestaltung der Dinge hinderte 
die Anwendung und Entfaltung der Technik. 

Ebenso war das Zuströmen der Kunsterzcngnisse aus den 
alten Kulturländern dem Aufkommen der Technik in Rom 
hinderlich. 

Gal> es nun im Altertum keine feste Grenze zwischen Knust und 
Handwerk, so waren beide durch tausendfaclie Übergänge verbunden. 
Da auch der Handwerker Auge und Hand an den herrlichsten Mustern 

1) Meyer, n. •. 0. Doch dürften dieM Zahlen eher flbertrieben uan. 

2) Meyer, a. e. 0. 8. 52. 

3) Zur Sozial- und Gewerbepolitik, 1890, 8. 377 ff. 

4) Wendt, Di© Technik als KulfnrmnrhL Herlin 100^, 

5) Achillo Loria, Die Sklavenwirtschaft im modornon Amerika und im 
curopHiHchen Altertutnc. Zi itschrift f. Soziel- a. Wiituheftageschidite, Bd. IV, 
Weimer 1696^ S. 67 ff. und Werntcke a. a. 0. 
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bildete, 80 reichte fflr ihn technisehe Fertigkeit hin, um gute Nach- 
ahmung^ zu liefern, und so eroberte Gleichsam das Handwerk einen 

^^oßen Teil des Gebietes, das in anderen Zeiten der eigentlichen Kunst 
bzw. dem Kunstgewerbe gehört liat^). Ein großer Teil der ^nr Aus- 
führung umfassenderer Kunstuntemehmungen verwendeten Arbeiter waren 
Sklaven. Da nun in der Kaiserzeit die Kunst einen sehr großen Raum 
im Gewerbe einnahm, und da die überwiegende Mehrzald derjenigen 
Penonen, die beide Berufe anaflbten, sääi in einer niedrigen Lebens- 
stellung befimden, wurden äße Perecmen, denen das Verstlndnis ffir 
das wahre Wesen beider fehlte, daza verleitet, Handwerk nnd Technik 
mit Kunst mehr oder weniger als gleichbedeutend anzusehen und aach 
in dem wahren Künstler nur den höhern Handwerker zu erblicken. 

Nur die Architektur erschien den Röinern als eine würdii^e 
Aufgabe, da der Hausl)au von Anfang an zu den (ieschäften des pater 
familias gehört hatte. So bildeten sie denn auch in der Architektur eine 
bewunderungswerte Technik aus und entwickelten hier sogaj- eigentümliche 
Runatformen. Aber entsprechend der das ganise Altertum beherrschenden 
Aoffosaung, wonach Knnst nnd Handwerk niemals strenge unterschieden 
wurden, wurden alle die Meister, die die bewunderungswerten Werke 
der Architektur schufen, als Handwerker betrachtet, wofern sie nicht 
Sklaven waren. 

Bei ihrer vorzugsweise jHjlitischen Veranlagung mußte dm Römern 
naturgemäß auch eine wirtschaftlich-technische Enlwicklungsniügiiclikeit 
fehlen. Wie für den Römer der klassischen Zeit das „Civis Romanus 
sum" im Vordergrund allen Interesses stand, wie ihm als politischem 
Menschen nur die „res publica Romana*^ am Herzen lag, der Begriff 
der „Gesellschaft" im modernen Sinne dagegen unbekannt war, ebenso 
hatte er außer dem Ziele, die res publica Roroana zur Weltmadit zu 
erheben, keine anderen Ziele und Ideale, und so konnte ihm auch gar 
nicht das Ziel einer technisch-wirtschaftlichen Entwicklung seines Volkes, 
das als ein eminent politir -hos sich die Herrschaft über den gesamten 
Orbis terrarum erwerben sollte, vorschweben. Die notwendige Folge 
einer solchen Denkungsart und Betätigung konnte nur eine Abstumpfung 
in technisch-wirtschaftlicher Beziehung sein, die ihren Einfluß auf den 
moralischen und sittlichen Verfall, dem das rGmische Weltrdch entr 
gegengmg, nicht verfehlen konnte. 

Meyer') will der allgemeinen Ansicht nicht beitreten; zwar sei 
die Sldaverd, so meint er, mit Schuld an dem Untergange der antiken 
Welt gewesen; doch sei deren Redeutunj; in den letzten Jahrhunderten 
der Republik und in der Kaiserzeit fortwährend zurückgegangen. Be- 



1) Friedländer, Darstellungen aus der Stttengeticliichte IlomR, B.Teil, 8. 196. 

2) Meyer, Die wiilschi^Üiche fintwicklung dea Altertums. Jen» 1805, 

8. 55, 58- 61, 70-72. 
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sonders in der Kaiserzeit habe sie nicht zu- sondern abgenommen. 
So habe denn auch die Sklaverei beim TTntcrji:an':^c des Altertums nicht 
die Kolle gespielt, dio man ihr zuzuscIireibtMi ptic.i^e. Nienialb liabe es 
im Altertum eine Sklavenfragc gegeben (V!); auch seien Sklavenaufstände 
von irgendwelcher Bedeutung nie vorgekommen !). 

Nach Meyer ist vielmehr in dem ständigen Anwachsen des Groß- 
kapitals, das ohne ein ebenso gewaltiges Anwachsen eines besitz- 
losen Proletariats nmnöglieh war, die Ursache des Absterbens 
Roms zu erblicken; hieran sei auch dadurch nidits geSndert worden, 
daß im Gegensatz zur Entwicklung der Republik in der Kaiserzeit die 
Sklavcnwirtschaft und der Großbetrieb immer mehr znrftckgcgangcn 
seien. Das a!l<_'emoinc Moment des Niederganges der römischen 
Kultur SCI über die Wirkung der Stadt und des städtischen 
Lebens gewesen. 

„Schließlich muß der Zustand eintreten, wo die Folgen klar zutage 
treten, wo der Rain der LandboTdlkerung auch die Stadt er- 
greift Handel und Verkehr beginnen zu stocken; die Industrie 
steht still. Tausende von arbeitsbegierigen Händen bleiben unbe- 
schäftigt; denn die Grundlai^en des L(;i)ens, die Lebensmittel, werden 
nicht mehr in genilc^r^ndor Masse produziert, und so beginnen die Stidte 
zu veröflen, wie vorher das Land." 

„Die wehmütige Sehnsucht nach natürlichen Verhältnissen, der träu- 
merische Wunsch einer Rückkehr zu den einfachen Zuständen des 
kulturlosen Landlebens wird oft genug ausgesprochen, aber erfüllen 
liefi er sidi nicht Der Stfldter kann nicht wieder zum Landmann 
werden; voll geringsdUttziger Verachtung, im VoUgdühl, Teil za haben 
an der städtischen Bildung und an den HochgenCssen der Kultur, 
blickt auch der niedrigste Städter auf den dummen Bauer, den paga- 
nus, hinab." 

„So vernichtet die Stadt, ursprünglich das Hanptförde- 
rungsmittel der Kultur und die Ursache einer gewaltigen 
Steigerung und Vermehrung des Wohlstandes, schlieülich 
Wohlstand und Kultur und zuletzt sich selbst** 

Diese Darstellung trifft aber vu E. nicht den Kern der 
Sache und die wirklichen Ursachen des Unterganges Roma 
Diese sind vielmehr kurz gefaßt folgende: Die ewigen Kriegsdienste 
führten zur Verarmung der Bauern, zur Hörigkeit, zur Latifundien- 
wir tschaft und zur Vertreibung der Bauernfamilien vom liundf». In 
der Stadt aber schmolz der freie Mittelstand ebenso wie auf dem Lande, 
zwisscheu Latifundienwirtschaft, Sklaverei, Kapitalismus und durch tlie 
Kriege immer mehr zusammen, so daß bei der übermäßigen Aus- 
dehnung des Reiches, der grenzenlosen Unsittlichkeit, dem religiösen, 
moralischen und patriotischen Bankrotte, dem yollstilndigen VOIker- 
mischmasche, die eigene freie Bevölkerung nicht mehr für das Heer 
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ausreichte, vielmehr nach dem Eindringen der Barbaren als Haiipt- 
bestandfpil des Heeres das Reich ganz von seihst ffir den Zerfall, den 
Untergau/^ reif wurde. Die Sklaverei, die die Fortentwicklung der 
Technik, die Ergfinzung und Stiirkiiiig dos ali.sterbenden Mittelstandes, 
die Ergänzung deä ätehenden Heeres verhiitderte, die übermäßige Aus- 
debsuBg des Riesenraiches, die innere Auflösung aller Verhiltnisse 
führten zum notwendigen Zusammenbruche. Das Ideine, moralisch 
und physisch ausgehöhlte Italien reichte nicht mehr aas» das Riesen- 
weltreicb zu behaupten. 

Fassen wir unsere bisherigen Ausführungen nochmals zusammen, 
so (Mi,nbt sich also, daß es im Altertum vornehmlich die Sklaverei war, 
die einer vorgesclirittencn Technik, d. h. einer rationcllrn Dienstbar- 
niachung der Naturkräfte fflr das iMenschengestlilrclit. hindernd im 
Wege stand. Daneben wirkte freilich auch die spezifische Veranlagung 
der Völker des klassischen Altertums fQr das Staats- und Kriegsieben 
hemmend auf jeden technischen Fortschritt ein. 
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Das europäische Mittelalter und 
Nachmitteialten 



L Abschnitt. 
Dftö Mittelalter (bi» ca. 1550). 

Bei den roinanisclum und gernianisrlion ^'ölk('rn des früheren 
Mittelalters entfaltete sich das Wirtschaftsleben und die Toclinik. soweit 
überhaupt von einer solchen die Rede sein konnte, /.iinächst in jnnon 
großen Hofwirtsehaften, die auf tlem ausgedehnten (liuiidliesitzc der 
Könige, des Adels und <!er Kirche mit Leilteifjfeneii und Hörigen 
betrieben wurden, und die als die Fronhöfe') bezeichnet zu werden 
pflegen. 

In den Werkstätten dieser Höfe oder in deren Franenhäusern 
wnrden die anfreien Mftgde mit Spinnen, Weben, Nähen, Backen, Bier- 
brauen usw. beschäftigt. Andere gewerbliche Lelstnngen lagen den 
hörigen Bauern in Gestalt von Naturalzinsen ob. 

Aber unter der Herrschaft dieser ,.tjre?rhh).sseneu Häu^wirtschafl" 
nnterlagen alle die.^e Gegenstände des täglichen Bedarlb noch keinem 
regelmäßigen Austausche, vielnieiir bildeten nur seltene Naturprodukte, 
bzw. solche Güter, die in den betreffenden Gegenden nicht gewonnen 
wurden oder werden konnten, und gewerbliche Erzeugnisse von hohem 
speafischen Werte die wenigen HandelsartikeL Von einer freieren 
Entwicklung und Ausgestaltung der Technik konnte unter diesen Um> 
ständen keine Rede sein; denn jede Einzelwirtschaft empfing durch 
den Eigenbedarf ihrer AnLrehörigen Anstoß und lürhtung. Was sie 
/Iii Befriedigung dicse.s Kii;eiil»eiiarfs selbst erzeugen konnte, mußte 
sie hervorbringen. Öo fehlte es denn an der ersten Grundlage einer 



1) Die folgende Duvtclhmi^ t>ornht Tornehmlieh auf: Karl Bflchcr, Die 

KiUstfhung der VoIkKwirtKch;ift. Tüliii:L,'<'ii ls!);}. V<;l. für {]!(> L'aiv/.o fi)lnf^tirlo Dar- 
stoHune auch: W. M i tscherlich, Der wirtochafilidm Fort&chrUt. Süiu Verlauf 
und Waen. Lei^j^ig 1910. 
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VervoUkommniinp und Verfeinerung der Technik, nfimlich der Kon- 
kurrenz freier Verkehrs wirtschaften und einer weitgehenderen 
freien Arbeitsteilung. 

„Die geschlossene Hauswirtschaft kannte längere Zeit in der 
Hauptsache nur Bedarfsproduktion und, wo solche nicht ausreichte, das 
GesdMnk, die freiwillige Gabe, nötigenfalts auch den Raub." Es gab 
danuds noch keine Tolkswirtschafdiche Arbeitsteilung und darum keine 
Berolisstlnde, keine Unternehmungen, kein Kapital, weder im Sinne 
eines zu Erwerbszweeken dienenden Gfltervonrats noch im Sinne der 
in Geld angesammelten Volkserspamlsse. 

Aus dieser „gesclilossencn Hauswirtschaft" entwickelt sicli allmäh- 
lich die "VVirt.scliaft des (iireklen Austausclies, d. h. die Stadtwirtschaft. 
An die Stelle der reinen Eigenproduktion tritt die Kundenpro- 
duktion. Die Eigenwii tächaft bedarf dauernd und regehuäJiig der 
Ergänzung aus den Produkten anderer Wirtschaften, und da dieser 
gegenseitige Austausch von Produkten leichtere Verkehrsformen erforderte, 
als das ältere Recht sie hat» bildete sich das Marktwesen aus, d. h. 
es wurde das Zusammentreflbn zahlreicher Käufer und Verkäufer an 
einem bestimmten Orte zu einer bestimmten Zeit üblich. Sitz dieser 
Märkte wurde die nunmehr sich entwickelnde Stadt, in der die Bauern 
vom liRnde und besonders die Großgrundherrschaften ihre Überschösse 
absetzten und dafür von dem städtischen fleweriie das erwai'ben, was 
sie nicht mehr selbst erzeugen konnten oder wollten. 

Hiermit sind wir zur Ausbildung dcä mittelalterlichen städ- 
tischen Handwerks gelangt 

„Das stidtlsche Handwerk**, sagt B flehe r^), „hatte ein ausschlieB- 
liches Absatzrecht auf dem Markte. Handwerfcsprodukte aus fremden 
Städten wurden nur dann zugelassen, wenn das betreffende Gewerbe 
in der Stadt keine Vertreter hatte. Sie pflegten von den auswärtigen 
Kr7cngem besonders an den Jabrniärkten zum Verkauf gebracht zu 
werden." 

Was al)er dieser Wirtschaf tseporhe noch fehlt, sind die stehenden 
Unternehninugen und das ünternehmungskapital. Besonders das 
letztere Moment — das Fehlen eines Unternehmungskapitals 
— bedeutete eine Hemmung der Entwicklung der Technik 
des Handwerks. Das Handwerk ist jetzt noch Obernehmen 
von Arbeit, kein Unternehmen. In der Form der StAr und 
des Heimwerks ist es fast kapitallos. Es verkörpert Arbeit 
gegen Lohn in fremdem Material und auch, wo der Hand- 
werker bereits mit eigenen Betriebsmitteln arbeitet, vollzieht 
sich die VVerterböhung des Produkts nicht in der Weise, dafi 



1) BflchAr, «. ft. 0. B. S2. 
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es in (lerFabrikation fortgesetzt neue Kapitalteile einschluckt, 
sondern so, daß Arbeit in es investiert wiid'). 

Das mittelalterliche Handwerk beruhte vorzugsweise uul der 
Knndenproduktion, d. h. der Handwerker arbeitete immer für den 
Konsumenteii seines Prodakts. MeisteoB war das Absatzgebiet ein 
lokales: die Stadt und üire nähere Umgebung. Alle diese Umstände 
fOhrten zur Kleinhaltung der in der Bruderschaft vereinigten 
Handwerker, die in sozialer Gleicliheit lebton. Drohte ein 
solcher Betrieb zu f^oü zu werden, so sornlrrfon sich neue Handwerke 
ab, die einen Teil seines Pro(luktiünsp;ebietcs übernahmen Diese 
„Arbeitsteilung des Mittelalters** (Büclier) schuf immer neue selbst- 
stiludige, völUg sozial gleiche Existenzen und führte später zu der 
eifersttehtigen Abgrenzung der Arbeitsgebiete, die ein gut 
Teil mit zu der Hemmung des technischen Fortsehrittes im 
Mittelalter beitrug. Wir werden weiter unten im Laufe der Dar^ 
Stellung hierauf noch zurückkommen und Belege hierfür erbringe. 

Charakloiistisch für das dcufsclic Handwerk des Mittelalters war 
seine OrganiBatioü in Zünften, Bruderschaften, (iilden, Ein- 
ungen, Ämtern, die allmählich von allgemeinen religiösen Vereinen 
zu fachgenobsenschaftlichen Verbänden von zum Gewcrbel)etriebe be- 
rechtigten Meistern eines Gewerbes zwecks Förderung ihrer gemeinsamen 
sozialen, polttischent wirtschaftlichen, insbesondere der gewerblichen 
Interessen wurden*). 

Wie andere Gilden, legten auch sie sich später das Recht zu, 
ihnen nicht genehmen Personen die Aufnalime zu vrrwoifinrn. „Wer 
aber zur Gilde nicht gehörte", saj^t Wilda (a. a. 0 S. ;J2<>), „sollte 
anch nicht das Gewerbe in der St:idt betreiben dürfen." Dieser sich 
jdlniähHch entwickelnde Orninlsat/, wurde nocli erweitert, indem der 
Zuuftzwang einer besteheuden Innung auch oft noch über die üiugegend 
der Stadt erstreckt wurde. 

Es entwickelte sieh auf diese Weise ein äußerst nachteiliges Mono- 
poHenwesen, was besonders dann sich zeigte, wenn die ZQnfte dahin 
trachteten, die Zahl ihrer Mitglieder zu verringern, nni die Nahrung 
der mnzelnen dadurch zu sichern und zu erl^chtern. Der Zunftzwang 
war das wesentliche £iement der ZQnite, er verlangte, daß alle, die 



1) BQcher, «. a. 0. S. 60. 

2) Bücher, a. a. O. S. 104. 

',V) Aus der flulSorst zaLlreidion Literatur ülior dio Zünfte seien bier nur 
hunorgchohcn: Willi. Eduard Wilda, Djis Giidonwcsfni im Mittelalter. Halle a. S., 

— Willi. Arnold, Das Aufkommen de« Uiuidwerkerstandes im Mittelalter. 
Basel 1861. — O. SchOnherg, Znr virtsefaaftliclicii Bedeutani; des detitRchen 
Zunfiw i'sons im Mittelalter. .lahrlifi« lior f X.-itinnaliikonouiie u. Stiitistik, IX. 
Jüiiu liUil, S. 1 — 72, 97 — — Stioda, Die Entstehung dei» deutncbeu Zuuft- 
wesene. Jena 1876. — Rudolf Eberetadt, Der UrHprung des Zunftwesem. 
Leipaig 1900. — Wernieke, Kapitaliamna. JeDa Ifl07« 8. 11. 
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in einer Stadt ein Handwerk treiben wollten, der eiiti^j »rechenden Zunft 
beitreten und sich ihrer Ordnung unterwerfen mußten^). 

Wenn nun anch dorch die Zünfte zi?eifellos längere Zeit bindurcli 
die Verbreitung der Hand- und Kunstfertigkeit gefördert wurde, 
so bewirkte der Zunftzwang nnd Bann andrerseits, indem er seiner 
Bestimmung gemäß von dem Handwerk die freie Konkurrenz 
fernhielt, duß später die riierlegenliei t auswärtiger Arlieit 
unschädlich gemacht, uiul jetiei- technische und wirtschaftliche 
Fortschritt unterbunden wur<ie. 

Zu dieser Unterbindung des tcchni.sclien und wirtschaftlichen Fort- 
schrittes durch die Zflnfte trug die Praxis bei, die Zahl der Gesellen 
nnd Lehrlinge zn beschr Anken*). 

Die erlaubte Zahl fremder Arbeitskräfte war in den ver- 
Rchiedenen Zünften verschieden, wechselte zwar im einzelnen im Laufe 
der Zeit, aber sehr selten ging sie über vier hinaus, unter denen 
meistens noch ein oder zwei Lehrlinge sein mußten. Durch diese 
geringe Zahl wurde der einz(!lne Prod u/.eiit gezwungen, sich 
immer in den Grenzen dos Kleinbetriebs zu halten. Bisweilen 
wurde in den Zunftiollen (so in Lübeck) der Ausdruck gebraucht: die 
Meister sollten zu dreien oder zu vieren arbeiten; anderen 
Meistern wurde erlaubt, zwei Burschen und einen Gesellen oder einen 
Burschen und zwei Gesellen zu halten. Wo aber eine derartige Be- 
schränkung durch die Natur des Gewerbes untunlich oder sonst un-> 
durchführbar erschien, hatten sich andere Mittel entwickelt, um das 
P r 0 d n k t i 0 n s q u a n t u ni des einzelnen nicht zu stark v erden zu 
lassen und die Kutwicklung zum (i robbet riebe zu voi Ii i [i 1 prn 

Die Absicht, daß keiner es dem aiKhirn zuvoriiiii solle, wurde 
auch dadurch erreicht, daü die Menge der Arbeit, die einer inner- 
halb eines gewissen Zeitraumes beschaffen durfte, Gegeustand einer Vor- 
schrift war«). 

In noch anderer Weise banden die Zttnfte sich durch die Vor- 
schrift, dafi manches oder alles Arbeitsmaterial gemeinschaftlich 



1) BbftfBtadt, Ursprung dos Zimftw«Ram und die Mieren Hmdwerker' 
verbände de« Mittdiiltors, lA''\\>/.]j: lltrio. :ni fn-ilii-li dor Ansiclit. daß die Beliiuiittung, 
dafi der Zuoftzwnng doii oretcn Zweck dor Zunft bilde, jeder uuiterielien Urund- 
llge entbeh»; vielmdir habe er Ton Anfang an nnr fermalreehflidie Bedevtnng 
gehabt 

2) Vgl. hierzu bebonders Wernicke, a. a. O. S. 37 ff. 

3) SchOnberg, a. a. 0., besonders S. 97 ff., lÜöff. und passira. Dagegen 
meint Franz Oppenhf imcr, daß die Boscbrftnkung der Zabi der Gesellen in 
enter Linie nicht auf d^H Itentrebcn, die Gleichmäßigkeit der Betriebe aufrerbt zu 
eiiuüten, ziirü> k/.ufübren aei, aonderit darauf, daJS die Zalil d(>r dnutals zur Ver- 
fflgung Klebenden Gcnellen nur eine geringe war. Diene Ansicht scbeint mir aber 
nicbt die ricbtige zu sein. 

4) Wehrmann, Die filteren Labeckiaeben Znnftrolien. Lflbedc 1864, 
Su 74/75, 145. 
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gekauft werden mufite, so daß weder in bezng auf die Gftte, noch 
in bezog auf die Menge einer einen Vorzng vor dem anderen haben 

konnte. So mußte in Lflbeck bei den BOttdiern das erste BOttcher- 
liolz, flas im Friilijahr seewärts ankam, in der Zunft geteilt werden*). 
Bei den Färbern in Lüheck mußte alle Fai1)o, l>oi don Ilaardecken- 
machern Borkhaar, seewärts eingeführtes rferiieluuir uiid KaJkiiaar ee- 
meinsehaftlinli {,'ekauft werilcii. Am weitesten gingen in Lübeck m 
dieser Beziehung die Schwertfeger. 

In den Rollen der Pantoffelmaeher, Haroischmacher u. a. wurde 
ferner in LQbeck bestiinnit, daß niemand mehr als eine Werketfttte 
haben dflrfe; Wehrmann ^aubt sogar, daß dies zweifellos bei allen 
Zünften Gesetz war, auch wo es nicht besonders ausgesprochen war. 

In der Wcbeici siielite man ^\ei^er durcli Beschränkung der 
Webstühle, sowie durcli das Verbot mehrerer Werkstätten und 
der Vergebung der Arbeit außerhall) des Hauses die Gleichmäßigkeit 
der Betriebe zu erhalten; womit natürlich auch der tocluiische 
Fortschritt hintangehalten wurde. Doch scheint ihnen dies in 
vielen FSIlen nicht gelungen zu smn. 

Denn trotz aUedem war das Aufkommen eines gewissen kapi- 
talistischen Großbetriebes in der Form des Verlagssystems 
nicht ZQ nmgehfflif d. h. ein Kapitalist erteilte einer größeren Zahl von 
Meistern oder Gesellen gleichzeitig Auftrage, gab ihnen das Uohmaterial 
und ließ dieses nach einem einheitlichen Plane in den einzelnen Werk- 
Stätten verarbeiten. 

Auch hier suchte die Zunftordnung gegen eine allzugroße Aus- 
dehnung des Betriebes einzuschreiten, indem für die für den Markt 
arbeitenden Zunftgenossen Beschrflnkungcn eingeführt wurden; so durften 
die Frankfurter Leineweber auf der Messe nur die Produktion von 
zwei Webstühlen verkaufen'). 

Ein nicht unerhebliches Hemmnis in der Entfaltung einer Technik 
zur Zeit der zunftlerischen Organisation des Handwerks waren aneh 
die bestimmten Grenzen, die einem Handwerke damals gezogen v aren, 
und die Eifersucht, mit der jedes verwandte Gewerbe die gezogenen 
•Scluranken bewachte'«). 

So sehen wir denn, wie das Zunfthandwerk auch in seiner Blüte- 
periode — denn um diese handdt es sieh hier — eme jede Ausgestal- 
tung der Technik, die Ansnfitznng und Anwendung der NaturkrSfte 
nidit nur zu vermeiden suchte, sondern ihr sogar feindlich gegenüber- 
stand, weil es eben das größte Interesse an der gleichmäßigen Erhal- 
tung der Kleinheit der Handwerksbetriebe hatte. 



1) Wehrmann, a. a. O. S. 146. 

2) Wt.rni.'ko. ;i. n. O. S ?,'.). 

'S) KolirHcheidt, Vom Zunftzwang /.ur liewerbefreibeiu berlia IBUä, S. ü32. 
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Haben wir nun im Obigen kurz die Stellung des Zunfthandwerks 
zum technischen und wirtschaftliclion Fortccliritt im Allgemeinen ge- 
schildert, so wollen wir dies nunmehr im Folgenden an der Hand 
einiger Schriften, die sich mit der Geschichte einzelner 
ZüiifLu oder einzelner Industrien befassen, näher illustrieren. 

So sehildert uns Werner^) die Besfrebangea der Ig^aner Toeh* 
madierzmift» jede Bidi etwa zeigende Entwiddimg Enm Großbetriebe 
zn Terhindem. 

Hier hatte man nfimlich die Gründung einer Handelsgesellschaft 
^beschlossen, damit für die Tücher ein Absatz geschaffen würde. In 
der Tat hob sich das Gewerbe plötzlich nach (iründung der Gesell- 
schaft, doch währte diese Aufschwungsperiode nur kurze Zeit; denn 
die Tuchmacher klagten die Kompagnie beim Rate an, daß sie 
den Wollhandel monopoliätiscü zu betreiben versuche, weshalb der Hat 
ein Patent herausgab, worin bestimmt wurde, daß jeder Bürger mit • 
Wolle handeln dflife mit Ausnahme deijenigen, die sidi der Kompagnie 
bereits Terpflicfatet hätten oder verpflichten wflrden. 

„Die Tuchmacher zeigten sich immer unzufriedener, ob^eich sie 
kaum Ursache hierzu hatten. . . Trotz aller Bemühungen entstanrl noch 
kein Roiclitnm unter den firmeren Tuchmachern, und diese wälzten 
die Schuld hiervon auf die Kompagnie, obgleich gerade diese 
alles zur Verbesserung ihrer Lage getan hatte. Sie benahm 
sich gegenüber ümeu hübscher als im Jahre 15U2 die ZuuiL selbst 
sieh bewiesen liatte^'*). 

Bald darauf rdditen die Heister beim Landesunterkämmerer eine 
Bescfawerdesdirift ein, in der sie der Sozietät vorwarfen, daß sie sich 
durch Wucher bereichere und die armen Tnchmacher drücke, indem sie 
ihnen vorschreibe, wie, in welchen Farben und auf wolclie Ait sie zu 
arbeiten hätten. Sie drücke das Handwerk uih] brächte die Meister 
an den Bettelstab usw. Dagegen erklärte die Kompagnie, zu einem 
Gegenbericht aufgefordert, daß alle gegen sie erhobenen Besclmldigungen 
grundlos seien. Denn wenn manche Meister Haus und Hof zusetzten, 
so sei dies wahrlich nidit die Schuld der Sozietät, sondern der Tnch- 
macher selbst, die sidi leichtsinnig nicht um das Geschäft bekfimmem, 
sondern „fressen und saufen" und deshalb zugrunde gehen. 

Obwohl nun die Privilegien der Gesellschaft später geschmälert 
wurden, war den Tuchmaclier nicht mehr zu helfen, weil es ,.ihnen mit 
der Arbeit nicht ernst war", sie blieben hinter den Anforderungen 
ihrer Zeit zurück und opponierten jeder Neuerung. Der 
größte Teil der Meister war faul und liederlich und suchte 
alles zu beseitigen was einer verhaßten 2süuerung ähnlich 

1) Karl Werner, ürkandUdie GeBchioiite der Iglaver TuehniMhensanft. 
Leipzig 1861. 

2) Werner, «. ». O. S. 64 ff. 

Waraiok«, Kampf im «m wiMMtafUtahM IMMkifit. 2 
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sah. Welche IMüho kostete es z. B. dem Dobrauer seine Erfindung, 
die Verfertigung des Boy, einer Art Flaueil, die er lö9ö gemacht 
hatte, aiisnOtzen zu dürfen! 

„Die eughüizige kurzsichtige Zunft weudete sich au deu 
Rat, damit dieser dem Dobrauer diese neue Tacbart verbiete. 
Allein, dies geschah nicht. Ebenso weigerten sich die Meister 
hartnackig, die besseren Methoden, die man bei der Tuch- 
er/.eugung in Italien und England bereits anwendete, auch 
bei sich einzufflhrcn, Sie glaubten am besten für ihr Wohl 
zu sorgen durcli alle möirliclien Arten von Ausschliessungen... 
So war schon 1592 angeordnet worden, daß rote Tücher nicht 
schwarz gefärbt ^\er(len dürften; 1G18 wurde bestimmt, daß 
kein breites Tucli gewebt werden solle und 1G19 wurde der 
Verkauf weifier, znm Färben bestimmter Ware nntersagt*'^). 
In der Tat erUeß der Rat spiter auf Wunsch der Zunft em Verbot des 
Verkanfs fremder Tacher"«). 

Eine ausgezeichnete DarstellQng dieser engherzigen Praxis der 
mittelalterlichen Zünfte verdanken wir vor allem Gustav Sclimoller^') 
in seinem Idassisrhen Werke über die Straßbur<?or Tnrher- und Weber- 
zunft, aus dem wir im Folgenden einige besonders markante Stellen 
hervorheben wollen. 

So charakterisiert Schmoller die Straliburger Tuchmadierzünfte 
sonSchst im allgemeinen: 

„In den StraBbnrger Zanften der Gewebeindnstrie häuften 
sich von 1300^1432 Mißbränehe auf Mißbränch& . . Die Un- 
brauchbarkeit der älteren Verwaltungseinrichtungen ist für die Ei> 
kljlrunpj der Zustände von 1347— t4(X) noch wichtip^er als die rohen 
Ausbrüche eines 1 rutalcn Klassenegoismus, und als die Kurzsichtigkeit 
der durch die Zunftmeister in den Rat hineinreichenden Volksleiden- 
schaften. Ähnliches muß von dem inneren Leben der Zünfte 
behauptet werden. Nicht eine Verdorbenheit und Entartung der 
Institution bemerken wir, sondern Unfertigkeit und Unklarheit 
Man will sich von dem Herkoromen leiten lassen; aber dieses 
Herkommen versagt da und dort, ist strittig, dehnbar und 
kann ein neues festes eingehendes Recht nicht ersetzen***). 



1) Werner, a. a. 0. 8. 60 fr. 

2) Werner, a. a. O. S. 71 ff. 

3) Gnstnv Schmoller, Die Straßburger Tucbor- und Welierziinft nui\ da« 
deut0r.he Zunftwesen vom 13. — 17. Jahrhundert. Straßburg 1881. — Dnni'l>e>i) bat 
Schmoller bereits in Jnhrc 1S79 üIkt die SfraBliurj^iT Tucher- und Weberzunft 
„Urkunden und DarbtcUuug m-bst llogehleu und (ilo.vsar ' vprfiffentlicht Dieses 
letettte Werk, «ne dem wir auch in der Anlage einige Urkmuli n aU Belege repro- 
duzieren werden, worden wir im Folgonden atetn als SchaoUera Hauptwerk Abor 
die Straßburger Tücher- uud Wvber;&unft bezeichnen. 

4) Schmoller, i. a. 0. 8. 53. 
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Die Technik der Tachmacher war noch eine sehr unent- 
wickelfo. Nnr ungern und widerstrebend entscliloß man sirh 
zur Benutzung neuer technischer Hilfsmittel. So herrschten 
denn die Hand- und Rossmflhlen bis ins 12. Jahrhundert vor*). 
Erst um diese Zeit trat das ältere, die Handmühle bezeich- 
nende Wort „quirn" zurück. In Hessen verbreiteten die 
Wassermflhlen sieh erst im 13. Jahrhundert altgemeiner. Ffir 
die Tnchbereitnng wurden WalkmQhlen erst verwandt, nach- 
dem sie für die Mehlbereitung Verwendung gefunden hatten. 
Die erste ans urkundlich bekannte Walkmühle stammt ans 
Krenznnob fins dem Jalirlmndort. Poppe'') nimmt solche 
Walkmühlen zwar schon im 10. Jahrhundert an; dem gegenüber meint 
SchraoUer abpr. daß es denkbar sei, daß gerade da, wo die Tuch- 
weberei schon lauger blülite, die alte Art der Bereitung durch den 
Fufi am längsten und bis ins 14. Jahrhundert gedauert habe. Wenn 
es in Strasburg vielleicht auch schon frflher WalkmOhlen gegeben haben 
mag, so findet sich eui urkundlicher Beleg fflr das Walken erst in den 
Jahren 140S und 1412. Häufig; gab es auch gar keine besonderen 
Walkmflhien; vielmehr waren diese dann mit den gewöhnlichen Mühlen 
ver])tinden, und die einzelnen Weher oder Tuchmacher nahmen in diesen 
die Walke mit eif^ener Hand vor. 

Güfarbt wurde nur vou den Woilschlägern und Tuchern; doch 
war im Jahre 1357 auch den Webern erlaubt worden, die schwarze 
Farbe zu ihrem eigenen Werke zu brauchen. 

Als ein interessantes Dokument fiber die Streitigkaten zwischen 
Tüchern und Webern tiber den Gebrauch der schwarzen Farbe er- 
scheint das Urteil von Heistern und Rat hierüber**). Äußerst klar 
tritt hier hervor, wie zfinftlerischc Engherzigkeit und Klein- 
lichkeit den technischen Fortschritt nur zu hemmen verstand. 

Das Streben der Straßburger Tuciierzunft, keines ihrer Mitjrliofjor 
Ül>ermäciitig werden zu lassen, führte auch zu einer Beschränk ait^ 
der Konkurrenz der Knechte in der Tuchmacheroi. Die Tucher 
wollten den Knechten das Tudunacben Oberhaupt verboten wissen, 
sicherlich von dem Wunsche beseelt» die Konkurrenz der Knechte nieder* 
zuhalten und den Ttachmarkt mögliehst aliein zu beherrschen. 

Auch außerhalb Strasburgs machen sich in der Tuchmacherei 
und Leineweberei ähnliche Bestrebungen seitens der Zünfte geltend. 
So finden sich nm diese 7,o\t viele technische Vorschriften, die, wenn 
sie in erster Linie auch vielleicht Fälschungen verhüten, 
doch auch nicht minder einer jeden Entwicklung zum Groü- 



n Seliinoller, a. a, 0. 8. 64 ff. 

2) Poppe, Qoebiehte der Erfindangen und Entdeckungen (3. Aefl.), 1847, 
S. 146. 

3) Sehmoller, e. a. 0. S. 07. StreBburg 1881. 
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betriebe und überhaupt dem Aufkommen <ler freien Kon- 
kurrenz vorbeugen sollten. So wird in der deutschen Weberei 
außerhalb Straßburgs bereits iin 14. und Anfang des lö. Jahrhunderts 
vielfach die Produktion durch Beschränkung der Zahl des Hilfspersonals 
gehemmt Auch die Anzahl der WebstflUe sachte man zn beschränken, 
ebenso die Menge des Bohmaterials^). 

Sehmol]er>) glanbt aegsr, daß die Vorschriften Uber Kacbtarbeit, 
Sonntagsarbeit, tSgUcbe Arbeitszeit und ähnliches teilweise wenigstens 
auf das Bestreben zurQckznfQhren sind, das Aufkommen eines 
Großbetriebes unter den Znnftmitgliedern zu verhüten. 

Immer nocl» halten die Zünfte an der überkonunenen 
Arbeitsteilung fest, trotz aller Mißbrauche, die damit gc- 
trieben wurden, obwohl man in den meisten Gegenden Deutsclilands 
Aber schlechte Tuche klagte und zugab, daß die englischen und flan- 
drischen besser sden; denn man hoffte, so die herkömmliche Beauf- 
sichtigung der einen Gewerbetreibenden durch die andern und die her- 
gebrachte Teilung der Nahrung an möglichst viele kleine Meister am 
längsten aufrecht erhalten zu können. 

Treffend charakterisiert Schmoller den Geist dieser Epoche des 
deutschen Handwerks, wenn er schreibt: 

..Das Bedürfnis der Zeit drängte bereits vom geschfift- 
liciien uu<l technischen Standpunkte aus zu größeren Unter* 
nehmungen, zu Gemeinschaften und Gesellschaften aller Art 
Die alte Tradition sah in all dem nur Mißbrauch, die öffent- 
liche Meinung nur das faktisch freilich häufig eintretende 
und dann reichlich gemißbrauchte Monopol des großen Ge- 
schäfts und erging sich daher in endlosen Klagen Ober diese 
Tendenzen, besonders über die Handelsgesellschaften"*). 

Den technischen Änderungen, die in der Tuchfabrikatiou und hier 
besonders in der Färberei sich vollzogen, stand man auf seifen der 
Zünfte mdisteus verständnislos oder gai* feindselig gegenüber. Die 
neu aufkommenden Farben verstand man teilweise nicht recht 
zu behandeln; man verbot sie zum Teil, weil sie trotz ihrer Schön- 
heit weniger haltbar ersehienen. Allmählidi fing der Indigo an, den 
Waid zu verdrängen. Schon 1480 verbot die badische Weberordnung, 
für den Handel schwarz ohne Waid zu färben^). 

Wie sehr die züuftlerisclio Orgnnicntion des Handwerks und die 
hieraus entspringende Eifersuclit der einzelnen Zünfte untereinander 



1) Scbmoller. a. a. O. S. 101; andere Oppenheimer. 

2) a. a. 0. S. 102; siehe dort auch weitere diesbezügliche Literatur. 

3) Sohmolier, t. a. 0. S. 166 ff.; dort vgl. auch weitere EinselheHen und 
Belege hierffir. 

4) ächmoller, u. a. ü. S. 138. 
5> Sehnoller» a. «. 0. S. 158. 
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den technischen Fortschritt zu hemmen geoi^net war, lehrt auch der 
Streit der Straßbnrger Tnrhor und Tnohscherer über den Gebrauch 
der Farben, von dem Schmoller ^) ausführlich berichtet; dieser ver- 
mutet sogar einen Zusammenhang zwischen der Krisis, in der 
das Straßburger Tuchmachergewerbe sich damals befand, und 
der Keigang der Tncher, anf ihr Recht zo pochen nnd gegen 
jede Konkurrenz sich zn wehren. 

„Der allgemeine Druck der fremden Konknrrenz und noch mehr 
die mit steigendem Handel sich empfindlicher geltend machende Tat- 
sache, daß man in einem Orte mit der Technik voranschritt, an einem 
andern nicht, während das Bedürfni« fiberall bessere und feinere Tuche 
forderte, das war es, was an vielen Orten zu ähnlichen Klagen führte 
wie in Straß bürg." 

Denn auch in Freiburg i. B. wurde schon (Iber das Zu* 
rflckgehen dea Tnchergewerbes geklagt; der Rat aetzte daa 
Eintrittsgeld herab, erlaubte anch außerhalb der Zunft gegen 
eine kleine Gebflhr Tuch zn machen und suchte die Technik 
durch Einbflrgernng der yperachen Tnchmacherei zu ver- 
bessern^ 

Vergeblicher Anlauf zu einer Barchentweberei im groöen 

Stile in StruUSnug. 

Eine äußerst instruktive Schilderung eines durch Schuld der 
Zünftler vereitelten Anlaufes zu einer Produktion im groiaen 
Stile in der Barcheutweberei in Straßburg verdanken wir 
SchmoUer*), dessen Darstellung wir im nachstehenden folgen: 

„Von 1537— Ml scheint in Straßhnrg und der Umgegend viel 
Barchent gemacht worden zn sein. 

Auch die BemOhungen von 1687—1594, dem Straßbnrger Bar- 
cbcntliandel einen neuen Aufscliwung zu gehen, zeigen, daß in früherer 
Zeit eine Anzahl "^Vol)er sich damit abgegeben haben, daß diese aber, 
wenn nichts besonderes geschah, im Begriff waren, der Augsburger 
Konkurrenz zu unterliegen." 

„Der Plan zu einer Produktion im großen Stile ging von einem 
gewissen Nikolaus von Dürkheim ans, eine Anzahl Kanfleute nnd 
Kapitalisten verbanden sich . . . Jeder schofi 1000—2500 Golden ein; 
der eine gab seüi Haus dazu her . . . Die Gesellschaft war auch 
eine ganze Reihe von Jahren tätig . . . aber die Sache wollte nicht 
recht gelingen . . Nicht bloß zankten sich die Honossen unter ein- 
ander, sondern hauptsächlich bereitete die Feindschaft der zünf- 

1) Sehmoller, a. a. 0. S. 160/161; vgl. hier insbesondere den Streit der 
Tachor und Tnrh^^ohorur in Straßburg um den Gebmuch neuer Farben. 

2) Sehmoller, a. a. O. S. 161. 

3) Sehmoller, a. a. C 8. 193/103. 
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tigeri Weher und die Sclilaflheii der Fünfzehner oder des Rates dem 
Uiiterneliinen viele Scliwicriii^keiteii. Hätte die Gesellscliiift sich nämlich 
mit duü züiiftigeu Webern und der ganzen Tucherzuuft einigen küunen, 
SO bfttte sie, wie es in einem ihrer Bedenken heißt, „Unsere Herrn** 
gar nicht zu bemühen brauchen. Aber es handelte sich von An- 
fang an darum, die Produktion anders einzurichten, als die 
hergebrachte Schau es erlaubte, und dem widersetzten sich 
die Weber und Barchentschauer. Als Dürkheim daher 1587 
die Sache vor die Fünfzehner gebracht hatte, hörte man zunächst die 
Barchent- und einige Leineweber als dessen genugsam verständige, 
die einfach erklarten, so f?nt und hillit» wie in Augsburg sei es nicht 
möglich, hier zu produzieren, und zugleich ihr Mißtrauen gegen die 
Gesellacbaft aussprachen. 

„Es ist ein Muster von kleinmütiger Verzagtheit und 
von handwerksmäfiiger Angst gegenüber den Kapitalisten, 
das hier uns entgegentritt. Dürkheim setzte vor den Fünf- 
Zehnern auseinander, die Weher seien stets zu schwerf;Hlig, 
um ihr und der Stadt Interesse zu verstehen. Sie seien daran 
schuld, daß, als man vor Jahren hier eine Drapery habe an- 
legen wollen, die Sache keinen Fortf?ang gehabt^). 

„Die Sache hatte nun zunächst ihren Fortgang; aber die Schwie- 
rigkeiten und Klagen der MißgOnstigen hdrten nicht ant 
Die in der Umgegend sich verbreitende Barcfa«itweberei führte zur 
Anfertigung kOrzerer Stücke; die Schauer klagten dagegen, und 
erwirkten 1590 eine entsprechende Verfügung der Fünf- 
zehn er" 

Nach Schmollers Ansicht hat die Straßburger Barchentweberei 
den ßOjiihrigen KrieL' kaum überdauert; dies war nicht nur die 
Folge der pcrsöniiciien Eigenschaften der Dürkheim nnd 
Geuosäen, sowie der Schläfrigkeit der Fünfzehner und der 
SchwerffiUigkeit der Weber, sondern die Hauptschwierigkeit 
lag in dem Kampfe der entgegengesetzten volkswirtschaft- 
lichen Organisationsprinzipien. 

Treffend schildert Schmoller a.a. 0. den Unterschied zwischen 
der nunmehr aufkommenden kapitalistisch -kaufmännischen 
Unternehmung und dem Handwerk: 

„Die kapitalistisch-kaufmännische Unternehmung wollte auf dem 
Lande aibeiten lassen, das Handwerk in der Stadt; sie wollte billige 
Arbeitskräfte, wo und wie sie sie fand, benutzen; das Handwerk ver- 
langte Beschäftigung der Zunftmitglieder, sie wollte sieb nicht der 
Schau mit ihren veralteten Ordnungen fügen; die Handwerker klagten, 

1) Schmoller, a. a. 0. S. 103. 

S) Der RatiffirltB Uber den Handel mit BenAent iet abgediuekt in Sehmollere 
Hauptwerk 8. 229. 
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sie erhielten von den Herren böf^e Wolle, Kart- und Staubwolle u^w. 
. . . Die kaufmänniäclie Uitternehiuung wollte in moderner Weise alle 
Mittel der Konkurrenz in Anwendung bringen. Das ehrliche alt- 
v&terliche Handwerk widersetzte sich dem; sie wollte und mußte 
zogldcb spdrolteren, fremde Waren einkaufen usw^ ongeßrbte fremde 
Barchente in Straßburg färben lassen; das Handwerk sah darin 
eine Hnerhörte gefährliche Schmälerung der städtischen Nah- 
rung; sie muOto die Weber zu abhanfrfgen I/)hnarbeitern herabdrücken, 
das Handwerk iiniRte dem widerstreben; seine gesamten Tra* 
ditionen wiesen es darauf hin, zwischen dem Meister und 
dem kaufenden Publikum kein vermittelndes Zwischeugiied, 
das dem Meister den Handelsgewinn n&hme, aafkommen zu 
lassen. 

„Das war ein naturgemftfier Kampf, der, an zahllosen Orlen begbineod, 
zwar nicht flberall die Produktion hemmte; ebensoviel Komproroisso 
als Kämpfe waren mO^ich; ebenso oft gelang die Eingewöhnung in das 
nono Verhältnis, aber ebenso oft hemmte der Kampf das glück- 
liche Gedeihen der Produktion, wie jederzeit der Übergang 
zu neuen Formen des sozialen und wirtsciiaftliclien Lebens 
erst nach mancherlei Versuchen und Proben zu einem in Sitte 
und Recht gefestigten, ohne Störung sich ahspielenden Pro- 
duktionsprozesse fflhrf* 

Auch Tbun^) weiß von derartigen auf eine Niederhaltung der 
freien Konkurrenz gerichteten Mafiregeln der Zttnfte, wenn 
auch aus späterer Zeit, zu berichten. 

So sagt er'): „Das Reichsgesetz vom Jahre 1781 hob die Be- 
schränkungen der Knechtezahl beim Handwerke . . . auf. Das machten 
sich nicht allein die Kaufleute zunutze, sondern auch die Weber und 
Fftrbermeister aller Art. Die kleinen Leute sahen sich durch 
diese anwachsenden Kapitalisten bedroht und wollten es 
nicht dulden. Hieraus ergaben sich die heftigsten Hftndel 
Doch Kaiser FVanz drang streng auf die Durchführung des Gesetzes, 
und der Aachener Rat suclitc ^^rjion früher einzulenken, indem er am 
21. Mai 1762 die zulässige Knechtszahl auf vier erweiterte. Indessen 
das fruchtete nicht: oinc Reilie von Prozessen entstand, und das liesultut 
w:ir rnifii hier, daü die Fabrikanten ihre Werkstätten mit so viel (ic- 
selieu zu besetzen strebten, als ihre eigene Arbeit erforderte. . . . Als 
die alten Meister sahen, daß ihre Gesellen ihnen fort und in die Fabrik 
gingen, da setzten sie mehr Lehrlinge auf ihre Stühle, um durch 
deren geringen Lohn emen höheren Verdienst sich zu verschaffen, 



1) Alphons Thun, Die Industrlo am Kirilrrrhein und ihre Arbeiter. 
Schmollen Staats- und sozialwisseiuchaftlicho Forschungen, Bd. II, Heft 2, Leipzig 
1878, S. 18 ff. 

2) ft. a. 0. 8. 10. 
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natürlich nur auf Kosten einer gleichmäßigen fehlerfreien 
Arbeit" 

Besonders in der Indnstrie des bergiscken Landes maebten 
sich naidi Thnn^) häufig Widerstftnde gegen den technischen Fortschritt 

geltend. Als nAmlich seit dem 16. Jahrhundert der mechanische Betrieb 
h&m Zusammenschweißen (Raffinieren) von Eisen und Stahl 
hier eindrang, entstand don Rrlinn'edeTi (!nf!nrrh eine äußerst driickende 
Konkurrenz. Während nämlich der S« Ip,, i rrsclimied täglich nur 5 bis 
0 Klingen herstellte, leistete der mit Wasserkraft arbeitende Hauimer- 
schmicd das vier-, fünf- und mehrfache. Als nun im 17. Jahrhundert 
viele Gesuche um Konzessionierung von Schmiede- und Schleifkctten 
gegen das Verspre^en der Zshlung einer Erk«intniB dngingen, pro- 
testierten dagegen die PSchter der Fischerei in den fttrstlichen 6e- 
irÜBSern. 

fflnfolge der steigenden Anwendung mechanischer Kraft 
sahen die J^chwertschmiede sicli oines großen Teiles ihrer 
Arbeit entsetzt und begannen einen Kampf getfon die neue 
Technik, indem sie erklärten: der auf Hammerwerken raffi- 
nierte Stahl sei schlecht Auch in diesem Punkte triumphierten 
sie, da es verboten wurde, das Material von den Recich&mmern 
zu beziehen; dasselbe sollte wieder wie frflher vom Seh wert- 
Schmied ans freier Hand in drei Hitzen geschmiedet werden 
und jeder neu aufzunehmende Meister Probe in der alten 
Kunst ablegen, das auf dem Hammerwerk gereckte Eisen 
sollte teurer im Preise tarifiert werden." — 

Auch im sächsischen Vogtlande kam es zu Zwistigkeiten 
zwischen den Weberzünften und der Schleierhändlerinnung 
wegen der Erweiterung des Geschäftsbetriebes der letzteren '^). Es wider- 
sprach eben dem mittelalterlich -zOnf tierischen Prinzip, das Aulkommen 
mner neuen Technik oder eine Entwicklung zum Großbetriebe zn*dulden. 

Nicht minder läßt sich in der Banm Wollindustrie des Ober- 
elsaß der Widerstand des mittelalterlicli-zflnftlerischen Handwerks gegen 
jeden technischen und wirtschaftlichen Fortschritt festeteilen. So breiteten 
sich denn auch die technischen Neuerungen hier nur lan^?sRm aus, und 
selbst die chemischen \'erbesscrungen in der Zengdnickerei, die den 
Elsässern zu verdanken sind, vermochten an der ökonomischen Ver- 
fassung der Zougdruckerei, wie sie früher bestand, nicht das mindeste 
zu Indern^. 



1) Thun, a. a. 0. Rd. II (Die Industrio des bergischon Laudos [Solingen, 
BMDBcheidt und Elberfold-Barmen]), Loinzig 1870, S. 13/14. 

2) liouis Bein, Die Industrie aes ai c ligiachen VogUandes, Leipiig 1884, 

2. Teil, S. 62/63. 

3) Heinrich Herten er, Die oberelsäHsische Haurawollindustrie und ihre 
Arbeiter. Auf Grund der Tataachen daigaateUt. StraBburg 1881. 
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Äußerst plastisch schildert uns auch Eberhard GotheinO diese 
lorUchrittsfeindlicheWirksamkeitdennittelalteriichcn Zünfte. 

So berichtet er') von einem Übereinkommen der Siindgaiier und 
Breisgauer Städte von löU9 über die Art, wie die Mehrzalü der mittel- 
tttieriiekeii Gewerbeverbiiide zimtaade kam. Irisch hierfOr war der 
Verband der Rotgerber vom Jahre 1513*). 

«ICan aiebt ans dieser Ordnung recht dendich,** sagt Oothein, 
„daß die GewerbeverbSnde zwei Zwecke verfolgen: Ordnung der 
Arbeitsverhältnisse und Erzwingung des Kleinbetriebs. Sie 
mußten hierzu wesentlich die Grundsätze der Gepellenverbändc adop- 
tieren. . . . Die Bekämpfung der ka])italisti s( In n Gestaltung 
des Gewerbes ist von ihnen stark gefördert wurden." 

Auch die liegierung buchte damals in liadeu durch mannigfaclie 
Mafiregeltt darauf hinauwirken, daB die Goldaehmiedekunat in den 
Schranken des Handwerks bleibe. So schob das Verbot, Ware 
zum FOrkanf au verlranfen, also an Händler abzusetzen, jeder Ent^ 
wicklang des Gewerbes zur Fabrikation einen Riegel vor; in derselben 
Richtung sollte das Verbot wirken, mehr als einen Lehrling zu halten. 

Konnten wir also sonst feststellen, daß die Zunft als solche 
bei ihren einzelnen Mitgliedern das A iif konniien eines Groß- 
betriebes zu verhindern suchte, so scheu wir hier dasselbe Be- 
streben uul Seiten der Regierung. 

Auch den sieh In der zweiten Hftltte des Ifittelalters bildenden 
Handelsgesellschaften begegnete man als einer Form des Grofi- 
betriebes im Handel mit großem Mißtrauen. 

„Die öffentliche Stimme," sagt Schmollor*), urteilte so schlimm 
als nur immer möglich über allen Handel und alle Kaufleute. Haupt- 
sächlich erschienen die Handelsgesellschaften und Haridolsmonopole als 
Tjchädlich und bedrückend, wobei man ihnen ImnptsSchiicii den Vorwurf 
machte, daß sie alle Waren verteuerten. Auch die Konzentration großer 
Vermögen in deu ÜiUiden weniger befürchtete man von der neuen Ent- 
widdung. So entwickelta sidi gegen den Handel und den Handelsstand 
an aUgemeiner Haß und ein weitverbreitestes Hifltrauen. Selbst in 
einer so großen und nur von Kaufleuten regierten Handelsstadt wie 
Lübeck konnte ea vorkommen, daß man verlangte, der Salzliandel, der 
das Lfineburger Salz nach Lübeck bringe, solle nicht in den Händen 
so weniger sein, und es solle daher kein Bürger von mehr als zwei 



1) Eberhard tiothein, Wirtachaf tageitchich te des Schwarxwalde« and der 
ABgreiuenden Landaehaften, StraSbni^ 1692, 8. 990 ff. 

2) Gothein, a. a. 0. S. 390, Änm. I. 

3) (Veibarger Stadtarchiv, Polizeilade 35, Nr. 58. 

4) Gothein, a. a. 0. 

5) Schmollor, Zur Gei^cliiclito dor iiatidurilnkonomisclicn AnHichten in 
Deutschland während der RofomiaiiuntiZüit Zoit»chnft f. d. gcsamie Staatswisson- 
sdMft, Bd. XTI, Jahig. 1600, S. OSa 
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oder (Itoi Häusern Salz fnhren und beziehen, damit nicht, was 20 und 
mehr Nahrung geben könnte, einzelnen allein zufalle*). 

Sebastian Franck-j erkliü le in seinem liuclie: „Von der Trunken- 
heit" (1528) alle sozialen Mifist&nde der damaliges Zeit haupt- 
sächlich ans dem Umstände, daß das Volks vermögen in die 
Hände weniger Wucherer und Kanllente käme, währenit der 
grdßere Teil des Volkes verarme. 

Auch die Demagogen aus den Jaliron 1Ö20— ir)i?ß verlangten überall 
eine geBofzIirl^o Besclirfinloing des kaufmäunischeu Kapitals. Mach der 
sog. Reformation Friedrichs III 

sollten überhaupt alle Kaufmannshändel geändert werden. 
Kein Kaufmann sollte ein größeres Handelskapital 
haben dürfen als 10000 il.; das übrige sollte dem 
Reiehe anheimfallen, 
wenn es der Kaufmann nicht vorzöge, den Oberschaß bei der 
betreffenden Obrigkeit zn 47o zu deponieren. In allen Han- 
deln und bewerben sollte jede Gemeinschaft und Gesell- 
schaft verboten sein 

Als ein Ausfluli aller dieser Anschauuntron und l{estrel>nnf::en ist 
es auch wohl zu betrachten, daß das Reichsiogiiuent in den Jahren 
1522 und 1523, wenn auch vergeblich, das \'crbot der Handelsgesell- 
schaften durchzuführen versuchte; immerhin beschloß es, jede Gesell- 
schaft zn verbieten, die Aber 50000 Gulden Ka])ital habe, and denen, 
die mehr besäßen. P/s Jahre zn lassen, um sich auseinanderzuselzen, 
es sollte eben den kleineren Handelshäusern die Konkurrenz mit den 
großen GeldfOrsten ermöglicht werden. 

Zur Krk!;ini!)i,' dieser Feind^^(ilaft gegen den Grof.hau'Iol möge 
der Hinweis auf die damals einsetzende Geldentwertun;,' und 
Preisteuerung dienen, während andererseits der Zerfall der 
Hansa, die Verlegung des Haudelswcgcs an die Meeres- 
küsten, sowie die fortwährenden Kriege den Wohlstand 
Deutschlands untergruben. 

So sehen wir denn, wie das Zunftwesen blindlings an seinem 
eigenen Verfalle arbeitete und mit jedem Jahrzehnt innerlieh 
mehr erstarrte. Die Zünfte kümmerten sich wenig oder gar nicht um 
die großen Fortschritte, die die Naturwissenschaften und die 
praktische Anwendunfi; der Mathematik machten, obwohl jene 
für die Gewerbe von der grüliten l^edcutung waren. Um der allniahhch 
aufkommenden und sich ausdehnenden Fabrikindustrie zu begegnen, 
wählten die Zünfte die ungeeignetsten Mittel Es konnte somit nicht 



1) W&itz, Lübeck unter Jürgon WuUonwebor, Berlin 1855, I, S. Ö6/87 
(titiift Mi Sehm«ller» a. 0.). 

2) Ein deatseber Prosaist d«0 16. JahrbnndertB (1490— 1M2). 
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nicht ausbleiben, daß der wohlhabende und weiterstrebende Zunftmeister 
nicht selten sclioel an^^esehen wurde und dann mit Freuden aus der 
Ziifift austrat, um als Fabrikant eine freiere Tätigkeit entwickein zu 
koinien. So sind denn auch die Fupfifer und viele andere proße Kanf- 
nianiisfamiiiou des 15. und 16. Jalu hunderte aus llandwcrkorkreisen, 
besonders Tuch- oder Bfurchentwebem hervorgegangen. Die Zanft- 
ordnnngen (Zunft- oder Gildebriefe, Zunftartikel), die die innere 
Organisation und den ümfisng der Bdognisse der Zfinfte festsetzten, 
waren vielfach veraltet und entsprachen nicht mehr dem im Laufe der 
Zeit wesentlich veränderten Zn st an de der Industrie und 
des Leben sV). und insbesondere der inzwischen vor sich gepin}j;eiien 
Erweitcrun f:; des Marktes durch die Bildunpj von gröüercu 
Einheitsstaaten innerhalb des Deutschen Reiches und der Um- 
bildung der Stadt Wirtschaft zur Verkehrs- und Volks- 
wirtschaft Denn während zur Zeat des Vorherrschens der mittel- 
alterlichen Stadtwirtschaft mit ihrem begrenzten Absatz- 
gebiete die Zfinfte berechtigt, ja vielleicht notwendig waren, änderte 
sich dies völlig, als um die Wende der Neuzeit zugleich mit dem 
modernen Staate auch die moderne Volkswirtschaft, zunächst in West- 
europa und dann nnch in Deutschland, entstand. Für die Bedürfnisse 
des sich nun aus den mittelalterlichen Territorien herausbildenden 
modernen Nationalstaates sowie des nach der Entdeckung Amerikas 
sich neugestaltenden internationalen Güteraustausches mit 
seinem wesentlich erweiterten Absatzgebiete genügte das mittehUterliche, 
in den ZOnften orgaaiderte Handwerk mit seiner relativ geringen Produk- 
tionsrndglichkeit bei weitem nicht mehr. Hierzu kam die Ausbildung 
der sogenannten Manufakturen bzw. Fabriken in Westeuropa, von 
denen weiter unten noch näher die Rede sein wird; ihrer Technik vor- 
nioclitn (las mittelalterliche zünfllerisclio Handwerk vielfach nicht mehr 
zu widerstehen und so sehen wir es denn — j^orade infolge seines 
veralteten Zunftwesens — einer allgemeinen Suignation anheimfallen, 
von der es erst im Laufe des 19. Jahrhunderts nach Beseitigung des 
Zanftwesens befreit werden sollte. 



n Karl Kiirmarsc]!. Hosi hirhtn der Technologie seit der Mitte des 
18. Jahrhunderts. München 18?J, S. 90 ff. 
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Das Naehmittelalter (1550-1750). 

Den sozialen und wirtschaftlichen Zustaod des deutschen Hand- 
werks uTnl die Kntwickhing seiner Technik im Nachimticlnlter, d. h. 
der Periode von etwa 1550 — 1750, scliildert sehr treffend Schmoller'). 
Denn, wenn sein« AosfOhningen sich auch vorzugsweise auf das 18. Jahi> 
hundert beziehen, so gelten sie doch nicht minder für die ganze Periode, 
da erst im letzton Drittel des 18. Jahrhunderts die Revolution in der 
Technik beginnt, und bis dahin die hier in Betracht kommenden Ver- 
hSltnisse wohl überall dieselben gewesen sein dürften. 

Lassen wir also Sclini oller reden: 

„Im 18. Jahrhundert suchten vergeblich Keichs- und Landes- 
gesetzgebung gegen die Mißbräuche im Handwerke anzukämpfen. 
Verj^eblich war alles, weil Stumpfsion und Apathie, kleinlicher Spieß- 
bürgergeist und besehr&nkte Indolenz Qberali herrschten, weil 
Gevatter Schneider und Handsehohmaeher möglichst ohne Anstrengung 
und Arbeit sieh notdürftig Nahrung zu schaffen und zu erhalten suchten. 
Feindlich und apathisch verhielt sich die Mehrzahl der Hand- 
werker gegen neue Anregnnp^en, wie sie von den flüchtigul fran- 
zösischen Protestanten, von den Fürstenhöfeii ausgingen"'). 

„Die ökonomische Lage der meisteu Handwerker war 
ebenso kümmerlich wie ihre Technik unvollendet . . . Das 
dauernde Siechtum der meisten Handwerker war z. T. eine Folge 
der technischen Ungeschicklichkeit'* 

^Im Jahre 1690 sollen schon 43 Arten neuer Oewerbszweige durch 
die Wallonen und Franzosen in der Mark heimisch geworden sein. 
Hdtig klagten die einheimiscbeii Gewerbe über diese neue Konkurrenz''^ 



1) Gustav Schmoller, Zur Gflschiehte der deatiehen Kleingeirariie im 
19. Jahrhundert Hallo 1870. 

2) Schmoller, a. a. 0. S. 13/14. 

3) Schmoll er, a. a. 0. S. 25. 
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„Jede technische Besserung des Betriebes muß sich bei 
freier Konkurrenz auf die Dauor riehung verschaffen, und 
es ist gut, daß sie es tut; denn Je(ie tecUnische Besserung ist 
ein waiirer Fortschritt der Kultur'}.** 

Es seien nun nadistehend verschiedene Beispiele angefahrt: 

Das Vorgehen der Oemor Tuchmacher und der flbrigen 

Bürger gegen Nikolaus de 8mit. 

Äußerst bezeichnend für den Heist diosor Ei)oc.he ist auch das 
Vorgehen gegen Nikolaus de Smit in Gera am Anfang des 17. Jahr- 
hunderts, auf das wir etwas näher eingehen wollen; denn es ist in 
hohem Grade charakteristisch für die Denk- und Aoschauuugäwei^ des 
deutschen Bttrgertums des 17. Jahrhunderts')''). 

Nikolaus de Smit war am 6. Not. 1541 zu Doomik in Flandern 
geboren. Als Herzog Alba unter Spaniens Sdireckensberrsehaft dort 
hauste und alle Protestanten ausrotten wollte^ kehrten mehr als 100000 
gewerbtätige Handwerker und fleißige Kaufleute ihrem Vaterlande den 
Rflcken und wandten sich nach Kn^lnnd und Deutschland. Unter diesen 
befand sich auch der reiche Kauf- und Handelsherr Nikolaus de Smit, 
der bekannte Gründer der Wollenzoutrfabrikation in Gera. 

Um das Jahr 1595 herum kam Nikolaus de Smit nach Gera. 
Vorher soll er schon in Leipzig Versuche zur Grfindung einer Wolleu- 
zeugfabrik gemacht haben: Was ihn an der AuBfOhrnng dieses Planes 
gehindert hat, ist nicht bekannt. 

VieUeidit war es die aUzn große Menge der Zeugmacher, Leinen-, 
Zwillich- und Damastweber, die sich in Leipzig bereits angesiedelt und 
in den Jahren von 1553 — 1686 um mehr als 3000 vermehrt hatte De 
Smit mußte sich deswegen nach einem anderen Platze umschauen [ind 
wandte sich so nach Gera*). Unter <loin kräftigen und energiaclien 
Scliutze des Fürsten Heinrich Posthumus errichtete Nikolaus de Smit 
in Gera ein Fabrikgeschäft 

mDct kluge Regent sah weiter als die befangene Stadt und 
besaß ^AeUkher Weise tatkraftigen Willeo genug, um Geras Bewohner 
das, was ihnen zum Heile gereichte, mit Gewalt aufzuzwingen. Hntte 
Heinrich Posthumus dies nicht getan, hätte er nicht durch ein Macht- 
wort des Niederländers Existenz hier begrOndet, so würde sich dieser 



1) Schmoller, a. a. 0. S. 182. 

S) In der luiehgtehmden Daratellmiff det Kampfes gegen Nikolaus de Smit 

folgen wir hnnptsarhlich äom Rurho von Terdinand Hahn: „Ge«cbicbto von Gera 
und detiäeti nächuter Uiiigt bung *, 2 Teile, (iora 1855, Verlag des VerfasaA». In 
Kemmission bei H. Kanitz. 

3) Vgl. auch Roliort Fischer: ,,Die Stadt Q«na und ihre Irqmmiuialen 
EinrichtuDgen". Gera lülH, Verlag von A. ileisewitz. 

4) Halin, a. a. 0. & (»66/5S7. 
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wo anders liingewandt und in irgendeiner Nachbarstadt aevviß ein Unter- 
kommen für die Betreibung meines Gcsciiufts gefunden iiuben'*^). 

Gegen Nikolaaa de Smits Aafnakme protestierten nicht 
nur die Tnchmacher, sondern auch die fibrigen Weber und 
viele andere Bürger, wobei «e Tom Stadtrate und der Geistlichkeit 
krüftig untcrstüty.t wurden. Tu einer an lir Ü uierung gegen de Smits 
Aufnahme gerichteten Eingabe brachten sie die folgenden Gründe vor: 
Erstens möchte dieser Niederländer in der Religion nicht 
rein sein, zweitens werde er Arbeiter und Syiinner stolzer 
und teurer niaclien. drittens würde er viel an Nalii uiigsmittcln 
aufkaufen und viertens würde er, weil er reich sei, anderen 
verkaufen. 

Der Stadtrat, durch den diese Beschwerden eingereicht worden 
waren, wurde hierauf vor den Kanzler besehieden und erUSrte» daß er 

in seinem Schreiben dem I^ndesheirn bloß mitzuteilen Icili sichtigt 
habe, worüber sich die Bürgerschaft beklage, ohne deshalb auf die hohe 
Entschließung desselben einwirken zu wollen. Allerdings wären von 
den Niederländern die Markteinkäufe bereits in einer Weise 
gemacht worden, welche geeignet sei, die Besorgnisse der Be- 
teiligten zu erregen. 

Dem Rat wurde darauf das Folgende entgegnet: Der 
gnädige Herr n&hme aus keinem anderen Grunde diesen 
Niederländer in Schutz und wolle seine Anfnahme, weil er 
es zum Besten des Landes erachte, daß neben den anderen 
bereits i^aiigbriren Waren namentlich aueli die wollenen Zeuge 
hier ^'cfcrtigt würden. EiacuNebenerwerb solle dieser Handels- 
mann nicht treiben. 

Trotzdem wiederholte der Stadtrat, dem Drängen der i uch- 
macherinuung nachgebend, und auf Veranlassung der Geist- 
lichkeit, die Beschwerde und fahrte sie noch weiter aus. In bezug 
auf die Tuchmacher wurde hervorgehoben» daß diese schon durch die 
Meuselwitzer jetzt gerade die Hälfte mehr für Spinnerlohn bezahlen 
müßten als früher, un l Inf' lurch die Fremdlinge fernerhin der 
Wollcnprci^ so in die Höhe getrieben werden würde, daß den 
liiesigen Tuchniaclieru zuletzt nichts übrig bleibe als den 
Bettelstab zu ergreifen. Auf \'eranlassung der Geistlichen 
wurde zugleich auf die Gctaiir aufmerksam gemacht, die der 
Stadt daraus erwachsen könne, wenn die Ansicdlung von 
Calvinisten zugelassen wQrde. (Nikohuis de Smit war nSmlich 
von Hause aus Galvinist) 

Trotz alier Proteste der Interessenten siegte aber doch der Wille 
des Landesberm; denn das Interesse, das er einmal für den neuen Ge* 



1) Hahn, a. a. O. S. 556ff. 
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werbe/weig ^'cfaßt hntto war ^^tark gonog, am jene Gegenredeo zu flber- 
bioten; so erklärte er dcnw: 

„daß, wenn man nicht besser begründete Beschwerden 
vorzubringen vermöge und die Kinwunderer bei ihrer gegen- 
wärtigen Anzahl blieben und sich hinsichtlich ihrer Religion 
genflgen«! answieBen, sie ihres Handels halber immerhin hier 
bleiben möchten.'^ 

In der Tat wurde dann l^olaus de Smit nebst seinem Sohne 
Anton de Smit und einigen Zeugmachern, die er i^eidifalls mit nach 
Gera gebraHit liatto. nCir^er dieser Stadt und bep^nn sofort sein Ge- 
schäft Im I ihre löUO bezog er mit den neuen Fabrikaten bereits die 
Leipziger Messe. 

Der Aufschwung des Sraitschen Geschäftes regte über- 
haupt den Unternehmungsgeist der Geraer Zeugmacher an, so 
daß allmählich ein Unternehmen nach dem andern entstand. 

nMit einem Wort: es war seit de Smits Auftreten ein neuer Geist 
in alle Verhältnisse gekommen, der sich in jeder Faser des bürger- 
liche Lebens bemerkbar maclite. Als de Smit die vorhandenen Kräfte 
zusantmenfalite und eine Menge neu hinznfflfrte, und Gera zum Mittel- 
punkt des neuen (JeNverbes machte, austritt daß es sich vorhin arbeits- 
suchend nach außen wenden nuilite, erst von da an begann der 
Aufschwung, die allgemeine Hebung der hiesigen Gewerbe- 
tätigkeit De Smith war zwar nicht der erste Wollenzeugverfertiger, 
wohl aber der erste hiesige Kaufmann, der erste, der dnrcfa Geschmack 
und Bildung das Vorhandene zu veredeln, durch rege Erfindungsgabe 
stets neue Zweige und Quellen zu eröffnen, durch unermüdlichen Fleiß 
endlieh Geras Handel zu heben und ihn an die gesamte Industrie 
Europa?, ja an den allperaeinen Weltverkehr anzuknüpfen verstand. 
Somit Icsteht sein eroUes Verdienst hauptsäcldich darin, dali er die 
niederländische W ollen ze u j^Muanufak t u r in ihrem c^anzen 
Umfange hier einführte, die Kunst- und Schünf är berei 
begrfindete, die Wollkämmerei und Spinnerei vervoll- 
kommnete und durch alles dies der Stadt und ihrer Um- 
gegend im allgemeinen einen Wohlstand verlieh, wie sie 
ihn außerdem wohl niemals erlangt haben würde'*^). 

Um jene Zeit wurde in Gera die Tuchfabrikation in einem sehr 
großen Umfange betrieben. Aber das alte Prinzip des Tuittelaiterlich- 
zünltlerischen Handwerks, bei keinem Zunftgenossen die Entwicklung 
zum Großbetriebe aufkommen zu hi.^^en, verleugnete sich auch jetzt niclit. 

Dies zeigte sich wieder uuimal in dem Vorgehen <ier 
Zunftmeister gegen einen gewissen Nikol de Granl, der 
das Geschäft vor allen am stärksten betrieb. Er hatte 



1) UAhn, «. a. 0. S. 662/563. 
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deswegen viele Anfechtungen von seinen Mitmoistern zu 
ertragen. Sie wollten ihm sogar, da sein Bedarf sehr 
groü war, den Wolleinkauf innerhall) des Landes nicht 
gestatten, womit sie jedoch nicht durchdrangen. Die Elr» 
bitterung gegen ihn wurde noch größer, alB im Jahre 1600 Beine Tochter 
Dorothea sich mit dem jtmgeii Anton de Smit TermSUte und dieser, 
bereits Kompagnon in der Wollenzeugfabrik seines Vaters, nnn andi 
Kompagnon in der Tuchfabrik seines Schwiegervaters WHrde^. — 

Auch in Branden bürg- Preußen herrschten nm diese Zeit 
in den Kreisen der zünftlerischen Handwerker noch derartige, dem 
teclinischen und wirtschaftlichen Fortschritte feindlich entgegenwirkende 
Anschauungen. Hierüber unterrichtet uns wiederum (lustav Schmoller*) 
in sehr instruktiver Weise in seinen verschiedenen diesbezügliclien 
Schriften^. 

In den preaßisdien Provinzen befanden sich damals Spinnerei 

und Weberei, Gerberei und Schuhmacherei in einem sehr tiefen Ver- 
falle, man arbeitete iminer noch nach den alten Methoden'). 

So suchten sich die Halleschcn Strumpfwirker IßSO nach dem 
Straßburger Muster eine zuuftniäßige Organisation zu gel)en und er- 
reichten dieses Ziel auch: jeder Meister darf 4 Stühle, 3 Gesellen, 
1 Jungen haben; keiner dari mit seiner Ware in Stadt oder Land 
hausieren. Die Krämer sollen keine untüchtigen Waren, „so nicht aus- 
gearbeitet oder zugerichtet und Musterwaren** sind, fahren <). 

Als die HaUeschen Meister aber 1698 ihr Statut in etwas er- 
weiterter Form eingaben, hatten der Magistrat und die Krämerinnung 
großes Bedenken. Der Rat wollte von der früheren Genehmigung des 
Statuts nichts wissen; das Strumpfstricken sei ein freies opificium et 
commercium gewesen, so in libei-alitate naturao et mera facultatc . . . . 
bestanden. Die Meister antworteten: „Das Stricken wehrten sie nie- 
mand, nur die gewalkte Arbeit sei ihr Vorrecht; sie seien 
es, welche Hunderte armer Leute durch Wollkämmen, Krempeln und 
Stricken der Strümpfe, Schlafinfitzen und Handschuhe emShrten und 
nachher diese Arbeit durch die Walke und andere Anstalt vollends 
recht bereiteten. Sie wollten hauptsächlich geschützt sein 
gegen die Pfuscher und die Buden, die von anderen Orten 
liederliche Arbeit bezögen." 

Die in ihrem Betriebe bedrohten Krämf^r, Srhnur- und Zwirn- 
büdner wußten aber die Genehmigung zu hinterUeibeu^j. 

1) Hahn, n. a. 0. S. 569. 

2) Schmoller, Stiuüpn übor die wirtschaftliche Politik i riiilrich» des GroBen 
und Preußens flberhaupt, von lüSO — irsti. Schmullerä Juliibuch, Neue Folge, 
11. Jahrgang, S. 1— 58> 789 -88.'^. 

3) Scbnioller, a. a. O. S. 800. 

4) Scbmoller, a. a. 0. S. 813. 
6) Sehnt oll er, a. a. 0. S. 613. 
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Aber trotzdem erreichte die Tendenz der Meister, die nicht bloß 
dahin j^ing, dio Konkurrenz des platten Landes zurückzuhalten, 
sondern auch hei dem großen Wechsel der Konjunkturen die 
Produktion einigermaßen entsprechend zu regnliorcn. in der 
Hauptsache ihr Ziel; denn im Jahre 1714 traten in der blaiii Magde- 
burg die bisher getrennten französischen, pfftlzer und dentschen Strumpf- 
wirkmr in eine Korporation zusammen und erreichten die Genehmigung 
ihres Statuts. Aus diesem Statut geht hervor, daß es bisher größere 
kanfniruinische Betriebe gab, in denen der Unternehmer vom Hand- 
werke nichts verstand und mehr als sechs Stähle hatte; sie sollten nun- 
mehr der Innung beitreten, ilire Rechte allerdings behalten, aber keine 
Jnngen mehr lehren dürfen, und künftig sollten keine solchen 
Geschäfte wieder zugelassen werden: künftig sollte jeder Unter- 
nehmer Meihter werden, keiner über sechs Stühle haben. Für 
Fabriken sollte jeder Meister arbeiten dürfen, aber nicht für andere 
Professionisten „so die Wollfkbrik nicht treiben'*. 

„Die Hersteliang eines reellen GeachSftsbetriebes ist neben der 
Beschränkung der Produktion die Hauptsache" i). 

„Ein Anlauf zu noch stärkerer lieschiänkung hauptsächlich der 
J^Ianiifaktiiron wurde 171() zurückgewiesen, und als die Innung einige 
grüüero franzüfeisclie Geschäfte zu behelligen suchte, wurde ihr dies 
von der Regierung verboten »). Nichtsdestoweniger verlangte die Innung 
iiu Jahre 1728, als sich die Vorboten einer Überproduktion zeigten, 
man möge' verbieten, daß in 10 Jahren ein neuer Stuhl angeschafft 
werde; dodi entsdiied das Generaldirektorinm, daß eine Schranke fOr 
die Anfertigung neuer Stühle nicht gesetzt werden dOrfe.** 

Immer hören wir aus dieser Zeit von dem Wirken der staat- 
lichen Behörden und der Stadträte für eine Reform des Innungs- 
wesens, meistens gegen den Willen der Innungen. 

„Dem Fabrikinspektor, dem Steucrkouimissar, der Kammer und 
dem Oeneraldirektoriuni fällt damals die Rolle zu, versöhnlich zwischen 
den Parteien zu vermitteln, die zu weit gehenden Innungsbcschlü&se 
ebenso zu hindeni wie die Mißbiftnche der Faktoren und Kaufleute" >). 

Ebenso sah der Rat sidi gezwungen, durch stete Fortbildung des 
veralteten Innungsrechts, durch richtige Abgrenzung der Innungen 
g^eneinander und durch zeitweilige Zulassung dex Landkookarrenz, für 
die Biate von Handel und Gewerbe der Stfidte zu sorgen^). Nicht minder 

1) Schmollor, a. a. 0. S. SM. 

2) Schmoller, a. a. 0. S. 814. 

3) Sehmol 1er, «. a O. 9. 815. 

4) SchmoUcr, Das Iirnndoiilturfrisrh-proullische Tnnuncrswfsen von 1G40 
bis ItiOü» hauptsächlich die lleform unter Friedrich Wilhelm I. (Furschungen zur 
Brandenbnrgischen und Deutachen Omehiehte, Bd. I, Leipzig 188H). Auch in: ..Uni- 

rissp und üntrr<^urlinntron zur ViM-fassiings- und Verwaltnniis- und Wirtsdiafu*- 
geschicbte besonders des preuJüischen Staate» im 17. und lä. Jahrhundert" Berlin 
1896» S. SO. 

Weralck«, Kmpt «n te «rtmehtltlkihw FaMdiritt. 3 
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wies das Reichsgesetz von 1731 und die vielen temtorialeu deutschen 
Gewerbegesetze aus dem IH. Jahrhundert, die alle zur Hebung des 
Handwerks bestimmt waren, auf die Mißbräuche hin, die sich bei 
den Zflnften herausgebildet IiaUeii; etete wehrten eich diese aber, 
wie wir welter unten nochnSher Beben werden, gegen die angebliche 
Beaehrftnknng ihrer Rechte*). 

Die Fernhaltung unliebsamer Kenktirrenz wurde jetzt 
mehr und mehr das Motiv inr Erbittong und Erteilung von 
Qiide- und Innungsrechten. 

Nicht anders stand es in dieser Beziehung mit dem Verhalten 
der großen Uandwerlcerverbände. Treffend sagt Schmoll er Ober sie: 

„In einer Zeit tiefsten wirtschaftlichen Druckes und kleinlichster 
züuftleriBcher Krähwinkeliade stellten die großen Verbände 
die egoistische Kurzsichtigkeit in gesteigertem Maüc dar, 
kamen durch ihre Bescfalfisse und Tendenzen noch leichter in Konflikt 
mit dem allgemeinen Wohl und dem Landesinteresse als die Orts- 
imiungen mit dem Stadtinteresae***). 

So mnfite denn die Obrigkeit immer wieder gegen die Be- 
strebungen der Zfinftc, die Konkurrenz zu beschränken, ein- 
schreiten, iiTid jene hörten nicht auf, sich gegen jede Be- 
schnpidiiii!; ihrer entweder wirklich bestehenden, aber ver- 
alteten oder ihrer nur behaupteten Gerechtsame zu wehren"*). 

Nur einige Beispiele dieses W iderstandes der Zünfte gegen die 
fortschrittsfreundlichen Maüregeln der Behörden mögen liier an der 
Hand von Schmollers Darstellung wiedergegeben werden: 

So f&hrten die Kfistriner Fleischer, Schuster, Schneider und Schmiede 
gegen die Konkurrenz der vorstädtioßhen Handwerker euien heftigen 
Kampf«). 

Vornehmlich griff die Regierung mit einzelnen Befehlen und all- 
gemeinen Verordnungen da ein, wo einzelne Handwerker sich zur Haus- 
industrie umgestalteten und mit größeren französischen Unternehmungen 
— den sogenannten mannfactures rC'unies — in Konknrren?: traten. 
Hier wurde der Absatz in die Ferne zur Ilanptsachc. und dalier 
reichten die alten städtischen Zunftstatuten nicht mehr ans. aneh wenn 
sie sich schon etwas den veränderten Betriebs- und Absatzbediugungea 
angepaßt hatten*). 



1) Scbmoller, u. a. ü. S. üO/6l; vgl. fiber diese Gesetze: Ortloff, Conmi 
inxis opicifiarii, 1. Aufl. 1803, 2. Aufl. 18^ (litiert b« Sehmoller, a. a. O. 8. 61). 

2) Schmoüer» a. a. 0. S. 75. 

3) Vgl. die zahlreichen Belege hierfür bei Robrscheidt: Vom Zunftzwange 
zur Gowerbefreiheit, Horllu 189K, S. 159--175 und Boebl: BaUdIgO aar prraSunhMi 
IlandwerkerpoUtik, Leipzig 1900, passiia. 

4) SehmolUr, a. a. 0. & 95/96. 
6} Schmoller, a. a. 0. 8. 100. 
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So sprach z. ß. im Jahre 1728 die Magdeburgiscbe Strumpf- 
wirkcrinnnng den Wunsch nn«, daß 10 Jahre Innc; kein neuer Stuhl 
angeschafft, den T.eliilingen kein Geldlohn gezahlt niid die 
Wareu uicht durch Hausierer vertrieben würden. Das Geiieral- 
direktorium billigte aber nur den letzten Teil dieses Wunsches >>. 

Nach dem preußischen Innungsrechte aus der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhimdeiti war die Geschlossenheit der Zflnfte infolge des 
staatlidien Eingreifens, oft nnter Widersprach der Zflnfte, mit ganz 
wenigen Ausnahmen beseitigt Die nun einsetzende freiere Konlnurrenz 
wurde noch dadurch verstärkt, dafi die vom Auslande kommenden 
Kolonisten freies Btlrger- und Moisterrecht erhielten und daß 
Konzossioneii zur fall rikmSBigen Bereitung von Ilaiidwerks- 
waren immer mehr ohne große Schwierigkeit erteilt wurden. 

Nicht bloß für die Gewerbe, die den Absatz in der Ferne 
hatten, sondern anch ffir die meisten reinen Lokalgewerbe 
war der Versuch aufgegeben worden, je nach dem lokalen Be- 
dflrfnis nene Konkurrenten von Amts wegen auszuschließen >). 

„Blieb auch jedem Handwerke dasVerhietungsrecht gegen 
die Pfuscher seines Gewerbes, so reichte dieses doch niclit aus 
gegen die immer zahlreicher aufkommenden F;ibrikon, die Iluid- 
werkswaren verfertigten und Handwerksgesellen bescliäftigen durften"^). 

Während früher, wie oben näher dargelegt, keiner an mehr 
als au einer Stelle, keiner die Produkte seines Mitmeisters 
verkaufen und so diesen gleichsam zum Lohnarbeiter herab> 
drfieken durfte und keiner Aber eine bestimmte Ansah! Web- 
Stahle und Gesellen hinaus haben sollte, und wfthrend frfiher 
auch oft die wöchentliche Maximalproduktion vorgeschrieben 
war, wurde nunmehr, hauptsäclüich seit dem Jahre 1723, die Neuerung 
eingeführt, daß der einzelne Meister sein Geschäft durch eine 
belielnc^ f^roße Gesellenzahl ausdehnen dürfte. Diese Erlaul»- 
nis wurde jetzt allgemein erteilt (Preußische Uandwerkerorduung, 
Art 14). 

Schmoller charakterisiert diese ganze Handwerkerpolitik der 
preufiisehen Begierung im 18. Jahrhundert sehr treflfond mit den lol* 
genden Werten: 

„Was geschah, war eine wesentliche Einschränkung des 
Zunftzwanges, eine Beseitigung der monopolistischen Ent- 
artung und lokalen Erstarrung. Es war ein bedeutsamer 
Srliinr im Sinne rati naler Aufklärung, ohne doch die Axt 
an die Wurzel des Baumes zu legen"*}. 



1) SehjnoHer, a. 0. 8. 100. 

2) Schmollpr, a. a. 0. S. 355. 

3) Schinoller, a. a. 0. & 3m. 

4) Sckmoller, a. a. 0. S. 368. 

3* 
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Antlorerseits wurden die städtischen Hausind iistriellen mehr 
und nieiit unter besondere, von den Innungsstatuten geschiedene Rej^'le- 
meiits gestellt'). Bis 1770 wurde auch den wichtigsten städtischen 
hausindustriellen Meistern und Gesellen eine innungsm&Bige 
Verfassung gegeben, und man bestrebte sich schon frobe, die zahlreicheD 
französischen Gewerbetreibenden mit den ansässigen deutschen ent- 
sprechenden Strumpfweber-, Tuchmacher- und anderen Innungen zu 
vttschmelzen. Auch wurde den Arbeitern mancher Fabriken oder 
sonstiger Großuntcrnebniiinf^en eine Art Innuns^vorfr^s-ung p;eG:eben; 
„dagegen wurden die Fabrikanten selbst nicht unter das Joch 
der Zunftstatuten gebeugt" (Schraoller). 

Aus diesem Nebeneinanderbestehen eines verschiedenen Gewerbe- 
reehts in demselben Staate und zu derselben Zeit mußten sich not- 
wendigerweise gewisse Schwierigkeiten ergeben. Wenn z. fi. eine 
steigende Zahl von freien Gewerben Frauenhftnde verwendete, 
wurde es immer schwieriger, dasselbe den Innungsgcwerbon 
zu weigern, und wenn der freie Unteradimer eine beliebige Lehr- 
lings- und Arbeiterzalil bnsdiilftigen durfte, wurde es immer zweifel- 
\v.\Upt. oh man den lanungsmeister noch an die alten Fesseln 
binden könnte'). 

Widerstand der Innungen gegen diese Reformen. 

Aber was wir immer bisher als für die Iimungen charakteristisch 
gefunden haben, nftmlich ihren Widerstand und Kampf gegen 
alle Reformen, das blieb auch jetzt, wo die Eegierung im Interesse 
des technischen und wirtschaftlichen Fortsehritts sich bemühte, den 
Zunfbßwang wesentlich einzuschränken und ^die monopolistische 
Entartung und die lokale Erstarrung** des Handwerks zu 
beseitigen, nicht aus»). 

Natürlich salien dio Hrmdwcrker diese Lockerung des Zunft- 
zwanges nicht gern. Obwohl seit F'riechich Wilhelm I. neue Zünfte nicht 
mehr eingeführt worden waren und jedenfulis kein Generalprivilcg mehr 
erteilt wurde, Uefeu von den Handwerkern immer wieder Anträge auf 
Gewihrung von Innungsbriefen ein^ Die Petenten, die wohl oft die 
wahren Motive ihrer Wünsche nicht angeben mochten, wiesen dann zur 
Begrflndung ihres Gesuches auf die Ünbequemlichkeit des Anschlusses 

1) SchmollAr, a. «. 0. 8. 375/376; Schmoller hliit dicso wirt«chaftt* 
politiHchon Maßregeln der prcii(^i<^c}icn K)>(;iening fär ein Glflckj ob man dioMT 
Annichl beistimmen kann, rang liior dnliingestollt bleiben. 

2) Schmollor, a. a. 0. S. (77, über HaSregoln zur Fönlcning dw Hann- 
faktunvesens in Österreich, vgl. Schmoller, a. a. O. S. 37Ü;li81. 

3) Die nachstehende Darstellung folgt huuptsilchlich Uoohl, Beiträge zur 
Preußischen Handwerkerpolitik vom Allgemeinen Landrecht bis zui; Allgemeinen 
Ctoverbeordnung von 1845 (SchmoUera ütaats- und sozialmsoenschafUiche Forachnngftn, 
Bd. XVII, Heft 4, Leipzig 1900), sowie Rohrscheidt, a. a. 0. 

4) Roehl, a. a. 0. S. 46/4tt Q. ff. 
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in fJ^"^ ziomürli weit entfernte nächste Gewerk hin. Überall suchte 
der Konkurrenzneid und die Eifersucht der beteiligten 
Hau (1 werker die lieformpiäne der Regierung zu durch- 
kreuzen. Dies war z. B. bei den brandenburgischen Bäckern und 
Pfefferküchlern, den Schuh- und Pantoifeluiachern der Fall, als die 
Begiernng zur Vermeidung der vielen Gewerksstreitigkeiten Aber die 
Abgrenzung ihres Arbeitsgebiets ihnen die knnralatiTe Verferttgnng der 
strittigen Waren oder die Vereinigung ihrer Laden gestatten wollte 

Obwohl in der Ho^'e! alle Handwerke städtisch waren, gestattete 
man doch einige für den Landmann und das Fraclitfuhrwesen unent- 
behrliche auf dem Laivlo. wie Schmiede, Stellmarher, Radcmachcr, 
Zimraerleute und Leineweber; aber die Zünfte sahen diese Hand- 
werker auf dem Lande wegen ihres geringeren Meisterstückes 
nicht als vollgültige Meister an, und beim Übergange in die 
Stadt mnfiten die Landhandwerker das schwierigere Stadt- 
meisterstflck nachmachen; denn die alte Meinung, dafi die 
Gewerbe eigentlich in die Stadt gehörten, war trotz dos Be- 
Stehens und weiteren Vordringens der freiheitlichen Gesetz- 
gebung immer nach lobend ig. Häufig reichten die Innungen Of- 
suche ein, wonaf'h <li( ILuKiwcrker auf dem Lande, die im übrigen nur 
auf den festen K a t;i s n lerteu Stellen sich niederlassen durften, das 
Meisterrecht bei der Innung gewinnen sollten*), womit man natflrlich 
nur die Konkurrenz der Landhandwerker zu beschränken suchte. 

Für die Entwicklnng der Großindustrie durchbrach die preußische 
Regierung; wie wir oben an zahlreichen Beispielen gesehen haben, das 
alte Znnftrecbt, soweit dieses hinderlich war, damit der neuen Betriebs- 
form die notwendige Bewegungsfreiheit geschaffen würde. Die Zünfte 
aber hegten gep^on diese neuen Unternehmungen einen tiefen 
Groll und eine groöe Abnoigung, zumal, sobald jene einen 
rein fabrikmäßigen Charakter angenommen hatten. 

Als mit der Entwicklung der Technik viele Verlagsmdustricn zu 
eigentliehen Fabrikbetrieben wurden (so besonders in den Gewebeindu- 
strien, der Zwirnerei, Appretur usw.), wurden bisweilen Fabriken außer- 
halb der Zunftverfassung zur Herstellung zünftiger Arbeiten im 
großen konzessioniert. Andere erhielten freilich nur auf Grund beson- 
derer Konzession die Erlaubnis, zünftige Nebenarbeiten, deren sorg- 
fältiger Ausführung sie bedurften, durch zünftige und unzfinfti]::jc Ar- 
beiter herstellen zu lassen. Die Handwerker hegten, besonders 
in der ersten Zeit, gegen diese Konzessionierten einen 
sehr groticn Haü, äodaü es nicht selten zu Aufruhr kam. 
So verursachten die Berliner Posamentierer im Anfang 



1) Koehl, a. a. 0. S. 50. 

2) Roehl, a. a. 0. 8. 52. 
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der *,MJer Jahre des i s, J ah r h inni erts wiederholt größeren 
Aufruhr, als man den Import der schweizerischen leichten 
Seideubänder ausschloß und iiacli Schweizer Muster mit 
der billigeren Frauen- und Kinderarbeit die Industrie 
im eigenen Lande, wo bisher das Posamentierergewerk 
dergleichen Künftig und aasschließlich gefertigt hatte, 
znnftfrei zur Blüte bringen wollte. Dieser Streit wurde erst 
nach längerer Zeit durch den König zugunsten der Fabrikanten ent- 
schieden, womit das Geweric sich zufrieden geben mußte. 
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Die Stellmig der Kirehe xam FortsehHtt 

Haben wir In den obigen Ausführungen uns mit der einem 
jeden techniscben FortBchritt widerstrebenden Haltung des 
in den Zfinften organisierten mittelalterlichen nnd nach- 

mittelalterlichen Handwerks beschäftigt, so dflrfen wir es an dieser 
Stelle nicht unterlassen, auch auf die Stellung der Kirche znm Wirt^ 
scbaftsleben und zum Fortschritte einzugehen 

Hier können wir mm zunächst als eine ganz allgemeine Tateacho 
konstatieren, dal. die Doktrin des kanonischen Rechts, d. h. des 
aus dem iSchoJue der katholischen Kirche erwachsenen Rechts, 
nogemein viel snr Forderung jener der Entwicklung zum 
6roBhetrieb*e feindlich gegenflberstehenden Anschaunngen 
beigetragen hat^). Nach der kanonischen Lehre soUts der Vericebr 
sich nur nach den vorgeschriebenen Regeln der kanonischen objektiven 
Rechtmäßigkeit bewegen, jener justitia, deren Merkmale die Wissensclialt 
aus einem falschen Doj^ma ableitete. Der gesamte Vcrkohr war 
für die kanonische Lehre eben ein^nnwürdiges, strauchelndes, 
zur Sünde geneigtes Wesen"»). 

„Die Arbeit war durch manclieriei spezielle Verbote, die aus der 
von der kanoniacfaen Doktrin nicht ni verievgnenden nnd sehr weit^ 
schichtigen Bftdtsidit anf die utilitatB publica, d. h. den dffsntlichen 
Nntsen, flössen, beschrftnkt . . So unbesdufnkt jeder mercator oder 
negotiator sein mochte, so beschränkt war der Handel selbst dnrdi die 
stete kanonische Frage, an negotiatio Sit licita (ist das Geschilt auch 
gsstattet).*" 

Nach der Anschauung des kanonischen Rechts war die Arbeit 
des Handwerks loblich (Deo non displicet), vor allen Dingen dann, 
wenn es sich nur iiui der Arbeit befatite; im ganzen sollte aber auch 
dagegen niehts eiaxaweoden sefai, wenn man andi den Verkauf selbst- 
verfertigter oder durch Arlieit umgestalteter Dinge betrieb, d. h. wenn 



1) Wilhelm En de mann, Die nationiilökonomischon Grundsätro (lc>r kario- 
nistiscbea Lohre (Jahrbücher für NationalOkononiie und StaÜBtik, BcU I, Jena 1863, 
S. 26-47, 154-181, 310-987, 537-576^ «79—780). 

2) Bndeinaiin, a. 0. 8. 967. 
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mau mit der Arbeit den Vertrieb der eigenen Produkte verband — 
cir. Thomas II, 2, qu. 77, art 4, 

Scaccia: Tiaetatus de Gommerdo, § 1, qn. 1, Nr. 13. 

„VoUkommai ungünstig nrafite von Hange aus der Handel, die reine 
negotiatio s. mercatnra, angeschen werden. Christus hatte ja die Händler 
ans dem Tempel g^ewiesen. Der Handel war die hauptsHdilichstc Vr- 
sache <ler Ungleichheit des Vorinö^ensbesitzes, der Stnrnn^' des ineusch- 
lichen Glückes durch das Streben nach Keiclitiini. Der Handel schätzt 
das Geld höher als alle anderen Güter; er ist der Haijsucht und dem 
Neide ergeben; er geht mit Lug und Betrug um. Der negotiator ist 
in peipetuierlicher Gefahr seines Seelenheils." 

Thomas H, 2, qn. 77, art 4: 

„Negotiatoravidus acquirendi,pro damno blaspbemat^pro pretiis renim 
mentitur et pejerat — Qni emit et vendit, sine mendacto esse non potest 
Mercator Deo placere non potest. Negotiator ncgligens est siiae saluti.-,". 

„Denn überall bietet sidi für ihn die Gelegenheit und die Lockung 

zur üsura"0- 

Scaccia sagt: 

J^egoüatores illi abominabites, qui iustitiam Dei minime oonside- 
rantes per immoderatum pecuniae ambitum pollnnnt, merces suas plas 
onerando perluriis quam pretiis^', 

und a. a. 0. § 1, qu. 7, Par. 1, Nr. 11: „M^'catores male andiunt 
apnd popnlum**. 

Die kanonistischo Doktrin gegen die Entwicklung zum 

Grofibetriebe. 

Nach dem Willen und im Geiste des kanonischen Rechts 
sollte also die Produktion mögliehst auf dem Standpunkte 

des Kleinbetriebs festgehalten werden; es gibt ja auch heute 
noch „Kanonisten'S die prinzipiell jeden Großbetrieb in Prodnktion 
nnd Handel bekämpfen, wie wir weiter unten noch sehen werden. 

Wie überliaui)t die kanonistische Wucherlehre der Bildung 
von Kapitalsassozialionen widerstrebte, geht mit voller Deut- 
lichkeit aus den Ausführungen ir^uiieinuiiiis^) an anderer Stelle hervor. 

So suchen whr denn auch die Form einer Gesellsdiaft, die lediglich 
durch den Zneammenflnfi von Eapitalbeitrigen ohne Arbeitstfttigkalt irgend 
eines der Zusehiefienden entsteht» im Mittelalter vergebens, kein ekziger 
kanonistischer Schriftsteller hat den Begriff einer reinen Kai)italsassoziation 
konstruiert, weil eine solche Gesellschaft handgreiflich ein Widerspruch 
gegen die Unfruchtbarkeit des Ooldos gewesen wäre, für den sich 
wohl keine Rechtfertigung hstte finden lassen. 

1) Ende mann, a. n. O. S. 70,'5. 

2) Wilhelm En de mann, Studien in dor romanisch-kanonistischcn Wirt- 
schafta- und BeehtBldire bis gpeen Ende des 17. JahihimdertB, Bd. l, Bwlin 1874. 
S. 371 fL 
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„Es ist sonach kein Zufall, daß wir reine Kapitalvereine 
in den groLieii Handelskompagnien zuerst in Kn^'Iand und 
den Nieilerlan (Ion. also in protestantischen Ländern nnd zu 
einer Zeit, da es mit der VVucherlehro dort reißend bergab 
ging, entstehen sehen'")- 

JMe Bechtadoktrin hat unter der BotmSfiigkeit der Wocheriefare 
gestanden. . . Die Doktrin des Vetkehrsrechts war in absoluter Ab- 
h&igigkeit von der kanon istischen Wucherdogniatik. . . Es darf die 
nnbcdingtc Herrschaft der Wocherlebre Aber die Theorie des Verkehrs- 
rechts bnh.niptot werden"*). 

Ti ( tff ndc Bemerkungen über die Bestrebungen, die zu seiner Zeit 
an der Tagesordnung waren, macht Endomann im Jahre iss:i um 
Schlüsse seines Werkes 2). Sie sind aucii für die (iegeuwart so charakte- 
ristisch, daß wh- es ans nicht versagen kOnnen, sie hier dem vollen 
WorUante nach wiederzugeben: 

„In den unbefriedigenden Zuständen der Gegenwart ist aus kleri- 
kalem Munde häufig die Rückkehr zu den Maximen der katholisdien 
Kirche und ihrer Wissenschaft als das einzig liilfrtMche Mittel angepriesen 
worden. Wer einigermaiion mit den Ausführungen nnd Tenden;^on der 
Kanonisten vertraut ist, erkennt darin nicht etwa bloL! leise Anklänge, 
sondern oft genug vollständige und erfreuliche Wiederholungen der 
alten Meinungen und Lehrsätze/' 

„Begegnen wir da nicht in den mannigfaltigsten Wen> 
düngen dem instinktiven Widerwillen gegen den Handel und 
folglich auch die Großindustrie, den die orthodoxe mittel- 
alterliche Schule atmete, weil sie mit Recht von dort aus den 
Abbruch an der Autorität ihrer Lehre befürchtete! Wrdircnd Landwirt- 
schaft und Handwerk — vorausgesetzt, daß sie imGegensat/. zn der stets 
als verderblich bezeiclmeten Freiheit so organisiert werden, wie es «ach 
den weisen Grundsätzen der Kirche notwendig ist — volle Gunst er- 
fahren, hören wir nicht, daß gerade wie damals, als die Wucher- 
lehre in Blftte stand, gegen das Kapital, das Kreditwesen, 
gegen die Geld- und Kreditwirtschaft geeifert wird? Werden 
nicht die BOrsen und ihr Verkehr, zum großen Teil auch das 
Bankwesen, zum Gegenstand immer neuer Angriffe gemacht?' 

Bei dem ungeheuren Einflüsse, den das kanonische Recht, wie 
überhaupt die gesamte kanonische Dnlctrin auf das ganze gewerbliche 
und öffentliche lieben des Mittelalters ausübte, ist es niclit m ver- 
wundem, daü diese verkehrsfoindlichen Theorien sich sehr bald in die 
Praxis umsetzten und zu jenen Hemmungen dos technischen und 

1) Endomnnii, a. a. 0. S. 375; vgl. auch Max Weber: Zwr Geschtehte der 
UandelagesellBCluifton im MitteUlter. StuUgsrt 1889. 

2) EndemeBii, e. a. Bd. n, BerUa 1683. S. 403, 406. 

3) Endemaan, «. e. 0. & 416. 
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wi tts(li;if( liehen Fortschritts führten, die wir oben an einzelnen 
Beiäpielen näher illustriert haben. 

Die Hemmung des Fortschritts durch die kirchliche 

Dogmatik. 

Niclit zu unterschätzen ist auch der Widerstand, den im Mittelalter 
und Madmiittelalter die Dogmatlk der Kirche allen Fortschritten der 
Wissenschaft entgegensetzte. Denn jetzt waren die duisttichen Dogmen 
fertig, die dnrch die großen scholastischon Systeme eines Albertos 

Magnus und eines Thomas von Aquino zu einem Ganzen vereinigt und 
nach allen Seiten liin ausgebaut worden waren ^). FHr diese sdiolastisclicn 
Theologen stand der GlaiiVons'nhalt unumstößlich fest, so daß die 
anderen Wissenschaften, besoii(iers die Philosophie, sich mit der Holle 
einer Dienerin und Magd der Theologie begnügen muliten. So bewegte 
sich denn das Denken allgemein in engen von der Kirche abgezirkelten 
Kreisen und ging vollkommen in der Scholastik and der theolo- 
gischen Spekulation auf. 

Dies zeigt sich besonders in dem Verhalten der Kirche gegenüber 
den Ketzern, d. h. nach katholischem Sprachgebrauche allen den 
Personen, die von der als lechtgUabig aligemein anerkannten Kirchen- 
lelire abwicln n. 

Schon im 2. Jaiirhundert n. Chr. erschien der Kirche der Aus- 
öchluli der Ketzer den Gnostikern gegenüber als eine notwendige 
Maßregel der Selbsterhaltung, deren Vollziehung den Bischöfen über- 
tragen wurde. Seit Konstantin dem Großen trafen den Ketzer auch 
weltliche Strafen, VerlHinnung, Verlust aller bthrgwlichen Beehte usw. 
Schon auf der Synode zu IVier im Jahre 385 gaben spanische Biscliofe 
durch die Verurteilung Priscillians das erste Beispiel der Todes- 
strafe gegen Ketzer; dieser ersten Todesstrafe folgten unzflhlitje nndore 
wegen Kctznrei. Im 13. Jahrhundert begannen dann niasseniiafte 
Ketzerpro/ esse. Auf der Kirchenversammlung von Toulouse (1229) 
wurden durch Gregor IX. die Ketzergerichte angeordnet und eigene 
Ketzermeister mit unumschränkter Vollmacht bestellt, die zahllose 
Gfltereinziehungen und Hinrichtungen voniahmen, wie z. B. in Deutsch- 
land Konrad von Marburg, der in der ersten HllUte des 13. Jahr* 
hunderts als geistlicher Berater des Landgrafen Ludwig IV. von Thü- 
ringen und als Beichtvater der Landgräfin Elisabeth einen weitgehenden 
Einfluß ausübte. Gewalttätig und unbarmherzig verwaltote er das ihm 
von Gregor IX. übertragene Amt eines kirchlichen Visitators nnd Ketzer- 
richters; am Rhein und in Mitteldeutschland wütete er gegen die Katharer 
und Waldenser und im Oidenburgischen gegen die Stediuger. 



1) Vgl. hierzu beiionders Ziegler, Religion und Religionon. Stuttgart 1893, 
S. 37 ft 



Digrtized by Google 



— 48 — 

Auch die Kreuzzflf^e gegen die Albigenser und sp:ltergm^ 
die Hussiten waren nur Kriege zur Vernichtung der Ketzer. 

Seit der Reformation \Yurdon vornehmlich die Protestanten in 
FVankreich, Spanien, Portugal, den spanischen Niederlanden, tlen öster- 
reiciiischen Erhlanden, Böhmen, Bayern und den geisüichen Territorien 
Deutschlands alfi Ketier verfolgt Noch am Ende des 17. Jahr- 
honderls stifteten die BelehtvSter Ludwigs XIV. aolcSie Ketzerverfol- 
gangen an, und am Anfange des 18. Jahrhunderts fanden die Blut- 
tage in Thorn statt, und bald darauf vertrieb der Erzbischof Firmian 
die evangelischen Salzbnrger. Am Anfang des 19. Jahrhunderts 
erlmhen sich in Frankreirli neue Greueltaten gegen die Reformirrten, 
und 1837 mußten die evangelischen Zillerthaler nach Preuüen 
auswandern. Sogar noch im Jahre 1852 wurde in Florenz gegen die 
evangelischen Eheleute Madiai die Galeerenstrafe verhSngt, und in 
Spanien belegte man bis snr Vertreibung leabellas n. evangelische 
Christen mit Keikerhaft. 

Auch im ersten Zeitalter der Reformation unterschied man noch 
in der protestantischen Kirehe Rechtgläubige und Häretiker, und 
man hielt gegen die letzteren sogar blutige Gewalttaten für erlaubt. 
S ) wurde im 16. Jahrhundert Servet aut Veranlassung Calvins als 
Ketzer verbrannt 

Freilich hatte der Protestantismus die Freiheit der wissenschaft- 
lichen Forschung auf seine Fahne geschrieben, aber er verwirklichte 
sie nicht immer im ehuelnen Falle. Dies zeigte sich besonders bei 
den Fortsdiritteii der eiakten Wissenschaften. So wurde denn auch 
Nikolaus Kopernikus (1473—1543), als er die alte Anschauung von 
der Zcntralstellung der Erde umstieß und an ihre Stelle die mit wissen- 
schaftlichen Beweisen gcstüt.zte Lehre vom SonTionsystem setzte, von 
der katholischen und protestantischen Kirche mit derselben Iveidcn- 
schaftlichkeit bekämpft, weil er hierdurch mit der Kirchenlebre und der 
Bibel in Widerstreit geriet 

Die Naturwissenschaften standen noch völlig unter dem 
Einfluß der alchymisttsohen Trftumereien, und die Forsten und Gelehrten 
verioren ihre Zeit und ihr Geld mit den Forschungen nach dem vor- 
jOngenden Safte des Lebenselixiers und nach dem Stein der Weisen, 
der es ermöglichen sollte, alles in Gold zu verwandetai, was mit ihm 
in Bertlhrung gebracht wunle. 

Selbst ein Mann wie K eitler (1571 — 163' •), der seine berühmten 
drei Gesetze nhcr die Planetenbcwegung aufstellte und eine feste Grund- 
lage für Hntrunomische Beobachtungen schuf, wie er <lenn auch in der 
reinen Mathematik bedeutende Fortschritte anbahnte, blieb noch in den 
Anschauungen des MittebUters befangen, da er flberzeugt war, daß die 
Stellung der Gestirne in der Geburtsstnnde au! den inneren Lebens- 
trieb und die Seele des Menschen entscheidenden Einfluß ansfibe. Über- 
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haupt war die Wissenschaft noch ganz ohnmächtig gegenüber dem 
verbreiteten Waline, daU der Mensch freiwillig um irdischen Nutzens 
willen seine Seele dem Teufel verschreiben und so seine Dienste er- 
kaufen, oder daß er ohne sein Zulun von ihm besehen werden könne. 
KIrehlicherseits aber tat man nicht nur nichts zur Bekämpfung 
dieBea Wahnglanbens, sondern man fdrderte ihn sogar, weil 
der Glaube an einen persönlichen Teufel zur Befestigung der 
Herrschaft der Kirche diente. Seitdem Innocenz VII. (1484) diesem 
Wahne die iiäpstliche Sanktion gegeben hatte, indem er solche Bünd- 
nisse mit den schwersten Kirrlienstrafen hpdrohte, verbreitete er sich 
nach den Gesetzen jeder geistigen Epidemie^). Schon im Jahre 1489 
wurde der gesamte Hexen w ahn kodifiziert in dem sogenannten Hexen- 
liammcr. Seitdem hei alljährlich eine uuzähliche Menge unscliuldiger 
Opfer dieser größten Verirmng des Menschengeistes zum Opfer. Der 
geringste Verdacht und die niedrigsten Motive genflgten zur Anldage und 
Verurteilung. Dieser finstere Wahn erhielt sich fest zwei Jahrhunderte. 

Auch das Schicksal Galileis, eines Professors der Mathematik 
in Padua {1504—1642), dessen Ilaiiptvcrdionst bekanntlicli die Ent- 
deckung der Mcch inik ist, ist bezeichnend für den fortschrittsfeiodlichen 
Geist der damahgen Kirche. 

Er konstruierte nämlich nach ziemlich vagen Berichten über ein 
in Holland gefertigtes Fernrohr einen Apparat, der um mehr als 
SOmal Tergröfierte und mit dem er die Monde des Jupiter, den 
Charakter der Milchstrafie n. a. entdeckte. Schon im Jahre 1604 hatte 
er, von den Prinzipien des Ardiimedes ausgehend, mehr durch Nach- 
denken als durch Experiment die Grundgesetze der Mechanik fest- 
gestellt, die er aber erst veröifentlichte. TTfitordcssen hatte er 
schon srliwere Anfcclitungcn erfahren; diese erwuchsen ilini aus seinen 
astronomischen Verüt!'entlicliungen, durch die die Köpern ikaiiiachen An- 
sichten bestätigt zu werden scliienen. 1616 wurde er nach Rom 
geladen und mußte hier vorsprechen, nichts weiter Ober die 
Erdbewegung zu verdffentUchen. Als er in einer neuen Schrift 
sich auf die Seite des Kopernikus stellte, mußte er 1633 seine 
Ansicht über die Bewegung der Erde als irrig und schrift- 
widrig abschwören, die Schrift wurde verboten und er selbst 
zu flefan^nis verurteilt, ohne daß die Strafe vollstreckt wurde. 
Seine gröliie Sünde war in den Augen seiner Verfolger, daß 
er in der Landessprache die gefährlichen Ansichten jeder- 
mann zugänglich gemacht hatte. 

Ebenso wurden die wissenschaftlichen Theologen von der 
Kirche auf das Heftigste angegriffen und veriolgt, und ihr Wissen und 
Arbeiten wurden als ehi die Beligion schftdigendes und den Glauben 

1) Graf V. HoensbroBch: Dm FBfisttam in mIimt soslil-ktdtnraUen Wiik> 
Munkoit, 8. 208-^7. Leipsig 1900. 
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beeinträchtigendes angef< ( hton und verketzert. Bisweilen mußten sie 
sogar wie Giordano Bruno ihre Überzeugung als Märtyrer auf dem 
Scheiterhaufen büßen. Dieser Dominikaner (1548—1600) schöpfte seine 
Begeisterung ans dem erweiterten Natnrhorizonte and mußte fQr seine 
Ideen in den Tod gehen, da er ofifen mit dem kirehlichen Dogma brach, 
als er sich überzeugt hatte, daß die kirchliche Vorstellung von 
Welt and Leben mit dem Kopernikanischen Weltsystem 
unvereinbar sei. Seine Plnlosojjliie entsprang der hool'-tcMi Auf- 
rirhtifikcit und der rücksichtslosesten Wahiiieitsliebe. In seinen öciiriften 
entfernte er yicii durchaus bcwufjt von der herrschenden lieligiou, der 
er die herkömniHchcn Gottcäideale entnahm. Die dem christlichen Gotte 
zugeschriebenen Eigenschaften legte er zum Teil der Natur bei und schuf 
so die pantheistische Weltanschauung, die den Gbcr^'ang bildet 
von einer theistisdien zu einer natnralistischen Wettauffassung. Aach 
Giordano Brunos rein wissenschaflliche Vorstellungen sind nidit 
weniger bedeutend: so erkannte er zuerst die Fixsterne als Sonnen und 
kam auch sonst über die Enge und Starrheit des kopernikanischen 
Weltsystems liinaus. 

Daß diese Ilerrschaftsgelüste der Kirche, die sich sowohl auf 
geistigem wie auf materiellem Gebiete geltend machten, einem jeden 
Fortschritte feindlich entgegenstehen mußten, bedarf wohl keiner 
weiteren Henrorhebnng. 

Aach der Fatalismus, eine Folge der damals herrsehenden reli- 
ginscn Auffassung, konnte sich natürlicli nur als ein Hemmnis jedes 
techntsdien und wirtschaftlichen Fortschritts erweisen, da er seinem 
Wesen nach jeden Gkuben an die eigene Leistungsfähigkeit lahmen 
mußte. — 

Inzwischen machte sich mit der Entstehung der Universi- 
täten, der ßenaissance und dem Humanismus und der darauf 
folgenden Reformation die Philosophie, zunächst in England, 
ganz frei von den theologischen Feasdn, nnd die französische Anf- 
klärnngsliteratur des 18. Jahrhunderts popularisierte die Ergebnisse 
der Philosopliie und machte sie den blassen des Volkes zugänglich. 
Daneben arbeitete man in Deutschland, Frankreich und England eifrig 
an der Fortbildun;? der Naturwissenschaften, indem man 
von der deduktiven zur genetischen und analytischen Methode über- 
ging und .so die wissenschaftliche Physik, Chemie und Technik vor- 
bereitete. Aber erst nachdem die politischen, sozialen und 
geistigen Fesseln in Deutschland im 19. Jahrhundert ge- 
sprengt waren, konnten die verschiedenen Wissenschaften 
sich frei nach allen Bichtungen hin entfalten und ihren 
praktischen Einfluß anf die Entwicklung der Technik und 
Wirtschaft ausüben. 
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Die Neuzeit 



I. Abschnitt. 

Widerstand gegen die Dampftechnik. 

Wenn der politische und der Kulturhistoriker die Neuzeit 
mit der Entdeekim«; Amerikas und dem Beginn der Reformation be- 
ginnen läßt, sü darf der Wirtschaftshistoriker mit Fug und liecht den 
Beginn der Nenieit der Volkswiriscbaft erst seit der «weiten Hfilfte 
des 18. Jahrfannderts datieren. Demi das, was der nodemen Volks- 
wirtschaft ihr charakteristisches Gepräge gibt, nämlich die moderne 
Technik« beginnt erst in der zweiten Hfllfte des 18. Jahrhunderts. So 
hat denn auch die Indtistiio der modernen Kulturvölker, rlicses immer 
mehr in den Vordergrund tretende Element der mo<iernen \'olk.s\virt- 
schaft, die ausj?eprft|?te Form, in der wir sie kt iuien, erst seit der Ein- 
führung der Dampfmaschinen angenommen';. Auch im wirtschaft- 
lichen Mittelalter fehlte es, wie wir oben bereits gesehen hüben, nicht 
an Großbetrieben (I<\igger) und größeren indnstriellen Unt^rnehmnngen 
(Fabriken), die sich vonsiigsweise an die Wasserlflufe anscUoBsen; aber 
dieZnsammeiizieliung dieser Anlagen zu industriollen Großbetrieben 
begann erst seit dem Ausgange des 18. Jahrhunderts mit zunehmender 
Schnelligkeit, bis sie zu der lientigen Form unserer Fabriken geführt 
hat, wo (iei)äu(le von wahrhaft kolossalem Umfange viele Hunderte 
von Meiisehen eng zur regelniäiiigen Ari)eit vereinigen. 

Wuiircnd die Industrie bis zum Beginn der Maschinenaru auf die 
bewegenden Kräfte des menschlichen Armes, des Zugtieres, des Wasser« 
geflUes nnd des Windes angewiesen war, die Ton der Nator auf einen 
relativ engen Bezkk eingesehrinkt waren, trat jetst eme fast unbe- 
grenzte Kraft in die Dienste des Menschengesdilechts*), nändich die 
Dampfmaschine. Sie bemächtigte sich sunAchst der Bergwerks- 
industrie, sodann der Weberei und SpinnereL Hier wurde sie luerst 

1) Ueuletttz, Die Maschine in dir AxhnUaitngp, UindMi i. W. 1886, & 7. 

2) Reuleaux» «. «. 0. 8. 10. 
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auf die euif u luni Webstühle angewandt, die dadurch eine früher kaum 
geahnte riotkiktionskraft erlangtou. Aber bald beeilte sich die Textil- 
industrie, aueii für die reicher gemusterten Gewebe sich die Daiupf- 
masdune dienstbar zn nucfaen, und in der Tat wurde dordi das lein 
ansgedacbte Schaltwerk, das Jacquard dem Webstnhl gab, die Weberei 
im Prinasip g&ndich der Dampfinascfaine aosgelietert 

In schneller Aufeinanderfolge hielt nun im 19. Jahrhundert die 
Dampfmaschine ihren Einzug in die meisten Industrien, die alte Technik 
revolutionierend und damit als die Gebortshelferiu einer neuen technischen 
Kultur auftretend. 

Aber auch hier raaclit sich dieselbe Erscheinung bemerkbar, die 
wir bereits iu deu üüheren Wirt&chaft&epochen beobachten konnten; es 
treten Widerstände anf, nicht etwa nor seitens der nninittelbar wirt- 
sdiafUicb Beteiligten, die durch die neuen Maschinen neUeicht eine 
ScbnüÜerung oder gar Vemichtong ihres Gewerbes befOrditeten; viel- 
mehr sehen wir, wie zuweilen sogar die herTOrragendsten belehrten 
sich der EinfOhrung der Maschinen ans den Tersehiedensten Gründen 
widersetzten. 

Daß die mittelalterliche zfinftlerische Verfassung des Handwerks 
sdion ihrem Priiizipe nach dem Aufkommen der Maschinen feuidiieh 
gegenüberbtehen muLite, ist natürlich. Erblickte man doch das Heil 
einzig und aUetn im starren Festhalten an der Zunftverbssung, die 
den Handwerkerstand auch vor der Konkurrenz derHaschinen 
schfltzen sollte 0* Denn die Zunftstatuten trachteten danach, wie oben 
bereits dargelegt, durch viele Ge- und Verbote das Aufkommen größerer 
Betriebe zn verhindern-), und man fürchtete eben, daß diese größeren 
Betriebe sirh leichter bilden würden, .wenn man die Benutzung von 
Maschinen gestatten würde. 

Man ahnte damals eben noch nicht, daß die Spinn-, Web- und 
Druckmaschinen, anstatt die menschliche Arbeit zu vermindern, sie ver- 
mehrten, indem äe die Menschen an vielfältigere Bedürfnisse gewöhnten, 
die Waren wohlfeiler maditen und dadurch erae grOfiere Anzahl von 
Menadien in den Stand setzten, sich in deren Besitz zu bringen 

So sehen wir denn, wie die deutschen Zünftler und die Stadt- 
obrigkeiton im 17. und 18. Jahrhundert den Maschinenbetrieb von sicli 
fernzuhalten suchten und diejenigen verbann teu und bestraften, die sicii 
der Maschinen bedienten. In Danzig z. B. ließ der liat, vom blinden 
Zunftgeist befangen, Anton Moller, der eine Bandwebemaschine erfunden 
hatte, heimlich ersäufen, weil er befürchtete, daß diese Erfindung eine 

1) H. A. Masch er, Das deiitscbe Gewerbewesen von der frübesten Zeit bis 
auf die Gegenwart Nacb Geschichte, Recht, Nationalökonomie und Statistik, Potsdam 
1886, S. 438 ff. 

2) Georg Adler, Ober die Epochen der dentaehen UandwerkerpoUtik, 
ieaa 1908k SL 6. 

3) Maieher, a. a. O. 8. 440. 
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große AnziiliI Handwerker brotlos iiiachon könnte. Die Bandmühlen 
wurden vom Rate zu NüI•nl)OI|,^ 1076 in Köln, 1681 im ganzen 

deutschen Reiche verboten. In Haniburg lieii der Rat einen liand- 
webestuhl öffentlich verbrennon. KatOrlich konnten solche kurzsichtigen 
Maßregeln nur die Verarmung der Bandweber zur Folge haben, was 
ancl) wirklich in Nürnberg, Köln, Hamburg und Sachsen eintrat, wShrend 
Basel, Elberfeld und diejenigen Städte, die die Maschinen diddeteUf 
durch sie zu Wohlstand f^olangten. In Nürnberg ainlnrerst its, der ersten 
deutsfhon Stadt, in der die Fabriken mit kunstlirli^n Ma-rhiiKM). Schleif-, 
Poüei-, Schneide- und Drechselmühlen angelegt wurden, wurde z. B. 
die Entwicklung dadurch gehemmt, daü man in der Folge die Be- 
nutzung der Maschinen vernachlässigte, weil man annahm, diese wäieu 
eine schädliche Erfindung 0< 

So hielten denn die Zünftler an der Zunftverlassnng fest» obwohl 
unschwer zu erkennen war, daß sie damit die Venrollkommnung der 
Gewerbe verbinderten, den Kunstsinn und Unternehmungsgeist erstickten, 
die Entstellung neuer Industriezweige hemmten und nur den Import 
aus denjeni^'en Städten und Ländern förderten, die in der Anwendung 
der Masciiinen voransch ritten, wie besondei s England und Holland, 
die bald aus Tuch-Importländern zu Tuch-Exportstaaten 
wurden. 

Von einem solchen Widerstande des zfinftigen Handwerks gegen 
die Einfahrung der Maschinen wissen fast ohne Ausnahme alle Schrift* 

steller zu berichten, die sich mit der Darstellung der Geschichte einer 
Zunft oder einer bi^timmten Örtlicb abgegrenzten Industrie befaßt haben, 
und denen wir bereits oben in ?mderem Zusammenhange begegnet sind. 

Neben den Handwerkern waren es aber nicht minder die Arbeiter, 
wo solche bereits vorhanden waren, die oft gewaltsam sich cjegen die 
neu eingeführten Maschinen als ihre veriuüHitliclien Todfeiude wandten. 

So erzählt Thun') von den Arbeitern des Niederrheins, die eine 
blinde Wut gegen die Maschinen hegten, deren Einfahrung anfangs 
vielen Arbeitern die gewohnte Beschäftigung enteog. So gelangten 
auch u. a, am 30. August X830 sowohl in Eupen wie in Aachen 
die Gefühle des Volkes zum Ausdruck; in Aachen richtete sich 
der Angriff zuerst fjt'üCT] fliejenige Fabrik, die das Verdienst gehabt 
hat, die (Mste Spinnmaschine daselbst aufzustellen. Es gelang freilich 
ihrem Besitzer, dus Unheil von seinen Maschinen ab- und der Maschinen- 
bauaustalt von Cockcrell zuzu wälzen, die zerstört wurde. 

In der Industrie der Streichinstrumente des sächsischen Voigt- 
landes griff die Anwendung von Maschinen, wie Bein*) zu berichten 

1) Ma«eher, a. a. 0. 9. 441. 

2) Alfons Thun, Die Industrio nni XiodfMrhein und ilirt' Arl)(>iter f5>rliniollers 
Staats- und soziaJwiiiüeiiHcbafUicb« ForHcUungen, Bd. II, 2. Heft), Leipzig 1S79, 8. 31. 

3) Louis Bein, Die Induatrie des aichBiacheii YoigUttidfli, Leipzig 1884, 
S. 30 u 31. 
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weiß, nur langsam um sich. Hieran war nicht die technische Unzu- 
länglichkeit der Maschinen, sondern der böse Wille der Arbeiter schuld, 
die Masehinen.irbpit nicht nachputzen wollten, da sie befürchteten, dtireh 
die Ausbreitung der Maschinen eine Lolinreduktion zu erleiden, indem 
Uinen nach allgemeiner Einführung der Mabchinen nur noch da? Nach- 
arbeiten verbleiben würde und die bisherigen Verrichtungen ihnen ent- 
zogen werden würden. 

Auch in England, dem kiassificlien Mutterlande der modernen 
GrofiindQBtrie mnd der modernen industriellen ArbeiterUasse, regte sich 
schon sehr frlUi der Widerstand der Arbeiter gegen die neuen Maschinen, 
in denen sie die Zerstörer ihrer Existenz erblickten. Engels^ und 
Held'), deren Darstellung wir hier vorzugsweise folgen werden, geben 
hiervon ein äußerst anschauliches Bild. 

Die „Empörung der Arbeiter gegen <lie Bourgeoisie" l)egann in 
England bald nach der industriellen Entwicklung und machte hier ver- 
schiedene Phasen durch. 

„Die erste, roheste und unfruchtbarste Form dieser Eiiipuiung 
war das Verbrechen. Der Arbeiter lebte in Not und Elend und sah, 
dafi andere Leute es besser hatten als er . . . Mit der Ausdehnung 
der Industrie nahm das Verbredien zu . . . Aber die Arbeiter sahen 
bald ein, daß dies nichts half. Die Verbrecher konnten nur einzeln, 
nur :ils Individuen durch ihren Diebstald gegen die bestehende Ge- 
spüsrhaftsordnung protestieren . . . Die Arbeiterklasse ergriff erst 
Opposition gegen die Bourgeoisie, als sie sich gewaltsam der 
Einführung von Maschinerie widersetzte, wie dies gleich im 
Anfang der industriellen Bewegung geschah. Die ersten Er- 
finder, Arkwright usw., wurden schon auf diese Weise verfolgt 
und ihre Maschinen zerschlagen; später kamen eine Menge 
von Aufständen gegen Maschinerie vor, bei denen es fast 
genau so zuging wie bei den böhmischen Druckerunruhen 
im Juni 1844; die Fabriken wurden demoliert und die Maschinen 
zertrümmert"'). 

Aber alles dies konnte die allmähliche Einführung und Be- 
nutzung der Maschinen als einen technischen Fortschritt auf die Dauer 
nicht hemmen. Sagt doch Engels selbst: 

„Auch diese Art der Opposition war nur vereinzelt, auf ge- 
wisse Lokalitäten beschränkt und richtete sich nur gegen eine 
eüizige Seite der jetzigen VerhSltnisse. War der augenblickliche Zweck 
erreicht, so fiel die volle Wucht der gesell&ehaftlichen Macht aof die 



1) Engels, Die Lai^e der arbeitenden Klasse in England. Nach eigener 
Aincbauung usw., Leip/it^ isi'). 

2) Adolf Ileld, Zwei Bikcher zur sozialen Geschieht« Englands, Leipzig Ibäl. 
3> Engels, a. a. 0. S. 258 ff. 

W«mlek», KuD|it um dn wirladnfilkliao Slprtadiiltt. 4 
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wieder wehrlosen Übeltäter mid züchtigte sie nach Herzenalnst» während 

die Maschinerie dennoch eingeführt wurde.*' 

Auch Brandstiftungen, Morde und andere Übeltaten ließen 
sich die englischen Arbeiter in dieser Periode zuschulden kommen, um 
ihrer Empörung und ihrem Widerstande gegen die neue Technik Aus- 
druck zu geben 

Auch V. BchvlEe-Gävernltz*) weiß in seiner Sdiflderung der Ent- 
widdong der englischen Banm Wollindustrie viel von dem Wider- 
stände gegen den Obergang zur Maschine und dem modernen Fabriksjstem 
zu beräiteD. 

„Selbst bis zu dem Verlangen einer Bef?teuerung der Maschinen 
verstieg man sieh, ähnlich jenen Weisen des Frankfurter Handwerker- 
parlaments, die durch Verljot des Fabriksystems die Welt in den alten 
üeleisen erhalten zu kdiiiien vermeinten*).** 

„hl den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhundertä stund England 
in einer sozialen Krlsis schwerster Art die allgemein dem Fabrik- 
qrstem schuld gegeben wurde. Daher gegen seine Träger, die «blutigen 
Mill Lordä", An^iffs von allen Seiten. Die Arbeiter waren darin 
einig, daß es der „König Dampf" sei, der sie aus dem ,^ten heiteren 
England" entfährt habe. Ihm hatten sie Rache geschworen. Ihn hielten 
sie für die große Macht des Umsturzes, die alles gewesene zerstöre; 
aber unter seiner eisernen Herrscliaft würde das Volk immer mehr zur 
Verzweiflung getrieben; es würde znlet/.t ilin, wie alle Regierungen der 
Welt, zerbtöien. Nicht viel anders dachte man iu den liciiensit^en des 
Südens. . . . Das Fabiiksjstem sei dem Ghiislentum so entgegen- 
gesetzt wie die Fmstemts dem lieht; alle sozialen wie wirtachaltlichen 
Mißstände wurden ihm zur Schuld gegeben . . 

Auch die Chartisten, die Träger jener großen revolutionären Arbeiter* 
bewegung, die England in den 30 er Jahren des 19. Jahrhunderts er- 
schütterte, bekämpften die Fabriken als die vermeintlichen Totengräber 
ihrer Existenz*). 

Was war nun aber in Wirklichkeit die Ursache dieser 
Krisis, die man fälschlich den Maschinen und Fabriken zu- 
schrieb? Es lassen sich hier verschiedene Momente feststdlen, die 
auf die Entstehung einer Krisis in Enghmd um diese Zeit hmwirkten*). 

Zunächst entstand für die enfpische Baumwollspinnerei jetzt 
eine empfindliche Konkurrenz, teils unter Zollsdiutz, wie in Frank- 
reich, teils ohne einen solchen, wie in der Schweiz. Auch Amerika 



1) Engola, a. a. 0. S. 26.') ff; weitere Einzelheiten vgl. bei Ure, I'hilusopby 
of Manufactures, S. 3(36 ff. 

2) V. Scbulze-Gavernitz, Der Großbetrieb unr., Leipsig 1892, B.29ff. 

3) V. Schulze-Gävernitz, a. a. O. S. 44. 
■l) V. Soll ul z e- Gä vern i tz, a. k 0 S. 45. 

ö; V. Scbulze-Gavernitz, a. a. O. S. 38 ff. 

G) Vgl. zum Folgenden beionden t. Scbiilie-Gftf«rnits ft. O. 8.46fL 
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gelang es nunmehr, infolge der BQli^dt seines Rohstoffes erfdgreieh 

mit Eng^d zu konkurrieren. So wurde das Gebiet der BaumwoU- 
industrie von der internationalen Konkurrenz ergriffen, die England zur 
V^rbülifTiinn: der Produktionskosten zwaiicf. Das Interesse an einer 
billigeren Produktion aber zwang die Fabrikanten zu einer (Ertlichen 
Konzentrierung ibrer Betriebe wie zu einer Konzentration inm i lialh 
des einzelnen Betriebes. Die Folge dieser Entwicklung war eiue 
anßerordentlieh gesteigerte Produktion; fflr die Arbeiter aber 
bedeutete sie eine Steigerung ihres Woehenrerdienstes, trotz 
steter VerbiUigung der Arbeit, was überhaupt wohl als eine Abt be- 
zeichnendsten Eigentümlichkeiten des großindustriellen FortsduittB be- 
zeichnet werden darf^). Daß mit dem Auftreten des modernen 
Gewerbcsysteras für die Industriearbeiter zugleich ein für sie 
nicht sehr erfreuliches Übergangsstadium einsetzte, wird 
sich freilich nicht bestreiten lassen; denn heruntergekommene 
Pächter unii liauäuidustrielle, Armeukinder, entlassene Soldaten, kurz, 
die Ärmsten der Armen, wurden an die neu erfundenen Ifasdiinen 
gesetzt^ 

Kur der ftuBersten Not gehorchend entscMoss^ die Arbeiter sich 
damals zur Eabrikarbeit, da ihnen deren Hegelmftfii^eit und Disziplin 
nicht zusa^^e; nur durch die niedersten Löhne waren jene Elemente 
zur regelmäßigen Arbeit zu zwingen. Aber immer ist bei dieser Be- 
trachtung der Lage der Arbeiter in der Zeit der aufkommenden Groß- 
industrie zu bedenken, daß es sich um jene gewerbliche Stufe 
handelt, die den Übeigaug vom Klein- zum Großbetrieb bildet 
und dafi diese gewerbliche Stufe sich dort allein verlängert, 
wo jener Übergang verzögert wird. 

«Die Grofiindostrie, welche nicht mehr lediglich in Monopolstelhuig 
ist, gegenüber einem niedergehenden Handwerk, bedarf zwecks Ver- 
biUigung der Produktionskosten alhnühlich einer iÜinUchen Hebung der 
Arbeit wie jene, die einst von Unfreiheit zur Freiheit geführt hat. 
Jenes Fabrikproletariat, dessen Lage an Unfreiheit erinnert, wird von 
der aufwachsenden Großindustrie beseitigt"'). 

So ist denn die Krisis, in der sich die englische Baum- 
wollspinnerei im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts befand, 
nur ein Erzeugnis ihres eigentttmlichen Übergangszustandes, 
nidit aber, wie die Arbeiter es glaubten, euie allgememe Folge der 
jetzt zur Anwendung gelangten Dampftechnik gewesen. 

„Die rechtliche und tatsächHclie Möglichkeit der Konkurrenz hatte 
das Maschinenwesen hervorgerufeu; aber dieses selbst konnte die ihm 



1) T. Schulzc-Gavernits, a. a. 0. S. 57/5& 

2) V. SchuUe-Üftvernit/, n h 0. S. 61. 

3) V. Schulze-Q&veriiitz, a.. a. Ü. S. ii2. 
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innewohnenden Tendenzen erst in dem Hafie entwickeln, als mit Auf- 
treten der internationalen Konkurrenz die englischen Spinner aufhören 
muüten, Monopolpreise zu fordern. Es ist die gewerbliche Geschichte 
lies 19. Jahrhunderts überhaupt, welche sich hier iu eugem Rahmen 
vorgebildet findet . . . 

Über den Widerstand, der in England der mit Maschinen betriebenen 
Wollindustrie ven den versdiiedensten Seiteo, besonders aber tod 
der Arbeiterschaft, entgegengesetzt wurde, informiert uns trefOieb die 
systematische Darstellung Adolf Heids*), aus der wir im Nachstehenden 
einige Stellen reproduzieren wollen. 

In der cnfrlischen Wollindustrie hatten sich trotz entpfpgen- 
stelienden Verbotes aihnrddieh Maschinen einiif' firLTrt, innl trntz der 
(iesetze, die die Zald der Webstühle in jedem Hause beseluänkten, 
waren Fabriken begründet worden. Aber schon früh rejo^e sit:h hier 
der Widerstand gegen die neue Tocimik. Bereits iui Jahre 1780 

— Report on the Woollen Muuufacture von 180Ü, Minutes of 
Evidenee 8. 81 — 

und 1802 waren Unruhen gegen die Einführung von Maschinen aus- 
gebrodien 

— Report on Woollen Clodiiers, Petition 1803. — 

1803 besann eine systematische Opposition gegen die Fabriken 

— Report von 1806, Minutes of Evideuce S. 25 — , 

UHil es biltlete sich eine groüe Arbeitergesellschaft, die die zwei Haupt- 
wolldistrikte durch Agenten verband. 

— Report von 1800, S. 353. — 

Sie vertrat vor alieni die Interessen der Arbeiter in jeder Richtung. 

Es war dies die „Ciothiers Institution von 1805'*, die vor allem 
an das Parlament petitionierte, aber zugleich Feuerversicherungs- 
gesellschaften in gewalttätiger Weise warnte, Fabriken zu 
versichern, da man dieselben, wenn das Parlament sie nicht 
verböte, verbrennen würde. 

Nach den offiziellen Statuten er-trf'bte diese Arbeitergesellschaft 
in erster Linie die Anfrechterhaltung (iei- alten Gesetze. 

Der Hauptzweck aller Agitation der Arbeiter war immer die 
Vernichtung der Fabriken, wie u. a. aus einer Adresse der Weber 
von Gloucestershire an ihre Arbeitgeber vom Januar 1804 hervorgebt 

Noch deutlicher zeigt sich diese Absicht, die Fabriken zu ver- 
hindern, in den Besolntioneu einer am 28. Mai 1806 in Honley ab- 
gehaltenen Versammlung. 



1) T. Schulze-Gävernitz, a. a. O. 69/70. 

2) Held, a. 0. 8. 441 ff. 



Digrtized by Google 



— 53 — 



Es wird hier die Absicht, das hausindustriono System zu 
erlialten, gleicli vorangostcllt; die gewünschten Maiiiegeln beziehen 
sich alle auf das Unmüglichmachen der Fabriken. 

„Vergeblich waren alle Versuche der englischen Regierung, durch 
reglcmentieraiide Gesetze die gewerbliche Praxis in der WoHindastrie 
XU beschrfiDken*). . . . Die alte OrdnuDg, die die Prodnktton 
in technischer Hinsicht za behaupten suchte, war den Be- 
dflrfnissen der neuen Zeit gegenftber unmöglich geworden"*). 

Das allmähliche Eindringen der Maschine in die Tuchindustrie 
war von merkwürdigen Umständen begleitet'). Es wurden schon allerlei 
Masrhinen für die vorbereitenden und abschließenden Prozes^^e der 
Tnt Ii])! otiuktion benutzt, wodurch bereits Störungen der gewohnten Er- 
weil».- weise der Arbeiter hervorgerufen wurden. Eine f^rößere Rolle 
spielte hier insbesondere die Walkmühle (gig-millj. Da die eng- 
l^e Xuchindustrie belnnnflich schon im Mittelalter bedeutend war, 
80 bestanden fQr sie noch lange Gesetze, die im Geiste des Mittehdters 
jedem Handwerker den gewohnten Erwerb sichern wollten und gegen das 
Interesse einer Ausdehnung der Gesamtproduktion gleichgültig waren. 
Hierher gehört das Verbot gewisser Maschinen und das Verbot 
der Vereinigung einer größeren Zahl von Wehstühlen unter 
einem Dache. Die gig-mill speziell war in Gloucestershire längst in 
Gebrauch; es entstand al)er unter Berufung auf angebliche ge- 
setzliche Verbote derselben im Jahre 1802 in Wiltshire und 
Someraetkire Aufregung gegen diese Maschinen. 

— Report on Woolen Manubcture 1806, S. 3. — 

War nun die alte Handwerksordnung auch schon vor Einführung 
der neuen Betriebsformen abgelebt oder tot, so erzeugten die letzteren 
doch immer wieder eine Art Reaktion der alten Gewerbeverbssung. 
Hierzu gesellte sich eine instinktive Abneigung der Arbeiter gegen 
Maschinen und Fabriken. 

So petitionierten am 1. November 1776 die Wollspinner und 
Weber aus Somerset um ein Verbot der Jenny 

1794 bcgfinn derKampf gegen die Maschinen in derXuchindustrie 
lebhaft zu werden. 

— Journals of the Honse of Commons. Vol. 49; 16. Mai, 24. Jan., 
13, 18., 31. März, 8., 30. April, 2., 8., 9. Mai. — 

Tnehwfther aus Gloucestershire poiiiiftinerten unter Berufung 
auf ö. und C. Edw. VI. c 22 gegen die Waikinuiilen und klagten weiter 
über die Hechd- und Krflmpelmaschine, von denen die erstere die 



1) Heid, a. a. 0. S. 408/460. 
^ Held, a. a. 0. S. 471. 
ä) Haid, a. •. 0. S. &92fr. 
4) H«ld, a. a. O. & 604. 
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Arbeit von 12 Männern, die letztere die von 80 Weibern verrichtete 
und die natürlicii nucii Meinung der Petenten die Qualität 
des Produkts Tersehleebterten. Man verlangte, dai diese 
Maschinen verboten oder doch anf eine bestimmte Zahl be- 
schrAnkt werden sollten, da dadnrcfa das Tuch nicht billiger 
werde, sondern nur die reichen Tucher, die sie allein kaufen 
könnten, davon Gewinn hätten. Aus York petitionierte man 
damals direkt um ein Verbot, dafi die Kanfleute nicht Fabri> 
kanten werden sollten. 

Sehr richtig urteilt Held*) Ober derartip^e Bestrebungen: 

„Eine jede Verzögerung eines die Produktion hebenden 
technischen Fortsehritts ist bedenklich, nnd Ünterstfttzungen brot- 
los «erdender Arbeiter bdinfs Answandening oder Erlernung emes 
neuen Gewerbes dürften jedenfalls weit wirksamer sein. Solche 
Verzögerung des Fortschritts kann den Eigensinn der Arbeiter, 
bei der alten Betriebsweise zu verharren, in sch&dlicher 
Weise steigern.'' 

Auch nachdem in der Tuchindnstrie in England die Oppo- 
sition gegen die Maschine als solche aufgehört hatte, stemmte mau sich 
nocli gegen die Fabriken. — 

Aueh dto vielfachen Kompetenzbesehrftnknngen der Zflnfte, 
die teilweise nodi ans dem 18. Jahrhundert stammten, konnten naturiidi 
nicht zur Förderung des technischen Fortsdiritts beitragen; vielmehr 
bewirkten sie, daß die englischen Zflnfte sich häufig in egoistische Ver- 
tretnn^^on von Sonderinteressen verwandelten und aus Lässigkeit ihre 
Pflichten erfüllen vergaßen'). Treffend charakterisiert Held das 
Wesen der englischen Zflnfte um diese Zeit: 

,.In England waren die Zünfte im 18. Jahrhundert noch 
hinfälliger geworden als die allgemeine Gewerbeordnung selbst. 
In vielen Gewerben, in denen sie formell noch existierten, scheint ihre 
Tfttigkett schon vOUig eingesdilafen m sehi 

^Wo sie aber noch Energie entwickelten, war es zumeist eine 
gemeinschädliche Richtung, in der sie wirkten, »od dieses ihr 
Wirken rief die frühesten und bekannten Appoüc an das natürliche 
Recht der Gewerbefreiheit in den Kreisen der praktischen Industriellen 
hervor. Sie waren Ruinen, die dem Aufbau neuer Gebäude gelegentlich 
im Wege standen"'). 

Erst sp&t kam man auch in England zu der Einsicht, daß nicht 
nur der Vorteil des Fabrikanten, sondern auch die Exisfesni der Ge- 
samtnhl der Arbeiter selbst und die Entwicklung des Nationahreiehtums 
von den die Produktion steigernden Maschinen abhSngt, und die Arbeiter 

1) Held, a. a. 0. S. 6O6/Ö07. 

2) Held, a. a. 0. S. 47gff. 

3) Held, a. a. a & 492. 



j 
j 

Digrtized by Google ' 



— 66 — 



erkannten nunmehr, daß eine Verbesserung ihrer sozialen Lage sich 
nicht durch Hemmung des technischeD Fortschrittes, sondern nur durch 
dessen allseitige F6rderang erreiefaen lasse. Sie sahen jetzt ein, dafi 
die mannighfihen Unbilden, unter denen sie beim Aufkommen der Dampf- 
technik zu leiden hatten, nur die Symptome eines Übergangsstadiums 
waren, daß aber im flbrigen der Übergang zum Großbetrieb nur dazu 
fflhrte, ihr Einkommen und ihre Lebenshaltung wio die der fibrigcn 
Arbcitcrknte^joripn rn heben. Diese die Arbeitsbedingungen vcrhc^serndc 
Wirkujig hat der Großbetrieb auch bis heute überall da ausgeübt, wo 
er bich ungehemmt entfalten kounte, was auch schon daraus hervor- 
gehen dürfte, daß manche Mittelstandspolitiker von heute kein Bedenken 
tragen, zu erUlren, daß die nirtsdialdiche Lage vieler in Grofibetrieben 
beschütigten Arbeiter eine bessere sei ab die vieler selbstflndlger Ge> 
werbetreibender und Handwerker. — 

Aber nur hochentwickelte exportierende Großindustrien 
könnon dioso P>kcnntnis ist heute wohl auch ein Gemeingut der 
arbeitenden i\ lassen innerhalb der Kulturwelt n:cwordeTi — eine höhere 
Lebenshaltung der Arbeiterschaft wie der Gesamtbevölkerung 
herbeifflbren. — 

Der Widerstand gegen den in der Einführung von Masdiinen 
sidi verUtapemden tedmiscfaes Fbrtsi^tt ging aber nicht nur von den 
hierdurch in ihrer Existenz anscheinend unmittelbar bedrohten wirtschaft- 
lichen Intereesenten (Handwerkern und Arbeitern) aus, sondern bisweilen 
unterstfltzten auch Gelehrte, und unter diesen sogar Träger Ton Kamen 
mit europäischem Rufe, dicso fortschrittsfeindliche Bewegung, wobei 
sie sich natürlich imninr nur von idealen I'cwfVL^L'rfinden leiten ließen. 

Kur einige Aussprüche von Männern der Wissenschaft mögen hier 
Platz finden! 

So läßt sich sogar bei Rau'), jenem bekannten deutschen National- 
6konomen (1792^1870), der als ehier der ersten die Ideen der klasnsehen 
engUschen Nationalökonomie in sich aufiiahm und sie als akademischer 

Lehrer propagierte, wenngleich er weit davon entfernt ist, den 
durch dieManufakturcn und Fabriken verkörperten technischen 
und wirtschaftlichen Foitscluirt zu verkennen, ein gewisses 
Vorurteil gegen jene niclit leugnen. 

Dies geht aus seinen Ausführungen hervor, von denen wir hier 
die markantesten Stellen kurz reproduzieren wollen. 

„Die Übelstände, die in moralischer und wirtschaftlicber Hinsicht 
ans einer grofien Aisdehnnng des Fabrikwesens entstehmi und wegen 
des Daseins vieler verroOgensloeer, leicht anfsureizender Lohnarbeiter 
selbBt die Sicherheit im Staate bedrohen kOnnen, lassen sich durdi viele 



1) Karl Heinrich Rau, Gmndaitie dvToUnwirMitftriehr^ Bd. I, 6. Auf- 
Ii^ HtMbetg 1847, 8. S22/ÖS9. 
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Erfahrungen nachweisen. Doch scheint die GröSe and Hftnfigiceit des 
nicht mit gaten Grflnden ganz zu leugnenden Übels öfters mit Über» 
treibungen dargestellt worden zu sein, hauptsächlich weil man die 
beweisenden Tatsachen nur von solchen Gewerben hernahm, 

die im Stillstande oder sogar in Abnahme waren"*). 

„Man darf aus verschiedenen Berichten über fli> bor rülien de 
Lage vieler Fabrikarbeiter nicht folgern, daü überhaupt gar 
heine Fabriken vorhanden sein sollten; aber man muß die 
schnelle Zunahme und Ausdehnung derselben far etwas Be* 
denkliches halten." 

„Man kann das Aufkommen der Fabriken im ganzen genommen 
nicht fflr ein Übel halten . . .; aber man darf nicht wünschen, daß 
die Vermehrunf^ der Fabriken rascher erfolge als es Bedürfnis 
ist, und daß ein Volk sich mit Vernachlässigung anderer Ge- 
werbe den Gefahren eines vorherrschenden Gowerkwesens 
überlasse-)." 

Äufierstintnesssntdiid auch Raus Ausführungen flbor die Wirkung 
der Msscbinen: 

„Die Gewerke geben die häufigste Veranlassung zur Anwendung 
Ton Maschinen . . . Daher ist hauptsächlich in bezug auf die 

Gewerke öfters die Besorgnis rege geworden, es möchte die 
Einführung der Maschinen für die arbeitende Klasse ver- 
derblich wirken, indem sie einem Teile derselben Beschäfti- 
gung und Unterhalt entziehe, — es möchte das Verarmen vieler 
Arbeiter mit dem daraus hervorgehenden Elende den in der besseren 
Besdiaflfonheit und der Wobtfeilhelt der Knnstwaren liegenden Vorteil 
fiberwiegen; — es möchte sogar die Vermehrung der Misschmen für den 
Nutzen der Unternehmer selbst widersinnig sein, weil sie das Angebot 
▼on Genußmitteln vermehre, zugleich aber die Zahl von Käufern ver- 
mindere ')." 

Auch Robert v. Mohl*), jener bekannte Staatsrechtslehrcr und 
Staatsmann (1794 — 1875) und Kleinschrod*) lassen es an emer ver- 
stiindigen Würdigung aller durch die neue Technik geschaffenen Fort- 
schritte nicht fehlen, unterlassen es aber nicht, die mit diesen ver- 
bundenen scheinbaren oder wirklichen MifotSude in besonders 



1) Rau, a. a. 0. S. 583. 

2) Kau, a. a. 0. S. 526. 

3) Ran, Onnidsitse der VoUnwirtadiafItaielm, 5. Abt, 8. Ausg. Leipzig und 
Heidelberg 1868, S. 273. 

4) Mohl, L'bör die Naclitoilf, welche sowohl den Arbeitern solbgt als dem 
Wohlstände und der Sicherheit der gesamten bürgerlichen GeBellachaft von dem 
fahrikmaRin^n netriobo der Industrio zugoJit-n, tuid iilior dio Notwendirrkpit pnriind- 
licher Vorbeugungsniittel. (Uau'K Archiv der politischen Ökonomie und Polizei- 
wiwenBchaft, Bd. II. Heidelberg 1835, S. 141— 20:i. 

5) KleiiiKchrod, Die englische BavinwoUen-Manufaktiirf ebendort, 8. 335 
bis 367 (pHbbiui.f 
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prägnanter Weise zu betonen und Reformmaßregeln dagegen 2u ver- 
langen. 

Selbst ein Montesquieu*) zeigte sidi nocii von gewissen Vor- 
urteilen befangen, wenn er schreibt: 

„WeoD eine Sache za einem raittelmftBigeii Preise zu haben ist, 
und wenn sie in gleicher Weise dem Käufer wie dem Arbeiter, der sie 
angefertigt hat, Vorteile bietet» so würden die Maschinen, die die 
Herstellung dieser Sache vereinfachen, d. h. die die Zahl der 
Arbeiter verringern wurden, verderblich sein, und wenn die 
Wassermülilen überhaupt noch nicht beständen, so würde ich 
sie auch nicht für nützlich halten, wie man es behauptet; denn 
sie haben eine Anzahl Arme znm Ruhen gebraclit, weiter haben sie 
sehr viele Personen des Gebrauchs des Wassers beraubt und schiielilich 
habcD de vielen Landgütern die Fkuchtbaikeit geraubt** 

Anch SüBmilch*), jener bekannte deutsche Bevdlkerangsstatistiker 
aus dem 18. Jahrhundert, wendet sich, zum Teil aus bevölkerungs- 
politischen Gründen, gegen die allzu starke Zunahme der Fabriken. 

Nicht minder war Justus M5ser ein Gegner der freien Gesellen- 
haltitng, um die Ent\virklung grofier Handwerksbetriebe nicht zu be- 
günstigen. Weiter verteidigte er die Beschränkung der Gewerbe auf 
die Städte. Wichtiger als alle Reformen erschienen ihm gewerbliche 
Verbesserungen, vor allem die Beförderung gewerblicher liilduugsanstalten 
und Realschulen^ 

Bd Sismondi*}, bekanntlich einem der ersten, die im Gegensatze 
zu den Anhängern der klasaischen Nationalökonomie besonders auf die 
sozialpolitischen Wirkungen der neuen, auf der Dampftechnik beruhenden 
Großindustrie hinwiesen und zur Beseitigung der von ihnen erkarniten 
Mißstände Reformmaßregeln vorschlugen, findet sich die nachstehende 
Erörterung über die Bevölkerung, die durch die Erfindung der Maschinen 
überliüssig geworden ist: 

„Man schämt sich des Menschengeschlechts, wenn man sieht, bis 
zu welchem Punkte der Erniedrigung es herabsteigen kann, und welchem 
Leben, das unter dem der Tiere stobt, es sidi freiwillig unterwerfen 
kann, und trotz aller Wohltaten der gesellschaftlichen Ordnung, 
trotz der Vorteile, die der Mensch von den Künsten erhalten 
hat, fühlt man sich bisweilen versucht, die Teilung der Arbeit 
und die Erfindung der Manufakturen zu verwünschen, wenn 



1) Monlegquieu: EHperit des lois, Goiif 1748, XXIII, chap. 15. 

2) Johann Petor Süßmilch: Die göttliche Oiilimng in den Veränderungen 
des men8cb1ichen Geschlecht« usw., 2. Teil, 4. Au8g. (Durchgesehen vun Christian 
Jacob Baumann.) Berlin 1775. S. 4G, 63. 

3) Roebl, Beitrüge zur preußischen Uandwerkerpolitik usw.. Leipsigl900^ S. 7. 

4) Sismondi, Noavaraz principee d'doonomie politique, Bd. TL Fuk 1627, 
8. 312 ff. 
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man sieht, wozu diese die Gesrliöpfe geführt haben, die aU 
un&ergleichen geschaffen wurden." 

„Nichts kann verhindern, daii jede neue Entdeckung in der an- 
gewandten Mechanik um ebensoviel die Zahl der arbeitenden Bevölkerung 
▼ennindttl Dies ist eine Gefahr, der sie bestftndig ausgesetzt ist, and 
gegen die die bfirgerliehe Ordnung liein HeUmittet bietet Wenigstens 
ist dies ein hinreichender Grund, tu wünschen, daß in einem 
Staate diese Bevölkerung nicht zu zahlreich sei, und um nicht 
ein Volk in der Ab^^iflit zit fördern, ans ihm Fabrikarbeiter 
und Landkrämer zu machen."') 

Wenn man derartige Urteile der Gebildeten und Volkswirtscliaftier 
liest, dann wird man die damalige Feindschaft der Handwerker und 
Arbeiter gegen die Maschinen begreifen und milder beurteilen, zumal 
latsleblich im Anfange dieser Entwicklung in der Zeit des Über- 
ganges von der Hand- zur Blaschinenarbeit — Arbeiter arbeitsles gemacht 
>vurden, und ihre Lage dadurch teilweise verschlechtert wurden In der 
Hauptsache aber erklftrte sich das damalige Übm^gobot von Arbeits- 
kräften aus dem Ahfluf^se der Landarbeiter vom T^ande, die durch 
die falsche Agrar- und Getreidezollimlitik vom iMinde vertriehen wurden, 
und so em unerschöpfliches Reservoir von A rbeitskräften hil if ten, 
während andererseits, wie oben dargelegt, die zunehmende Konkurrenz 
aller Länder zur Herabsetzung der Preise zwang. 



1) Sitaiondi, «. 0. 8. 335. 
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IL Abschuitt. 

Der Widerstand gegen die neue Verkehrstechnik. 

Der Widerstand geeen die EntwieUiing der industriellea Techoik, 
wie wir ihn stttens der ttomittelbtr wirtsdiafllieh Interessierten and 

znm Teil auch seitens der theoretisdien Volkswirte im Obigen kennen 
gelernt haben, läßt sich nicht minder gegen die Entwicklang der neuen 

Verkehrsmittel feststellen. 

Schon vor den großen und eigenartigen Fortsrhritten, die das 
Verkehrswesen des 19. Jahrhunderts aufweist, wie Eisenl)ahnen, Dampf- 
schiffe, Telegraphen und Telephon, wurden hier, und zwar nicht all- 
zulange vorher, technische Fortschritte erzielt, die sofort auf einen 
heftigen Widerstand stiefioL 

Man wandte nlniUch am Beginn des 19. Jahrhunderts der Technik 
des Straflenbaues und der VerTollstindigung des Straßen- 
netzes besondere Aufmerksamkeit zu. 

Fflr Hie LnrtHstmßentechnilc besonders wichtip; wnr die von Mac 
Adam empfohlene neue Straßciibauweise, die seit den 20er Jahren 
des 19. Jahrhunderts einen großen Einfloß ausübte. 

Unter diesen neuen Veikelirsmitteln erfuhren nun sogleich die 
Chausseen^) bei ihrer Entstehung, bzw. zur Zeit, als man sie erst 
projektierte, die Hemmungen, denen wir oben in anderem Znsammen- 
hange so oft begegnet amd. 

In ausgezeichneter Weise unterriditet uns über diese Widerstände 
in Deutschland L. Berger') in seiner Biographie des bekannten In- 
dustriellen Friedrich Harkort (1793 \'^m. 

Wir erfahren hier, wie die preußische Regierung bei der Diirch- 
fflhrung der durch die Fürsorge des Ministers v. Heinitz und des 
bergamtdirektors, späteren Präsidenten v. Stein in den Jahren 1788 
bis 1794 in Westblen erbauten Ghansseen anfänglich einem nur ge- 
ringen Verständnisse begegnete, häufig sogar an! Widerstand stiefi. 

„Was man ehiige Jahraehnte später angesiehts der neuen Eiaen- 
bahnprojekte eriebte^ jetzt ertobte man es angesichts der neuen Chaussee- 



1) GuHtav Cohn« KatiomlOkonomi» dos Handoto und YnktHunmum. Statt- 
gart 1898, S. 73öff. 

3) L. Berger, Der dte Harfcort Lelptig 1800» B. <M)tf. 
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baiiprojekte. . . . Als mit der Anlage von Knnststraßen in Westfalen 
angefangen wurde, fand die Auswald der Linien große Schwierigkeiten; 
mau betrachtete sie als ein Übel, das jeder möglichst von 
sieh entfernt zu halten strebte — nicht blofi die unmittelbar 6e- 
troffenen, die ihr Land dazu hergeben sollten, sond^ anch die andern, 
weil sie die Durchmärsche, Einquartierungen und Verlust des Ver- 
dienstes an den schlechten Wegen fürchteten." 

„Auch die nicht unmittcihar Beteiligten sahen lauter Unglück darin, 
daß sie bei entstehendem Kriege dadurch mit. Dnrchmfirschen und Ein- 
quartierung fiberzogen würden, und das Verdienst der schlechten Wege 
(durch Vor.spaiiiiiing, Handwerkergewinn von Ausbesserung des Ge- 
fthrts, Yon längerem Aufenthalt der Durdireisenden und Durchfahrenden) 
ihnen dadurch verkflmmert werden würde, und es war ja vollends eine 
neue Sache, ohne welche man bisher gelebt und bestanden und durch 
die Welt gekommen! Eben jenen Schwierigkeiten ist es wohl mit bei* 
zumessen, daß die ICunststraßen nur allzu liiiufig ni)or die wfisten Berge 
gelegt^ die angebauten Tiiler aber verniied(!ii wurden' ." 

„Glücklicherweise lieü sich die Regierung durch solchen 
unverständigen Widerspruch nicht hindern und in ihrem 
Streben, dem Lande endlich die Segnungen guter Wege zu 
beschaffen, nicht aufhalten/* 

Auch in England erhob sieh ein Widerstand gegen den Bau von 
Chansseen. So richteten die Landwirte aus den London benachbarte 
Grafschaften, als die Chausseen von der Hauptstadt London nach etwas 
entfernteren Pnnktfn ins Land hineingcfnhrt werden sollten, Petitionen 
an das Parlament gegen diese Projekte aus Besorgnis, daß auf ihren 
Markt nene Konkurrenten eindringen möchten, die ihr Erzeugnis wohl- 
feiler verkaufen und den Ruin der Petenten herbeiführen würden-). 

Wie wir später sehen werden, verwandelte sich dieser Kampf 
gegen den Bau von Landstraßen, wie er in Deutschland und England 
noch im 19. Jahrhundert zu beobachten ist, bald hi dnen Kampf gegen 
die Eisenbahnen. 

Kampf gegen die Kanäle. 

Auch der Kampf gegen die Kanäle, der uns nach den Erleb- 
nissen in Preuiien aus dem Ende des 19. Jahrhunderts und dem An- 
fange des 20. Jahrhimderts so sehr modern anmutet, läßt sich bis in 
das 18. Jahrhundert hinein verfolgen. Dieser Kampf wurde damab 
vielfach von den Interessenten unter dem Gesichtspunkte eines Kampfes 



1) Berger, a. o. 0. 

2) G. Ii Porter, Progrosa of the Nation». London 1838, Sect HI, chtp.2. 
(Zitiert bei Cohn, a. «. 0. a 976.) 
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^egen den in der KanalsGbiffahrt sich allmählicli entwickelndeD Groß- 
betrieb geführt^). 

Später und besonders in der Gegenwart wurde dieser Kampf 
jedoch vorzugsweise aus wirtschaftspolitischen Erwägungen einzelner 
Interessentenkreise und zwar besonders der Eisenbahnlateresseuten und 
der Agrarier gefülirt. 

VielfiuA werden die BinnenwasBerstrafien deswegen angegriffen, 
weil sie dnrch den Wettbewerb, den ne den Bahnen machen, die vom 
Staate mit großen Geldmitteln geschaffenen Eisenbahnen zu sch&digen 
geeignet sind; hierbei wird jedoch übersehen, daß dio AVa^^serstraßen, 
wfiHi sio auch (liircli ihren wescnth>!i !)llligcrcn Verkehr den Eisen- 
liaiinen groBc \'erkehrsmengen entziehen, sio doch dailurch, daß sie 
ehen durch ihre Billigkeit neue Güter verkeiustiüiig machen, den Eisen- 
bahnen wieder \'erkehr zuführen'). Aulierdeui muli ein großer Teil 
des von den Wasserstraßen geschaffenen neuen Verkehrs den Bahnen 
schon deshalb zukommen, weil diese durch ihre weite Verzweigungs- 
fthiglceit in alle Industriegebiete ausmfinden und diesen die vom Wasser 
gebrachten Mengen zuführen. Indem später die Wasserstraßen die 
minderwertigen Massengüter infolge ihrer geringeren Transportkosten 
an sich ziehen, wird die Leistungsfähigkeit der Eisenbahnen in bezug 
auf den \'erkchr mit hoher taiifierten Gütern erhöht und dadurch die 
Schnelligkeit dei IJelörderung erheblicli gesteigert. 

Eudiicii ist hier gegenüber den Augriffen auf die Kanäle seitens 
der Eisenbahninteressenten noch in Betracht zu aehen, daß eine jede 
im Vericehrsgebiete einer Eisenbahn laufende Wasserstraße die volks- 
wirtschaftltch wichtige Wirkung hat, daß die Eisenbahn ihre FVacbtsätze 
nicht zu hoch stelien kann, sodaß durch eine Wasserstraße den hohen 
Bahntarifen entgegengetreten werden kann. 

So ist nach Ulrich^ die durchscIinittÜHip Fracht für ein Tonnen- 
kilometer auf den preußischen Bahnen folgcudermaßen gesunken: 

1850 10,33 Pf. 
18Ö0 7,00 Pf. 
1870 4,66 Pf. 
18B0 4,33 Pf. 
1890 3,81 PC 
1805 3,53 Pf., 

was — neben der VervoUkoromnung der Leistungsfiihigkeit der Bahnen 
selbst — zum Teil auf die Zunahme der Konkurrenz der Wasserwege 

zurückzuführen sein dürfte. 

Gegen die Anlage staatlicher Wasserstraßen, wie sie die 
staatliche Wirtscliaftspolitik gebieterisch erheischt, wandten sich aber 

1) Sappan, Wusrntnlen und BimwiMebifldirt BerlUi-Gntiimrald 1902, 

S. 140. 

2) Suppan, a. a. O. S. 4öl;462. 

3) Ziüert bei Suppan, «. a. O. 8. 463. 
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besonders in der jüngsten Vergangenheit, angeblich im Interesse der 
durch die Kanäle bedrohten Landwirtschaft, die preußischen Agrarier*). 

Die Geschichte dieses Widerstandes der Agrarier in Preußen gegen 
den Kaualbau ist äußerst instruktiv, weswegen wir sie an der Hand 
d«r Sdiriflen von Meitzen und Eynern etwas nJUier bdencbten 
werden. 

Belouindieh legte die pranBtBche Regiening unter dem 24. März 

1882 (lern Abgeordnetenhanse einen Gesetzentwurf betreffend den Ban 
eines Schiffahrtskanals von Dortmund aber Henriehenburg, Mflnster usw. 
nach der unleren Ems vor. uihI <1i>?e Vorliie^e wurde, da sie in der 
14. Legislaturperiode nicht zur liebchlußnahnie gelangte, beim Wieder- 
zusammentritt des Landtages am 31. Dez. 1882 wiederholt. 

Das Abgeordnetenhaus kam dem Gesetzentwurfe bereitwillig ent- 
gegen. Das Herrenhaus dagegen lehnte nacii eingeheuUen Komniissions- 
beratungen den § 1 des Gesetzes ab. In dem Eommiasionsberichte des 
Herrenhauses wurde die Frage, ob Prenfien fiberfaanpt die Idee, ein 
nmbssendee Kanalnetz anszubanen, verfolgen solle, verneint 

Die GegcngrOnde gegen jede Aufnahme des Kanaibaues in Preußen, 
wie sie der Berichterstatter des Herrenhauses ausfQhrte, lassen sich in 
wpiiigc Satze zusammenfassen. Er meinte nämlich: „Die Zeiten des 
Kanalbaues sind vorüber; die Eisenbahnen können unter gleichen Be- 
dingungen dasselbe leichter leisten als die Kanalschiffahrt Kanäle 
küuuen üire Anlagekosten nicht tragen; dies haben die französischen 
bewiesen; wenn idso Staatsbilfe für die Förderung des Verkehrs ge- 
währt werden kann nnd soU, ist es besser, Opfer für die Eisenbahnen 
zn bringen**^. 

Die große Kanal vorkge des Jahres 1899 wurde bekanntfidi eben- 
falls abgelehnt und 1901 wieder emgcbracht. Äußerst cluurakteristisch 
für die agrarischen Kanalgegner ist der folgende Brief des Abgeordneten 
Froiherni von Plettenberg-Mehrum, der am 23. Mai 1901 in der 
„Kreuzzeitung*" erschien ^). 

„Das schwerwiegendste Bedenken meiner Freunde gegen das 
jetzige Kanalprojekt wurzelt eben in der Befürchtung, daß die Aus- 
ffibrung desselben die durch die Eisenbahnverstiatlichung gewonnene 
Herrschaft des Stsates über den wirtschaftlichen Einfluß der Eisen* 
bahntarife gefShrden würde, und macht sie hauptaichlicfa deswegen 



1) Vergleidie hierzu besonden: AuguHt Meitzen, Die Frage de» Kand« 
bauoK in Pn-ußen. Leipzig IRS5. - E. von Eynorii, Zwanzig Jabre Kamlkiapfo. 
Ein BeiUsg zur Geachichto dea deut&clien Parteiweaena. Berlin 1901. 

2) Meits«» «elbtt (a. m. 0. S. 1^ ist d«r Ansidit, daB lidi weder dem 
Wc-PD des Kanalbaues »elbst noch den Erfalirungeii, die andere, rirt^^ fi^er d'w Kanäle 
eemaciit worden sind, binreidieade Gründe entnehmen laasen, wealialb Preußen von 
der Idee abstehen sollte, ein nminMiide» Kanalnett aiuralMtuaii* 

3) Zitiert bei v. Eynern, «.«.0.8. 45. 
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zu Gegnern des Projektes, so sehr unerwünscht es ihnen ist, in diesem 
Falle gegen die Rc^erung Se. Majestät des Königs stimmea zu mflSMu,*' 
Mit Recht bemerkt hierzu v. Eynern*): 

„Da im Wahlkreis des Herrn von Plettenberg-Mehrum (Essen- 
AI üliieim-Duisburg-Euhrort) das größte Eisenbahauetz des Staates und 
zugleidi die grtßte, noch daxn abgabenlrete Wassontnfie Enropas be- 
steht, Bo durfte es Herrn toii Plettenberg nicht schwer werden, 
seine politlsefaen Freunde zn überzeugen, dafi ihre letzte 
flbriggcbliebene Befürchtung gegen Kanalbauten im Westen, 
gerade im Westen, dort, wo sie sich mit voUfter Wurht gelteinl 
machen mußte, nicht in die Erschoinung getreten ist Denn 
daB die Herrschaft des Staates über die Eisenbahntarife 
hier und entlang an der großen Wasserstraße des Rheins 
überhaupt jemals gefährdet worden ist, eine dahingehende 
Erfahrung wird niemand gemacht haben." 

▼on Eynern ftthrt dann weiter ans*): 

„Der Abgeordnete Graf Kanitz hat am 8. und 9. Aagnst 1901 
in der „Kreuzzeitung*' Artikel veröffentlicht: „Kanäle hier und dorfS 
in dpncn or dem österreichischen Riesenuntemehmen, durch das die 
Donau (in i (loutsclie Mündungen vermittelst Elbe, Oder, Weichsel er- 
halte und die wichugsten Gebiete der üsterreiclu.s< li-ungari8chen Monarchie 
an die deutschen Häfen Hamburg, Stettin, Danzig angeschlossen werden, 
rolle Sympathie entgegenbringt** 

wGraf Kanitz ist der konsequenteste nnd einflußreichste Gegner 
der iüMial?orlagen der preußischen Begiening, die den Ausbau des 
einheimischen Kanalnetzes, der Verbindung des Rheins mit der Weser 
und Elbe, mit dem Anschluß an eine die ganze preußische Monarchie 
nmfassendo schiffbare Wasserstraße des deutschen Mittellandes mit 
seinem reichen Boden und seinen zahllosen Stäilten bezwecken. An 
dem Scheitern dieser preußischen Kanalbauten hat niemand 
größeren Anteil als Graf Kanitz. Derselbe schreibt nun in der 
MEreuzzeitong'*: „Whr hftnnen nur wünschen, daß die teterreichiBchen 
wie auch die ungarischen Kanaiprojekte trotz der vorhandenen teehnisdien 
Schwierii^eiten zur Verwirklichung gekngen mfichten** . . . nAbef*, tthrt 
er dann fort, „auch die preußische Regierung wird ihr Entgegenkommen 
(Kidiirch TU beweisen haben, daß sie eine Kanalisierung der oberen 
Oder bis zur österreichischen Grenze, also hi? Oderberg, ins Auge faßt, 
uiii so den Anschluß an den österreichischen wie au den uugarischeu 
Donau-Oderkanal herzustellen.^ 

„Den Freunden von Kanalbauten für Hebung der preußischen 
VericebrBStraßen dflrften diese Publikationen aber vielleicht doch wie 



1) V. Eynern, a. a. 0. 

2) a. a. 0. S. lOö. 
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Hohn und Spott klingen, und di*^ mit ihren Vorlagen unter- 
legene preußische Regierung dürfte den Fuß schwer 
fühlen, der sirh hier auf ihren Nacken setzt." 

Dieses wider syruchsvülioVorh alte ndesGrafeuKauitz, 
für das jede ErkÜrung fehlt, ist aber im hOebsten Grade 
Ifir die PoÜtilc der Agrarier charaicterietischl 

So wurde in Preafien unter dem Druelre der Agrarier die 
geplante Binnenwasserstraße zu Falle gebracht, wfihrend 
jhst gleichzeitig Österreich an die Lösung der Kanalfrage herangetreten 
ist. In Preußen p:en{ic:te eben schon der Hinweis der Agrarier ']?irauf, 
daß der Gewinn der Schiffahrt auf dem internationalen Rlicine und der 
Elbe zum großen Teile Au-länderu zufalle, und infolge der Niedrig- 
keit der B'rachten ausländisches Getreide, Holz und Eisen 
im Gegensatz zo der Zoll- und Handelspolitilc des Reiehes 
hereingeffibrt werde, um den Bau von Wasserkunststrafien, 
die im Interesse des gesamten Handels und der Industrie 
liegen wfirden, zu verhindern'). 

Wir müchtcn hierin völlig Zoepfl-) zustimmen, wenn er ausführt: 

..Ks ersrlicint uns höchst bedenklich, wenn die dnreh die neuere 
wirtschaftliche Kntwicklnng wirklich oder vermeintlich gescluidiglen 
Stände in ilirer Opposition gegen diese Entwicklung so weit 
gehen, daß sie deren technische Grundlagen augreifen." 

nWenn z. B. die agrarischen Parteien in Preufien das 
Projekt des Mittellandkanals hintertreiben, so ist das in der 
Sache genau dasselbe wie die Vernichtung neuer Erfindungen 
durch aufstfmdige Handwerker in früherer Zeit Je<le Unter- 
bindung des technischen Fortschrittes ist hei unseren gegenwärtigen 
deutschen \'crliultnissen deshalb so bedenklii-h, weil wir be- 
reits auf einer hohen Stufe moderner industrieller Technik 
stehen, die eine gewaltige Expansionskraft in sich birgt. In 
Wechselwirkung damit steht die Bevölkerungszunahme^ und 
jede Stockung in dieser Wechselwirkung fflbrt zu Krisen und 
zur Auswanderung von produktiven Kräften. Speziell bei 
den technischen Betriebskräften ist die Unterbindung des 
Fortschrittes auch ein antisozialer Akt . . . .; denn der tech- 
nische Fortschritt soll in den Dienst der unteren Klassen 
gestellt werden.'' 

Widerstand gegen den Hau von Eisenbahnen. 

Bereits vor diescui Widerstände gegen den Kanalbau können wir, 
wie oben angedeutet, seit dem Aufkommen der Eisen bahnen einen 

1) üuppan, a. ft. O. 

2) Gottfried Zoepfl, Nationalekmioiiiie der tedmisdim Betriebakraft, 
1. Buch, Qrundlegmig. Jena 1903, S. 217. 
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tumnflgoaetzten Kampf gegen diMes widiligBteVerlnliraiiittel der modernen 

Knltormenschheit beobachten. 

Wenn Sax^) ausführt, daß dem nenen Verkehrsmittel der Eisen- 
bahnen in Deutschland so viele Hindernisse als Vorurteilo, 
rirohte Interessen, Indolenz, Mangel an Unternehmungs- 
geist usw. entgegenstanden, so gilt dasselbe nicht minder von anderen 
Ländern, sogar von England, dem Mutterlande der modernen industriellen 
und Verkefarsteefanik. 

Der in den Eisenbahnen sieh verkörpernde nngehenie Fortsdiritt 
der Verkehrstedmik stiefi flberaU auf Widerstand und mofite sidi seinen 
Weg durch eine große Opposition hindurch erkämpfen. Die Inhaber 
der in Kanälen und Wegen angelegten Kapitalien, die Grundbesitzer, 
die eine Benachteiligung ihres Besitzes fürchteten, und die grofie Masse 
des Publikums waren heftifz dagegen eingenommen'). 

Dieser Widerstand sety.te in England bereits im Jahre 1825 ein, 
als ein Gesuch um Zulassung einer gröl^eren Eisenbahn (von Liverpool 
nach Manchester) an das Parlament gelangte. Die Liverpooler 
Kaulmannsebaft snehte nflmlich in der nenen Eisenbahn 
eine Abhilfe Ittr die technische UnxnUnglichkeit und die 
flbertriebene Tenerheit der Wasserwege; aber nur unter den 
größten Anstrengungen gelang es, 1826 im Parlamente die Konzession 
zu erlangen, nachdem sie im ersten Jahm unter dem Drucke 
der Kanalgesellschaften verweigert worden war. 

Auch ein großes Projekt für eine Bahn von Liverpool nach Bir- 
mingham, die zur Beförderung von Personen und Gütern bestimmt war, 
scheiterte an dem Widerstande der Kanalinteressenten und 
der Gmndeigenttlmer. 

Am begreiflichsten dUiite dieser Widerstand gegen das nene Ver- 
kehrsmittel noch bd den EanalinteressenteD erscbemen; denn in der 
Tat galten die Kanäle, die in den Jahren 1790—1830 ihre Bifltezeit 
gehabt hatten, seit der Mitte des 19. Jahrhunderts schon als ein Stück 
der Vergangenheit, und wenn sich auch ausnahmsweise einige Binnen- 
wasserstraßen einige Bedeutung neben den Eisenbahnen bewahrten, so 
war die große Masse derselben doch bereits techui.si h un- 
zureichend und ökonomisch in der Gewalt der Eisenbalin- 
gesellschaften"). 

Wie wir flbiigens weiter unten sehen werden, wurde auch der 
Ben der Eisenbahn Nflmberg— Fflrth neben anderen Interessenten anch 
Ton Kanalhiteressenten bekSmpft. 



1) Emil 8ax, Di» Taritebwnittol usw., Bi. II. (Dia ElMolMJnien.) Wien 

1879, S. 469 

2) G. Stürmer, 0«8chicbte der Eisenbahnen usw. Brombeiv 1Ö72, S. 89. 

3) O. Cohn, V«ti(MMlOkoiioiaie det Handels mm, Stttttgart 180Bf 8. 630/831. 

WtrMleke, KMOiit vm *m «toMteftnelien VMaahiitt, 5 
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Der ,yJohn Bull", eine Londoner Zeitschrift, nannte die 
Eisenbahnen eine Neuerung, die den gesenschaftlichf^n 
Verhältnissen einen unnatürlichen Stoß gebe, alle Ver- 
bindungen zwischen Menschen zerstöre, alle merkanti- 
listische Ordnung umstürze, den Markt der Hauptstadt 
Terniclite, die Proyinzen ihrer Hfllfsquellen bertabe, 
das Leben der Menschen gefährde und die größten Ver« 
wirrangen zur Folge habe^). 

Widerstand gegen die Eisenbahnen in Belgien. 

Soviel vom Widerstande gegen den Bsn yon Eisenbahnen in 
England! Dieselbe Erscheinung zeigt sich nm in Belq^ien, dem ersten 
kontinentalen Staate Europas, der die Eisenbahnen einführte. 

Hier votit^rte das Repräsentantenhaus am 27. März 1839 mit einer 
M^orität von 56 gegen 28 Stimmen die vom Minister des Inueren 
Rogier eingebrachte Vorlage, durch die die Regierung zum Bau einiger 
Eisenbahnlinien antorisiert wnrde. IMe Debatte Uber diese Vorhige 
erstreckte sieh Aber 14 Sitznngeo. Es wnrden sehr viele Einwendungwi 
gegen eie erhoben, um so mehr, als es sich um ein vöIUg unbekanntes 
Unternehmen handelte; hatte doch selbst ein Mann wie Thiers sich 
gegen die Errichtung von Eisenbahnen anpi^eRprochen »)l 

Es wurde u. a. bemerkt, die Ausgaben ürden die Einnahmen über- 
steigen, die Eigenlüraer von Lohnfiihrwerken und Schiffen 
sowie die mit ihnen verbundeneu luduätrielleu würden zu> 
gründe gerichtet werden. DerVerkehrwflrdeandenStftdten 
und Dl^rfern Torbeieilen, ohne ihnen den geringsten Vor- 
teil zn bringen; die groSe Menge des erforderlichen Eisens 
mflsse Minen erschöpfen, und der Kohlenhandel wflrde 
ruiniert werden. Ein Mitglied der Opposition meinte, die 
Nützlichkeit der Eisenbahnen sei nicht weniger als er- 
wiesen, ein anderes Mitglied sprach die Befürchtung aus, 
die auf der Bahn beforderte Milch werde zu Rahm ver- 
wandelt, die Eier aber gekocht werden. Selbst Ingenieure 
traten gegen die Eisenbshnen aal Der eine sagte: Eisenbahnen 
seien vom technischen Standpunkte eine Absurdität und 
vom kommerziellen und diplomatischen Standpunkte eine 
Torheit, während ein französischer Ingenieur die M^mg 
aussprach, Eisenbahnen auf Kosten der Steuerträger 
bauen, sei ebenso verderblich wie der Ihm von Pyramiden. 

Selbst ein Mann von der historischen Bedeutung eines Thiers', 
dieses berflhmten Geschichtsschreibers und Staatsmaaus, sprach sich, 



1) Hagen, Die erste deatache Eisenbahn usw. Nflmberg 1885, 8. 53. 

10 Z«itielirift fttr ThnBportmMn nnd SinJMbm. B«rUn 18M» 8. 106/157* 
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wie oben bereits angedeutet, im Jahre 1884, als König Leopold von 
Belgien Pläne für die Verbiiidiing Antwerpens mit dem Rheine fertigen 
ließ, gegen die Errichtung von Eisenbahnen au«: er prlaubto nämlich, 
daß die Eisenbahnen den Untergang der Lohnfuhrwerks- und 
Schiffseigentümer, die Erschöpfung allen Eisenvorrats und 
den Ruin des Kohlenhandels herbeiführen würden^). 

Ancli ein Biograph Thiers, Paul de R^musat'), weiß von 
dem Widerstände Thiers gegen eile Neuheiten in beriehten; dieser 
Widerstind sei so fest begrOndet gewesen, ds6 man ihn sogar he- 
sdinldigt habe, den Nutzen der Eisenbahnen verkannt zu haben. Kö- 
rn usat hält freilich diese letzte SchluBfolgerung fflr unrichtig; denn 
trotz einiger Stellen aus Thiers' Reden, die man hierfflr anführen 
könnte, seien gerade während seines Ministeriums die ersten Eisen- 
bahnen bewilligt worden. 

Ein anderer Biograph Thiers', K. Eggensch wyler*), beriditet 
swar von der segensreichen Wirhsamkeit Thiers' als Ministar d«r 
dffentfichen Arbeiten» da er n. a. die ersten Stadien ffir Etsenbahn- 
anlagsn habe machen lassen. Andrerseits sei Thiers aber ein 
grundsätzlicher Gegner der Anwendung der Dampfkraft 
zu Verkehrszwecken gewesen und habe sich von der neuen 
Erfindung niclif viel versprochen: daher sei er auch ein 
Feind deb im Schoüe der Opposition besprochenen Planes, 
ganz Frankreich mit einem einheitlichen Eisenbahnnetze 
auf Staatskosten zu überziehen, gewesen. 

Widerstand Arago*a gegen den Eisenbahnban in 

Frankreich. 

Aneh Arago') stand den Eisenbahnen infierst skeptisch geganflber. 

So heifit es in der „Zeitung des Vereh» Deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen'' 1862, S. 60ff.: ^ir Qeechichte der festländischen Eisen- 
bahnen. Episoden und Rfickerinnerungen" über Ara^o: 

„Arago, eins der grttfiten Genies, erscheint hiiT zaf^'liaft 
wie ein Kind und überaus befangen, bei der \'crhan(lliuig 
über die Versaiiler Bahn am rechten Seinenfer an einem heilen 



1) Zeitschrift für Transportweaen. Jahrg. 1884, S. 166. 

2) Paul de Römuäat, A. Thiers. Paris 1889. 

3) K. Eggensch Wyler, A. Thiers Leben und Wirken. Bern 1878, S. 56. 

4) Dominique Fraufois Arago, berOhintdr Physiker, geb. 26. Febr. 1 786, 

r. 2. Oku 1853; Mit 1831 war er Mitelied dar tnuuOuBclien Deputiertenkammer. 
d«r pironioriselieQ Regierung Ton 1848 war er Iffiiittier des Innern und de« 
Krieges. Vgl. über ilm : Franz Arogo'n sänitli che Weike. Mit einer Einleitung von 
Alexander v. Humboldt Deutsche Originalausgabe ron Dr. W. G. Hankel, 
Bd. y. Leipzig, Verlag von Otto Winod 1856, S. lUfifT. — Zeitung dea Verahit 
Deutj-cher Eisenbahn Verwaltungen. 1B62, S. 60ff. — Audiganno: Fran^ois Arago, 
aon g^nie et son tnfluenoe, 2. Auflage. 1869. — H»gen : Die erste deutsche Eisen- 
Mmwr. NmnlMif 1886, a MO. 
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JvDitage 1836, riet er vom Bau des Tunnels ab. „Man denke 

sich nur," ruft Arago, „die Passagiere eines Wagenznges, die sich bisher 
in einer Temperatur von 40 °R bewegt hatten, erhtten ploty.lich nach 
der Einfahrt in den Tunnel eine Erniedrigung der Wärme bis auf H^; 
ein solcher Wechsel wird empfindlichen Personen notwendig Schleim- 
flflsse, Husten und Katarrh zuziehen müssen . . Arago bestritt, dafi 
jemals die VeraaiUer Bahn 5% Gewinn abwerfen könne; ndenn,** sagte 
er, „die Zahl der Beencher müßte sich dann yerdrdfaehen'*. 

Viele andere Äußerungen Arago's, die von diesem eisenbahn- 
iBindlichen Geiste S^eugnis ablegen, linden sich auch in seinen Werken. 

Freib>!i konnte auch Arago sich nicht der F.rkenntnis von der 
ungeheuren iSedeutunf? der Eisenbahnen für das gesamte Kultur- und 
Wirtschaftsleben der Menscljheit verschließen, wie der folgende Passus 
aas seinen Ausffihrungen zeigt: 

„Die Eisenbahnen in Verbindung mit den Lokomotiven bilden 
sicherlich eine der sdiarfsinnigsten Entdecknngen nnserer Zeit In 
einem in der Tat ungekoAlen Grade finden wir hier Kraft nnd alle 
Mittel zur Erzengnng von Geschwindigkeit vereinigt 

Aber immer zeigt sich bei ihm noch eine gewisse Skepsis gegen- 
flber den zu erwartenden Wirkungen der Eisenbahnen, wenn er z. B. 
sich ausläßt: 

„Wir haben bereits einige Worte über den Einfluß gesagt, welchen, 
wie wir glauben, die Eisenbahnen auf die Fortschritte der Zivilisation 
ansflben mflssen. Den Hoffnungen, welehe in dieser Richtung 
laut geworden sind, schließen wir nns aus vollem Herzen an, auch 
wenn sie etwa zu enthusiastisch sein sollten')." 

Diese Anschauungen Aber die neue Erfindung der Eisenbahnen 
vertrat ein Mann wie Fran^ois Arago, Aber den ein Alexander 
von Humboldt also urteilt: 

„. . . Er verwendete auf die Arbeit eljeuso viel Geduld als Fleiß, 
und deswegen sind seine Gedächtnisreden für die Geschichte der Wissen- 
schaften, insbesondere für die Geschichte der großen Entdeckungen, 
von hohem Werte. Seine Urteile sind mitunter streng, aus tiefer Üher- 
zeugong; die aus langen und mOhsamen Untersuchungen hervorging; 
sie haben deshalb Arago selbst ungerechten Beurteilungen ausgesetzt*).** 

Daß gewisse Interessentenkreise in ihrem Widerstande gegen den 
technischen und wirtschaftlichen Fortschritt durch derartige Äußerungen 
von Leuchten der Wissensrhfiften, die auch hier einmal ihren Tribut 
an die menschliche Natur y.aliien mußten, nur noch bestiukt \Mnden, 
bedarf wohl keiner weiteren Hervorhebung. Wenn solche Auiderungen 



1) Arago'B sfimtliche Werk«, Bd. V, 8. 213. 

2) Ebendfl, Bd Y, S 219. 

3) Einl eituog zu ti&uz Arago's »ämtlichen Werken, Bd. I. Leipzig 1864, 

8. xm— XIV. 
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natürlich ■luch nichts gegen den technischen und wirtschaftlichen Fort- 
schritt beweisen, so sind sie doch ein beredtes Zeugnis dafür, daß auch 
iaeibtesgruüea von dem mteruatiüualen Rufe emes Thiers und Arago 
Bidit frei sind von mensdilidien Schwächen und Vorurteilen. 

Vor alko Dingen mnß man aber anr Entschuldigung anfuhren, 
dafi man eben damals erst am Anfange des teehnischen üm- 
wftlznngsprozesses stand und vor den Wirkungen und Folgen, 
die man nicht kannte, Furcht hegte. 

Widerstand gegen den Eisenbahnbau in Deutschland. 

Auch in Deutschland begegneten die Eisenbrihnen W\ ihrer 
Einfflhning einem heftigen Widerstande seitens der Kreise, die sich 
durch sie in ihrer Existenz bedroht fohlten. 

So richteten die Ämter Harburg, Linsen a. d. L. und Soltau an 
die Iflnebnrgische ProvinziaUandschaft am 16. Januar 1835 eine Eingabe 
gegen eine soldie ünternebmung, die nur die grdBte ünkunde ftber 
die wahren Quellen des Nationaler wer bea anpreisen kOnne; 
denn die Eisenbahn werde die Importation erleichtern und 
die notwendige Folge werde ein noch tieferes Sinken der 
Korn- und Holzpreise sein. Auch werde der Verdienst der 
Frachtwagenführer aufhören, wie derjenige der Gastwirte, 
Schmiede, Rademacher usw. 

Aber nicht nur in Hannover machten sich derartige Bestrebungen 
gegen die Anwendung der DampflokomotiTe geltend; vielmebr eifaob 
sidi flberaU ein Widerapruch gegen das neue YerkebnnitteL Selbst 
in der Mitte der 40er Jahre des 19. Jahrhunderts Stellte man 
den Pferdebetrieb als billiger und sicherer hin, und wenn 
man ihn auch nicht als schneller bezeichnen konnte, so leug- 
nete mau doch das Bedürfnis eines sehr schnellen Verkehrs^). 
Auch versuchte man erubüich die Dampf balmen durch die atmos- 
phärischen oder pueumatischeu Baimeu zu verdriiiigeu, die durch den 
Druck der Atmosphfire bewegt werden sollten. Die Abneigung gegen 
die LokomotiTenbenutzung fflhrte sogar au dem Vorschlage, die Kraft 
der adiielBn Ebene als Triebkraft zu yerwerten und su diesem Zwedte 
wellenförmige Bahnen anzulegen*). 

Welche Hindemisse sich dem Ban der ersten deutschen Eisen- 
bahn von Nürnberg nach Fürth im Jahre 1835 in den Weg stellten, 
darüber berichtet in ausführlicher Weise Hagen*), dessen Darstellung 
wir im ^« achstehenden folgen werden. 



1) R. Tan der Borght, Dm YerirdinweMii. Leipzig 1894, S. S83. 

2) van der Borplit, a ;i 0. 

3) Rudolf Hagen: Die erste deutsche Eiaenbalm mit Dampfbetrieb zwischen 
Kfimbera and FBith. Gedenkschrift zu deren öOjfthr. Jubilftum am 7. Dezember 
1886. Sän Beitveg nr Knttnrgeidiidit» des 19. Jabiiiiiiderti. KOmbeig 1886. 
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Nach Ausgabe des Prospekts über den Bahnbau seitens des Bau- 
kumitees ergab sich sehr bald, cbiJi die Beteiligung in Bayern und den 
auswärtige Kreisen bei weitem nicht so allseitig war, wie man erhofft 
hatte. SdbBt in KUrnberg fehlte es nicht an Gegnern des Eiaenbahn- 
banes. Eüi aefar heftiger Angriff erfolgte von einem Anenjmna in 
Nflmberg^). 

Als ersten Punkt, weshalb eine Eiaenbahn zwischen Nflrnberg und 
Ffirth unnötig sei, ffihrt der Anonymus an, daß zwischen beiden Städten 
eine gut unterhaltene Chaussee bestehe, auf der rnaii jeden Augenblick 
um den geringen Preis von 9 Kr. bei 4 Personen in weniger als 
*/4 Stunden nach Fürth kommen könne. Es w(irden daher die meisten 
Reisenden nicht auf den fiisenbabnzug, der in der Stunde nur einmal gebe, 
«arten, aondem aieh eines Fialnrs bedieoen, da der geprieaene Vorteil 
der Schndligkeit aicfa nnr auf den Zeitraum beschrftnl», in dem der 
Dampfwagen die Luft dnzchadmdde, wlhrend in Erwartnng der Ab- 
fahrt dreimal so Tid Zeit verloren g^e. Wenn es aber auch wirklich 
möghch wäre, was doch faktisch unmöglich sei, allen mit dem Dampf- 
wagen Fahrenden die Wartezeit zu ersparen, was wJire dann großes 
damit gewonnen, das den enormen Aufwand zu rechtfertigen vermöchte? 

Ferner wird von dem anonymen Schriftsteller darauf aufmerksam 
gemacht, daß der ungeheure Verbrauch von Holzkohlen hinsichtlich 
der Rückwirkung auf die Marktpreise von Kohlen und Brennholz zu 
mandierlei Bedenken Anlaß gebe. Der Beachtung wird endlich emp- 
fohlen, dafi yieUeicht die Liebhaberei, sieh einem so eilenden und darum 
keineswegs gefahrlosoi Fehrwerk ansnTertranea, nicht sehr aUgemein 
werden diirfte. 

Andere Leute betrachteten die Eisenbahnfrage vom prak- 
tischen Standpunkte aus. Sie meinten, daß die Bahn mehr 
Schaden als Nutzen verursachen werde, indem durch sie 
manche Erwerbszweige brach gelegt würden. Auch der sanitäre 
Gesichtspunkt wurde von einem Heilkünstler zweiter Ordnung, einem 
Chirurgen oder Bader, ins Auge gefaßt Er war nämlich der Ansicht, 
dafi der Dampf und die Schnelligkeit der Fahrt Kraakhdten hervormfen 
würde; selbst Lente, die nicht mitfahren, sondern nnr den Zog vor^ 
flberfahren sShen, könnten von Schwindel erfaßt werden. Einige 
Leute kehrten sogar die religiöse Seite hervor, indem sie es für eine 
Versuchung Gottes erklärten, mit Dampf statt mit Pferden und anderen 
Tieren zu fahren, die dazu von dem Schöpfer dem Menschen gegeben 
seien. Sie verabscheuten daher die Eisenbahn als eine Teufels- 
erfiuduüg. Eine besondere Spezies endlich bildeten die 
Philister: diese wollten von einer Nenernng fiberhanpt 



1) H»gen, «. a. 0. 8. 42~4i. 
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nichts wissen, weil Nürnberg ohne sie bisher auch be- 
standen habe. 

Selbst der eigentliche Kaufmannsstand zeigte sich wider Erwarten 
dem EiaenbahnaDtemebmen weniger geneigt. Nicht nur hielt er mit 
seinen Zeidmmigen zurfidt, sondeni es apracheo flidi maoche Kanlleate 
aogu aehr migOnstig über das Prqjekt ans. So schrieben die Vertreter 
eines angesehenen Handlungshauses: „Wir können uns nicht entschließen 
teQznnehmen, weil wir der Ansicht sinrl, dafi diese Unternehmung Iceinen 
Vorteil, am wenigsten aber für unsere Stadt, gewähre". — 

So traten von allen Seiten philisterhafte Anschauungen, 
Vorurteile und Feindseligkeiten gegen das projektierte 
neue Ver k ehr bm ittel zu Tage^). 

Audi III Fürth herrschte anfangs eme sehr ungünstige Stimmung 
gegen die Eisenbahn. 

^endialben hat die vorge&ftte Uefnung tiefo Wurzeln ge- 
scbUigen, daS die Erriditong einer Eisenbahn fOr de» Transport von 
KaqfaminBgfltem wegen des nötig werdenden UmUMlens der Waren 
keinen Vorteil verspreche, der Personentransport durch Dampffahrwerke 
aber eine zahlreiche Klasse von Einwohnern brotlos stellen wQrde^ 
deren Haß man nicht auf sich laden möge')." 

Auch außerhalb Nürnbergs und Fürtlis herrschte noch in weiten 
Kreisen ein grolies Mißtrauen gegen das Projekt, was teilweise eine 
Frucht der Opposition war, die allenthalbeQ noch gegen die Eisen- 
bahnen sich geltend machte. So wies man als abschreckendes Beispiel 
anf die nngfinstigen Ergebnisse der Bnd weis— Linzer nnd der Prag— 
Pilsener Bahn hin. Man befaanptete anch, dafi die Eisenbahnen nament* 
lieh m flachen Gegenden durch die Straßendampfwagen in knrzer Zeit 
verdrängt würden. Man sagte weiter, durch den Bau von Eisenbahnen 
würden dem Ackerbau bedeutende Strecken Landes weggenommen, so 
daß dadurch notwendig die Bodenprodukte verteuert werden werden. 

Alle Vernunftgründe waren vergeblich, um die Opposition der 
Eisenbahngegner zum Schweigen zu bringen. Auch fehlte es nicht an 
Spott. Mau suchte die Eisenbahuuntemehmungen auf alle mögliche Weise 
lieherlich zo machen. Der „Eremit von Oanting" z. B. machte öffentlich 
bekannt, dafi es ihm gelnngen sei, ehie Cacomotive zu erfinden, die er 
allen EÜBenbahnontemehmem empf^^ 

In der Tat wurden durch diese Opposition viele Personen gegen 
die Eisenbahn eingenommen, was auch zu dem Verhalten der aus» 
wärtigen Finanzwelt nicht wenig beitrog. 



1) Hagen, a. n. 0. R. 46—48; hier finden aieh noch weitere Beispiele de» 
Wideretandes gegen das Einenbahnprojekt 

2) Hagen, a. a. O. 8. 50. 

3) Hagen, «. a. 0. 
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So kam es dann, dafi niAO jedem Fortsdirilte abhold war und 
selbst dem deotsehea Zollverein skeptisch gegenüberstand^). 

Daneben geriet man auf allerlei Bedenklichkeiten. Man fürchtete 
die Rache der Gewerbetreibenden, die durch die Eisenbahn ge- 
schädigt werden könnten. Auch hegte man Besorgnis vor etwaigen 
Konkui reuzunternehmungen '). 

Ein Augsburger äußerte sich zu dem BalmprüjekLc in der folgen- 
den Weise: 

„Die Ungewifiheit, ob eine soldie Unternehmung, bei der im An- 

fiinge viele Bürger Nürnbergs und Fürths benachteiligt würden, in einen 

gehörigen Gang gebracht werden liann, sdireckt mich ab Wir 

glauben namentlich, daß <!iejenigen Leute, die bei demselben 
bedeutend verkürzt wurden, als Kutsrber, Hufschmiede, 
Sattler, Wagner und andere Rache nehmen und die auf- 
gestellten 3 Wächter nicht verhindern können, dali wenigstens 
in den ersten Monaten die Haschine, Bahn usw., wenn auch 
nicht rniniert, doch Öfters beschädigt werden nnd dadurch 
Schaden and bedeutender Aufenthalt verursacht würden, 
wodurch der gehoffte Nutzen bedeutend vermindert oder gar 
in Schaden verwandelt werden könnte, wie dies bei den ersten 
ünternehmunjxen von Spinnmaschinen vor 25 und 30 Jahren 
wirklich der Fall war, wo in der Gegend von Verviers und 
Eupen von rachsüchtigen Spinnern und sonstigen Arbeitern 
mehrere dergleichen Etablissements abgebrannt wurden, und 
da damals die Heubles und Utensilien noch nicht, wie jetzt, 
versichert werden konnten, viele Aktionäre in groBen Schaden 
kamen, zum Teil ganz ruiniert wurden. Ebenso ist zu be- 
fürchten, daß, wenn nicht ein Monopol auf 5 oder mehrere 
Jahre zu bekommen wäre, in dieser Zwischenzeit mehrere 
dergleichen Etablissements sich gründeten und somit Kon- 
kurrenz eintreten könnte; . . 

Endlich hatte der Bau der Nürnberg — Fürther Eisenbahn noch 
unter dem Widerstande der Anhänger des Baues von Kanälen zu leiden*). 

Einem ihnlichen Widerstand, wie die Erbauer der KUmberg-Ffirther 
Eisenbahn, begegnete auch Friedrich List bei seiner Agitation l&r 
ein nationales deutsches Eisenbahnsystem*). 

So fand er selbst in der alten Handelsstadt Hamburg kein Ent- 
gecfenkommen für seine großen Idoen; i^ian glaubte einem Engländer, 
der ein deutsches Eisenbahnsjstem für unmöglich hielt, mehr als ihm. 

n Hagen, a. a. 0. S. 57— Ö8tf. 

2) Hagen, a. «. 0. 8. SOff. 

3) Vgl die Einzelheiten bei Ilaj^en. a. a. 0. S. 65—66. 

4) Robert Krause: Friedrich List und die entte nrofte Eiienbahn Deatedi- 
laadB. Ein Bftibig sar BiwIwhngiMehiidite. Leipcig 1887, 8. 11, 14. 
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Audi mit seiner Schrift: „Ein sächsisches Eibenbahiisystem 
als Grundlage eines allgemeinen deutschen Eisenbahn- 
Systems, insbesondere über die Anlegung einer Elisenbahn von Leipzig 
nach Dresden^ Leipzig 1833, gelang os Li8t oidit ohne weiteres, sich 
die allgemeine Zuetimmnng zn verechaffen, sondern er wurde im Gegen- 
tMl verschiedentlich angegriffen und sogar läclierlich gemacht Die grofie 
Menge vollends brachte dem Projekte der Leipzig-Dresdener Bahn ebenso- 
wenig Verständnis entgegen wie in anderen Orten. 

Als das Leipziger Komitee zum ersten Male in Dresden erschien, 
um dort den Ministern seine Pläne vorzutragen, wurde es auf dera 
Wege dorthm vom Straldenpöbel mit Hohngeschrei begleitet. Zu den 
entsefaiedensten Gegnern der Leipzig-Dresdener Bahn gäitete sogar ein 
Mann wie Robert Blnm, der sie fOr eine blofie „Promenadenbahn" 
erUSrte'). 

Nicht anders stand es in Prenßen. Aoch luer regte sieh flberall 

der Widerstand gegen den Bau von Eisenbahnen. 

Bereits im August 1826 plante man die Anlegunjj einer Ki^pnbahn 
für den Kolilentiansport nach dem Wuppertale. Sofort wurde aber 
auch hier die Unausffihrbarkoit des Unternehmens geweissagt. Der 
Staat, so hieB es, müsse dasselbe schon deswegen bekämpfen, weil nicht 
nur ein bedentender Ausfsll in der Chansseegeldeinnahme entstehen, 
sondern weil namentlieh auch Eohlenfuhrlente nnd Eoblen- 
treiber durch Eisenbahnen zn sehr geschädigt werden 
würden. Noch ehe überhaupt ein Antrag auf Erteilung der Kon- 
zession für die Linie Elberfeld-Heisingen eingereicht war, ric Ii toten 
schon die Besitzer eini«^'er bei Ausführung des Proj« kts 
^üngeblich benachteiligter Gruben die dringende Bitte 
au die Staatsregierung, ein solch schädliches Unter- 
nehmen unter keinen Umständen zuznlassen. 

Die Petenten wurden jedoch unterm 31. Okt. 1826 abschlägig 
beachieden*). 

Der bekannte westfälische Industrielle Friedrich Harkort, 
der sich auch sonst, wie bereits oben dargelegt, um die wirtschaftliche 
Entwicklung Westfalens hohe Verdienste erworben hit, suchte auch den 
Eisenbahnbau in Preutien zu fördern, stieß dabei aber oft auf Wider- 
stand und zwar nicht nur bei den eigentlich beteiligten wirtschaftlichen 
Interessenten, sondern auch iu anderen Kreisen, zum Teile sogar in 
Regierungskreisen und so fand er denn audi, obwohl er aehon im 
Jahre 1833 geschrieben hatte: Jm SchoBe der Zeiten sefalommert der 
Keim so grofier EntwicUnng der Eisenbahnen, daß wir die Besnltate 



1) Berger: Der alte Harkort. Leipzig 181M3, S. 252. 

2) Berger, a. a. 0. S. 22Gff. Die Darstellung folgt vorzugaweiae Bergem 
Aoiftthrungen. 

3) Vgl. die Eincelheitra hienu bei Berger, a. a. 0. S. 227, 240. 
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nicht zü ahnen vermögen*', mit seinen Vorhersagungen keine erhebliche 
Anzahl von Gläubigen^). So war auch der Generalpo&tmeister N agier 
em gDtaduedeper Gegner der EtsenbahneD. 

Harkoit wurde sogar wegen seiner „toUen Phantasien'* in den 
(öffentlichen Blittem jener Epoche verspottet und zwar nicbt nur von 
seinen Gegntfn; vielmehr tadelten ihn andi seine eigenen Anhinget 
deswegen. 

So gewarnien denn immer ;vie(ler die Foinde der Eisenbahnen 
die Oberhand und wurden nicht müde mit ihren Angriffen gegen Harkort, 
dessen scharfe Feder aber im Kampfe für die Eisenbahnen nie rüstete^). 

Koch im Jahre 1834 durfte der Abgeordnete Sehnchart ans Barmen 
anf dem Rhehüschen Landtage sagen: 

^ber, meine Herren, mir schandert vor der lurefatbaM Um> • 
wftlznng, wenn ich mir denke, daß DeatBddand, mit den schönsten 
Kanststrafien übersät, nach allen Richtungen mit gnten Verbindungs- 
wegen versehen, plötzlich mit einer Eisenbahn durchschnitten werdbsn 
sollte." [Rheinisch -Westfälischer Anzeiger vom 9. April 1^*34»).] 

Auch die geplante Bahn Elberfeld-Witten, die 9(H)(HK) Taler 
erforderte, bedurfte einer längereu Frxst, bis dieser Betrag aufgebracht 
wnrde, weil, wie der amtliche Bericht vom 29. Jnli 1836 meldete, „um 
dieae Zeit wieder eine Art Ififitranen gegen die Eisenbahnnntemehmnngen 
eingetreten war, wozu vielleicht das Ififilmgen der Verhandlnngen lllr 
die Bhein-Weeer Bahn ... die Veranlasenng gegeben haben moehte^ 

Widerstand gegen die Dampfschleppschiffahrt 

Einen ähnlichen Widerstand wie die Fis<?nhahnen hatte die Dampf- 
schleppschiffahrt zu fiberwinden. So berichtet Berger^) hierüber 
das Folgende aus Preußen, was wohl als typisch fOr die Haltung an- 
genommen werden darf, die uiau damals in ganz Deutschland dem 
tedmiscbem Fortaehrittte gegenflber einnahm: 

„Gegen Ende des 4. Jahrzehnts des 19. Jahrbnnderts beabsicbtigte 
Harkort, in Verbindnng mit Matthias Stinnes in Mfilheim eine 
Dampfschleppschiffahrt auf dem Rheine zn errichten. Harkort wandte 
sich an den Oberpräsidenten Vincke mit dem Ansnrhen, das zum 
Ankaufe eines Schiffes nötige Knpital ans der Ruhrs<'.hiffahrtskasse 
leihweise vorzustrecken. Vincke, sonst der wärmste Beförderer jedes 
wahren Fortschritts, lehnte diese Bitte mit der Erklärung ab: „die 
projektierte Dampfschleppschiffahrt sei unausführbar und 
werde anch die Interessen der Pferdetreiber tu sehr schädigen**. 



1) Berger, a. a. 0. 8. 247. 

2} Berger. a. a. 0., TgL dort S. 247 auch Harkorts tcfaarfea Urteil über 
die nnflberwinalicne dentsdie „Sdditofitsigkeit" in Bezug auf den Bau von Eisen- 
bahnen. 

3) Berger, a. a. 0. S. 271. 
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Einige Jahre spfltcr mietete Stinnes einen alten engüsrhen Dampfer, 
mit dem er die auf dem Rheine für unausführbar gehaltene Leistung, 
beladene Segelschiffe stromauf zu schleppen, glflrklicb vollbrachte, und 
ließ alsdann 1845 ein eigenes Schleppsduii in ilollaud baueu. 

»Die Pferdetreiber aber sehriUen im Frtllgahr 1848 zo 
einer anarehiBchen Selbsthilfe, indem sie sowohl auf preußi- 
schem wie auf nassanischem und hessischem Gebiete mit Ge- 
wehren und sogar mit aufgefahrenen kleinen Kanonen anf 
die vorbeifahrenden Schleppboote und deren Mannschaft ein 
scfiarfes Feuer eröffneten. Die Schiffe wurden dadurch ge- 
zwungen, den Dienst oberhalb Koblenz eine Zeitlang gänzlich 
einzustellen, und erst mit allgemeiner Herstellung der Ordnung 
wurde aach diesem schlimmen Landfriedensbruche ein Ende 
gemaeht**^). 

So tritt OBS denn auf dem gsnsen Gebiete der Verkebrslechnik, 

wie das 19. Jahrhundert sie sich hat entwickeln sehen, ein fast un- 
begreiflicher Widerstand seitens der Interessenten und zum Teile auch 
einiger Intellektueller ent<7egen, der psychologisch derselben Ideenwelt 
entspringt, wie der Kampf der mittelalterlichen zünftlerischen Hand- 
werker gegen jede Vergrößerung des Betriebes eines Zunftgenossen 
und gegen jeden technischen Fortschntt eines einzelnen Genossen, d. h. 
in beiden Füllen soll der ^m^ßmX^iM Fortschritt zuungunsten der All- 
gemetaiheit im Interesse einer relati? gerjpgea Anzshl von Fefsonen» 
die dem Geiste der Zeit nidit folgen woOen bsw. nieht kitanen, ge- 
hemmt werden. Aber, wie wir in dem bisherigen Laufe unserer Dar- 
stellung gesehen haben, und wie sich noch weiter zeigen wird, läßt 
sich dieser Geist des Fortschritts, alier rückläufigen Bewegungen un- 
geachtet, nicht bannen. Der technische Fortschritt kann durch solche 
Bewegungen wohl eine Zeitlang in seiner Intensität verlangsamt, aber 
niemals in seinem Siegeszuge aufgehalten werden! Und nachher, wenn 
erst der ungeheure Nutzen der neuen Technik augenfällig geworden 
ist, denn will es natOrlieh niemand gewesen sebi, der sich als so kurz- 
sichtig bewiesen hat! 

1^ Berger, a. a. 0.; ^1. aneh die DampftcfaleppschiHahit dei lUieinB. Denk» 

adutft der KoElenkaafmaniuchaft, Gewerken und Schiff sbeutzfr vom 11. Mai 184S. 

2) Weitere Beispiele vergl. RoBcher-Stieda: NationaJökuiiomie des Handel«- 
nd Gewerbefleißes, 7. vermehrte Auflage, Stuttgart 181*9, S. 477 478, insbesondere 
Anm. 13—15. Die Verf. scheinen aber (a. a. 0. S. 474) den Einfluß, den die 
neuen Verkehnimittel auf die ganze Volkewirt&cbaft ausgeübt haben, zu peggimittUsch 
zu beurteilen, wenn sie z. B. ausführen, daB durch die Entwicklung der neuerao 
TeikdirBmittel, und besonders in der Übergangszeit, der Zwischenhandel wenigstens 
relatir zurflckgehe, und daB alle, die bisher als Vermittler beschäftigt waren, unter 
dieser Entwicklung zu leiden hätten. Diese Befürchtungen sind nicJit eingetroffen. 
Denn das verbeeserte Yerkehnweeen hebt den Verkehr und damit auch den Handel 
md alle danit tanmmeiiliiiifMideB Barafe; des iMSliligt di« Qwra rb ea to ti rt i k tmi 

7995 und ]oo: wonach gend» der Endel lidi tveit MbneUer ab die fenmt» 
be?ölkenuig vermehrt hat 
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IIL Absehnitt 

Die Hemmungen des wirtseliaftiielien Forteehrittea» 

A. Die Beseitigung der Hindernisse für den Fortschritt 

in der Landwirtselnft 

Häbeu wii' in den obigen Ausfüliruugeu gesehen, wie der tech- 
nisclie FortBchritt tdt den Zdteo des Altertums die mannigfiMdistan 
Widerstflnde za flberwinden hatte, so tritt ims, wenn wh* nunmehr dasn 
flbergehen, den Widerstand gegen den wirtschaftlichen Fortschritt 

zu betrachten, znnSdist in der Landwirtschaft die Unfreiheit, in 

der sich die Bauern allgemein bis zum Beginne des 19. Jahrhunderts 
befanden, als ein großes Hemmnis für die Entwicklung der Landwirt» 

Schaft eiittif'^'en M. 

Jalirhunderte hindurch hatte die große Masse der deutschen Bauern 
in Untertfinigkeit und Hörigkeit gelebt, wodurch ihnen natürlich alles 
Interene an dem wirtschaftlichen Foriaehritte der Landwirtschaft ge- 
nommen werden mufite. Die Selbstlndiglieit nnd das Yorwlrtsstreban 
der Banem wurde so in einem für den Fortsehritt der Landwirtschaft 
verhlngmsvollen Maße niedergehalten. 

Da kam fßr Preußen-Deutschland die Katastrophe von Jena und 
nach ihr die glorreiche Periode der Wiedergeburt des preußischen 
Staates. Sie brachte jene grui en Reformen, die unter dem Namen der 
Steiii-Hardenbergschen Gcbetzgebung bleibende Berühmtheit er- 
langt haben, und auf die wü* später noch zurückkonunen werden. £me 
der ersten Mafiregebi dieser Beformgesetzgebnng; das Edikt Yom 
9. Oktober 1807, brachte die Befreiung des Banem nnd die Be- 
freiung des Bodens, nnd zwar beides im Interesse der Hebung 
der Landeskultur. Es wurden nicht nur die letzten Reste der Leib- 
eigenschaft, wo sie noch bestanden, beseitigt, sondern man bestimmte 
auch, daß jeder Bauer durch Hingabe eines Teils seines Landes das 
Recht haben solle, den ihm verbleibenden Rest frei von allen feudalen 
Diensten und Abgaben als freies Eigentum zu bebiLzeu und darüber 



1) Vgl hierzu: Brentano, Die Agrarrefonn in PteuBen. Berlin 1897. — 
W ornicke, a. a. 0. S. 23 — 24 und dort zitierte. - ProsSf DiO Mlilills BedWI 
tung der Stein-Uardenbeigschea Biefonn. Berlin 1906. 
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unter Lebenden wie von Todeswi^n frei zu verfügen, und daß es 
beim Fehlen eines Testamentes zn gleiehen Teilen anter seine sSmt- 
lidlien Kinder vererbt werden solle. 

Auch der Flurzwang, d. h. die Bewirtschaftung der zu einer 
Dorfmark gehörigen Äcker nach einem einheitlichen bestimmten Systeme, 
dem sich alle Dorigenossen fügen mußten, hatte in der gleiclien Rich- 
tong, wie die UnCreOnit gewirkt» indem er die Selbetindigkeit nnd die 
eigene InitiatiTe der Banem dernieder liielt und so notwendigerweise 
den Fortschritt in der Landwirtschaft hemmte* 

Kicht minder trug die Gemenglage, d. h. der bis in das 
19. JnbrbnTKirrt hinein bestehende Zustand, daß die eineni nnd dem- 
selben Eigentümer L^chörenden Grundstücke auf verschiedene Feldmarken 
verteilt waren, zu einer Hemmung des technisch-wirtschaftlichen Fort- 
schritts in der Landwirtschaft bei. 

So zeigte sich auch hier, wie die persönliche, soziale nnd 
wirtsehaftlielie Unfreiheit der Bauern ein grofies Hemmnis ffir die 
EntwicUnng der Landwirtschaft war; erst nach Sprengung dieser Fesseln 
durch die organische Agrargesetxgebnng der deutschen Einzelstaaten 
im Laufe des 19. Jahrhunderts, und nachdem die freien Landwirte auch 
begonnen hatten, die sich stetig mehrenden Erkenntnisse auf dem Ge- 
biete der Landwirte Ii aftswissenschafteu, wie ein Albrecht Thaer und 
Justus V. Liebig sie durch ihre Forschungen gewonnen hatten, sich 
zu eigen zu machen, fand eine gewaltige Intensivierung und Steigerung 
der landwurtsehafUiehen Produktion statt 

B. Der Widerstand der Gelehrten und der in den Zflnften 
organisierten Handwerker gegen die Gewerbefreiheit 

In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts entstand in Frank- 
reich, durch den Arzt Franrois Quesnay (1694 — 1774) begründet, 
eine neue nationalökonomische Schule, die physiokratische. (irund- 
lage dieser Schule waren die verschiedenen volkswirtschaftlichen Werke 
Quesnay's, besonders sein „Tableau 6conomique'' (1758) und „La phy- 
aioentie** (1767-— 1768). Als enie Beaktion gegen die «heoretisdien 
Prinzipien des Hericantilfjstenis und das Bevonnnndnngsi(ysteni des 
aufgeklärten Absolutismus des 17. und 18. Jahrhunderts trat die plq^sio- 
i^atische Theorie für die Schaffung einer freien Konkurrenz ein, 
auf deren wohltätigen Einfluß sie große Hoffhungen setzte. Bei dieser 
werde, so argumentierte man, das Einzelinteresse mit dem allgemeinen 
verbündet sein; denn das vernünftige Interesse der Einzelnen stimme stets 
genau mit dem allgemeinen überein. Deswegen müßten Privilegien 
nnd Monopole beUUnpft wwden, nnd es müßte eine vollkommene 
Mheit fOi FroduktiOB und Handel Tsriangt werden. Der wirtschaft- 
liche Verkehr solle nur sich selbst flberhssen werden; dann werde der 
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beste, allen Interessen genOo^ende wirtschaftliche Zustand erreicht werden. 
So werden denn auch dem Fiiysiokraten Vincent de Gournay (1712 
bis 1759) die Worte: „Laissez faire et laissez passer; le monde va 

de iui-meme" in dou Mund gelegt \). 

Auf dem Gebiete des Gewerbewesens verlangte die 
physiokratische Lehre natargemäfi Freiheit des Gewerbe* 
betriebes, d. h. Anfhebang der zflof tierischen Organisation 
des Handwerks^ In dieser Beziehung wirkte ehiar der hervor- 
ragendsten Anhänger der Physiokratie, nSmlich Anne Robert Jacques 
Tiirjjot (1727—1781). nicht mir litorarif^ch in ihrem Sinne (R^flexions 
des nche«?c? etc.), soiiilftrn er trat aucli {)riikti-,cli für die Verwirklichung 
des physiokratibihen Systems ein; denn alb üreneraikontrolleur der Finanzen 
(Finanzminister) Frauiireichs beseitigte er im Jahre 1776 den Zunft- 
zwang im Sinne der physiokratischen Lehre. 

Die Ideen des wirtschaftliGheii Idbersfismus» die dnreh die Fhjaio- 
kraten zum ersten Male in durchgreifender Weise zum Ausdrucke ge- 
bracht worden waren, fanden ihre Vollendvng dnrdi den Schotten 
Adam Smith (1733 — 1790) in seinem berühmten Werke: ^quiry 
into the natnre and canses of the wealth of the nation^ das im Jahre 
1776 erschien. 

Nach ihm bewirkt der Eigeunut^; und der auf ihm beruhende, 
nicht durch Staatseingriffe gehinderte freie Wettbewerb eine richtige 
Arbeitsteilung und dne größtmöglichste Produktion. Der freie innere 
nnd intematioiiale Verkehr garantiert nicht nur ehie swedon&Bige ört- 
liche und zeitliche VerteOnng too Erlften tmd Hitleln, sowie eine Ans- 
gteichung von Preisen nnd Gewinnen, sondern auch die beste Forde- 
rung des Gemeinwohls. 

Die Ideen Adam Smiths drangen auch bald in Deutschland ein 
und fielen bei manchen hervorragenden Vertretern der damaligen deut- 
schen Kameralistik, aber auch bei einzelnen Praktikern, auf einen frucht- 
baren Boden, widirend sie andererseits, und zwar meistens bei den 
ItraktlBcihen Handwerinn adbst, aber daneben anch bei Tielen Theoie- 
tikem, vielfachem Widerspruche begegneten. 

Die Zunfkgegner, die sich nun meisteiis an die Physiokraten 
nnd Adam Smith anschlössen, verwarfen die Innungsprivilegien als 
veijährte Statuten, als eigenmächtige Satzungen und Gewohnheitsrechte 
zweifelhaften Ursprungs. Den gemäßigten Reformern waren die Innungen 
ehemals heilsame Anstalten, die nur miBbrftuchUch zu Ausschi ieüua gs- 
verbäudeu wurden. Die Anhänger der Gewerbefreiheit verlangten fflr 
den Einzelnen das Recht der freien gewerblichen Betätigung, die freie 
Wahl der Anwendung der persönlichen Krflfte und frden gewerblichen 



1) Vgl. hienv Aagait On«k«ii: Die Maxim« Ltiasei bin et kiaMi 
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Wettbeworh. Die Znnft^chranken sollten beseitigt werden, jeder 
beliebig viele und beliebige Gewerbe gleich betreiben können*). 

Die Znnftverfasöung Inelte die technische Vervollkomm- 
nung des Handwerks auf, mdem der Konkurrenzneid die £in- 
fflhrung etwaiger auf der Wanderschaft erworbener techni- 
scher Verbesserungen nicht erlaubte. Von der Man Eonknrrenz 
ferq»rafih man sieh wohlfeflere und bessere Arbeit md ^on der Ver- 
billigung der Unterhaltungsmittel Vermehrung der Bevölkerung. Man 
hielt überhaupt die Gewerbefreiheit für das naturgemäße Resultat der 
ganzen menschheitlicben Entwickln ntj;. Kur ohne f^en Zunftzwang 
könnten ^ich die Gewerbe der beständig wachsenden Nachfrage natflr- 
lieh aiiijassen*). 

Die Zuuftireunde dagegen — und diese bildeten wohl unter den 
Theoreükem wie unter den Prdctikem noch immer die Mehrzahl — 
weiten die Zfinfte beibehalten zur Sicfaeroag einen die Nsdifrsge be- 
fiiedigettden Qnantmns nnd Qnales der gemblieben Produkte. Sie 
Terteidigten alles, was man an den Zünften tadelte. Wenige Reformen 
erschienen ihnen als ausreichend. Man polemisierte scharf gegen die 
Theorie der Physiokraten und des Adam Smith. Die neuen Theorien 
erklärte man für Gebilde der Studierstube, deren praktische Erfolge 
erst abgewartet werden müßten. In der Behauptung, daß freie Kon- 
kurrenz wohlfeilere und bessere Arbeit lieferte, ssdi man nur ein blosses 
Theorem. Die QewerbefreOieit würde zaUreidie Anne und nnr wenige 
Wohlhabeade znr Folge haben. Das Ffusehertom würde blüheii, nnd 
Scbnndware geliefert werden; Ordnung, Fleifi und Sittlichkeit würden 
aus dem Handwerk verschwinden. Zum Segen des Handwerics schriake 
das Zunftwesen die bürgerliche Freiheit ein wenip' ein. 

Noch war und blieb Deutsciiland immer der Hort und das Feld 
des Zunftgeistes, Zwar mag auch das Fehlen einer kräftigen Zential- 
gewalt im alten römischen Reiche deutscher xsation zu dieser Stimmung 
beigetragen haben; aber die HanpttrSger dieser fortachrittsfeüidHcben 
Anschauungen waren immer nodi jene alten Zflnftler, die es nidit be- 
greifen honntsn, dafi, wie Herder in seinen ,Jdeen znr Fhiloaophifi 
der Geschichte der Menschheit"* so treffend sagt: „Alles auf Erden 
Veränderung ist, daß jedes Menschenwerk hinfällig ist, und 
selbst die beste Einrichtung in wenig Geschlechtern drückend 
wird." 

So kam es denn, daß mit den Behörden zugleich die Zünfte an 
der Zuuftverfassung hartnäckig festhielten, obwohl keiu scharfes Auge 
dazu gehörte, um zu erkennen, daß die zu egoistischen llonopol- 
anstalten eratarrten Zünfte 



1) Uago Boehl: BdiMm mr praoAtBdiea HandwwkeipoUtik utw. 
1900^ & 10-11. 
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1. die Vervoilkommnang der Gewerbe verhindertpn. den 
Kanstsinn und UnternehmuiigBgeist erstickten und die Entstehung neuer 
Industriezweige hemmten; 

2. die Vermehrung der Bevölkerung und das Aufblühen 
der Städte und des ganzen Landes beeintriebtigten; 

3. Neigung und Talente im Qewerbestande erstickten; 

4. nicht nur die Gewerbetreibenden, sondern das ganze 
Volk in seinem Nabrungsstande beeinträchtigten, mithin das 
ganze physisch sittHcbe und geistige Leben des deutschen 
Volkes untermuben'): 

Sehr anschaulich schildert Mascher') das Gebahren der Zünfte 
gegen eine etwa einzuführende Gewerbefreiheit, sowie gegen das Groß- 
gewerbe, wenn er schreibt: 

nWflbrend aus BheinbaTeni und BheinpreuBeo, wo die Ghewerbe- 
Mheit eingefOhrt worden war, gegen jede Beeintrichtigung der wirt- 
schaftlichen Freiheit in der Reichsgesetsgebung ^'csproehen wurde, 
klafften die Handwerker in den Staaten, wo das Zunftwesen mehr oder 
weniger in Blüte stand, am lautesten und zahlreichsten über die Not 
des Gewerbestandes und baten um Wiederherstellung der Zunftver- 
fassung. Von den Gewerbetreibenden in den Städten wurden selbst- 
süchtig Vorrechte und Monopole gegen den Gewerbebetrieb auf dem 
platten Lande verlangt/* 

Die Theoretiker, d, h. die Vertreter der damaligen deutschen 
Kameralwissenschaft, gingen in ihren Ansichten Aber Gewerbelreiheit 
und Zunftzwang, wie oben bereits angedeutet, auseinander. Ein Kamera- 
li'^t, z. B. Weiss^), stand dem Rufe nach Freiheit, um dem Talente 
freie Bahn zn srhaifen, sehr skeptisch gegenüber, weil die Genies doch 
recht selten seien. 

Äußerst charakteristisch für die Stellungnahme der damaligen 
deutschen Kameralisten zur Frage der Gewerbefreiheit sind die Aus- 
fflhningen Karl Heinrich Raus, jenes bekannten deutschen National- 
Ukonomen. 

Nachdem Rau*) nämlich zunächst auf die Uneinigkeit der theo- 
retischen Volkswirte in der Frage der Beibehaltung der Zünfte hin- 
gewiesen und zugegeben hat, daß in dem bisherigen Zunftwesen gewisse 
Manuel sich herausgebildet haben, entwickelt er seine eigene Ansicht, 
die wohl alj> eine vermittelnde boTeichnet werden kann. Während er 
nämlich in seiner Preisschrift: „Über das Zunftwesen und die Folgen 
seiner Aulhebung** (Leipzig 1816) einen mehr zunftfreundlichen 



1) Mateherr Das dentich« <3«w«rb«WM0ii «sw. Potodam 1866, S. 142. 

2) a. a. 0. S. 5T6ff. 

3) Über das Zunftwesen. Preiuchiift l'rankfiirt a. M. 1798. 

4) K. H. Rau: Gmndiltse dir y<dknrir(Mliaft8politik niw., 3. Amg. Heidel- 
hvE im, S. a04ff. 
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Standpunkt vertreten hatte, äußerte er in der 3. Ans^i^he seiner „Gmud- 
afttze der VolkswirtschaftspoUtik" sich hierüber folgendermaüen : 

„Die bisherigen Kaiidwerkszünfte flbten ein Aussciiiießungsrecht 
gegen solche Persouen, die nicht Mitglieder waren, and hielten gewisse, 
dto Ergreifung und Betraibuiig ihras Gewotaweigea betraflendd Beg^ 
«ufreeht (Zii]iftziving.y* 

„Den Zustand, in dem kein Zunftzwang besteht, pflegt man Ge- 
werbefreiheit zu nennen. In keinem Falle kann die Gewerbefreiheit 
eine gan^ unbedingte sein; man darf sich nicht mit einer Betrachtung 
df's einfachen Gegensatzes /wischen dir und dem Znnftzwange begnQgen, 
sondern muß auch die verschiedenen Abstufungen, die einen Obergang 
von dem einen Extrem zu dem andern bilden, in Ansehung ihrer Zweck- 
mäßigkeit mit einander verB^eichen.** 

nDie Zttnfte waren nnstreitig dem Anfkommen des Handwerkn 
nlltzlicli. Hierans darf man aber nicht schließen, dafi sie aneh 
beutigen Tages bei sehr veränderten Verhältnissen noch die 
nämlichen Vorteile gewähren. Man kann die älteren Zunft« 
einrichtungen auf gemeinnfltzlge Zwecke zurückführen, zu 
denen sich jedodi manche selbstsüchtige Antriebe gesellen, so 
dai^ die ursprünglich beabsichtigten Vorteile oft durch die nach und 
nach eingeschlichenen Mißbräuche zerstört wurden/' 

«Den wa Erhaltung und EibOhung der Gesdiicklicfakeit in den 
Gewerben dienenden Zunfteinrichtangen kann zwar em gewisser Grad 
▼on ZweckmftBigkeit nicht abgesprochen werden, allein sie sind doch 
teils dazn nnznlfinglich und mangelhaft, teils aber durch ihre 
erzwungene Aasschließlichkeit hemmend und schädlich, so 
daß manrhc von ihnen, die nr s{»rünglich sehr z iiträfT^üeh i^e- 
wesen sein mögen, wenigstens für die heutigen Gewerbs- 
Terhältnisse ihre Nützlichkeit verloren haben"^). 

„Solange man von jedem Unternehmer eine Lehrzeit fordert, macht 
man mandion das Meisterrecht unznglbiglich, der es mit dem größten 
Kitzen ftr sich nnd die Zehrer ansflben konnte. Insbesondere 
wird dnrch diesen Zwang die Entstehung großer Gewerbs* 
Unternehmungen (Fabriken) in dem Gebiete einer Zunft Ter- 
hindert, weil derjenige, welcher Fähigkeit, Neigung und 
Kapital zur Errichtung einer Fabrik besitzt, nicht geneigt zu 
sein pflegt, sich förmlich in die Lehre zu begeben." 

„Der Fabrikbetrieb erheischt gründlichere technologische 
und merkantilistische Kenntnisse als sie der Handwerker ge- 
wöhnlich besitzt Zndem fordert das ansehnliche Kapital, 
welches auf das Spiel gesetzt werden mn6, schon dringend 
genug zu reifer Überlegung auf» nnd es kann deswegen dem 



1) Rau. a. a. 0. S. 315. 
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Unternehmer wohl überlassen werden, ob und wie er sich 
auch mit den mechanischen Verrichtungen vertraut machen 
wolle. Die meisten Zweige des Fabnkwesens fallen ohnehin 
außer den Bereich des Zunftzwanges"^). 

Für einen Vorteil der Gewerbefreiheit Mit Rau') es auch, 
dafi durch sie die Gewerke» weidgBteiiB teflweifie, ndt mdir Kunst und 
Einsidit betrieben werden. 

„Die Anfiiebiuig des Zonftswanges ist nicht notwendig von so 
naditeOigen Folgen begleitet, als man hftnfig besorgt hat"*). 

Aber der Geist der Zeit ließ sich trotz aller praktischen und 
theoretisdien Widerstände nicht bannen. Die Ideen des wirtschaftlichen 
Liberalismus und Tndivifhialismug, die in der großen französisrben Re- 
volution von zuerst ihre praktische Verwirklichung gefunden iiatten, 
und deren Wesen wir schon oben geschiMert hatten, konnten auch auf 
die Wirtschalispolitik in Preußen-Deutückiaiid ihren EintiuÜ nicht ver- 
fehlen. Zudem erwiesen sich hier die ZeitomstSnde neuen wirtsehafts- 
politisdien Ideen nieht als ungünstig. 

Vergegenwärtigen wir nns einmal die Lage Prenfien-Dentschlands 
um dieee Zeit! 

Der preußische Staat Friedrichs des Großen, der unter dem auf- 
geklärten Absolutismus dieses Forsten sich zum führenden Großstaat 
in Deutschland entwickelt hatte, war am 14. Oktober 1806 bei Jena und 
Auerstädt unter dem j?roßen Korsen ])hysisch zusammengebrochen und 
bedurfte dringend einer materiellen und sittlichen Wiedergeburt Diese 
ward ihm durch die Männer, die in Königsberg zu den Füßen von 
Christian Jakob Kraus, der wohl zuerst in Deutschland unter den 
ikadeodsehen NatioimUftonomeii die Ideen des Smitfaianisrnns voll und 
ganz in sich anigenommen und sie mit den Ideen Immanuel Kants 
Aber das libersle Staatsprinzip zu einem einheitlichen Lehrsjstem ver- 
schmolzen hatte, g^ernt hatten, daß das Wohl des Staates nicht in 
einem starren Bevormundungssystem, wie es im 17. mui 18. Jahrhundert 
in den Staaten Westenropas besUinden hatte, sondern nur in der freien 
Entfesselung der wirtschaftlichen Kräfte des Individuums Hege. So 
konnte es denn auch nicht ausbleiben, daß diese Männer, sobaki sie m 
leitende Stellungen gelangt waren, die Ideen des wirtschaftlichen Libe- 
ralismus auch in der praktischen WirtschaftspolitQc zur Durchführung 
zu bringen suehten. Es wurde die durchgieiftode Gesetzgebung im 
preußischen Staate inauguriert, die man nach den leitenden Staats- 
mSnnem als die Stein »Hardenberg^sche zu bezeichnen pflegt und 
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Yon der schon oben die Rede war^). Das Edikt vom 9. Okt 1807 brachte 
zunftchst die Aiifhebnnp der Erbuntertänigkeit auf dorn platten 
Lande; die Steinsche ötädteordnnne: vom 19. Nov. 180b brarlire den 
städtischen Bürgern die Selbstverwaltung, indem sie ihnen das Recht 
verlieb* innerhalb der durch sie gezogenen Scbrauken, d. h. unter der 
Oberanfticht des Staetee, ihie Angelegenheiten sdbefc m ordnen, nnd 
das Edikt Tom 2. Nov. 1810 prokUmierte schließlich fflr den 
preußischen Staat nnter Vorbehalt gewisser Beschränkungen 
das Prinzip der Gewerbefreiheit 

Aber kaum war di^e Gewerbefreiheit gewährt worden, als sich 
schon Gegenströmungen gegen sie geltend machten^), obwohl sich in 
den größeren Städten der strenge Zunftzwang schon lange unbequem 
gemacht hatte. 

„E& wurde Hardenberg," sagt Rohrscheidt, „keineswegs 
leicht, den Tom Gesetze proUamierten GmndsstK der GewerMreiheit 
ohne Schwanken aufrecht zu erhalten, da von allen Seiten der 
Versuch gemacht wurde, durch Deklaration der Gesetze oder 
auf dem Wege der Verwaltnngsprazis das Prinzip zu durch- 
brechen." 

Selbst die Provinzialhohörden, die in ständiger Bcrüliruug mit (Jer 
Be\ölkei ung blieben, iieüen sich zuweilen von den (Gegenströmungen 
gegen die Gewerbefreiheit beeinflussen 3). Vielfach zeigte sich bei ihnen 
eine gewisse Lässigkeit und Nachgiebigkeit gegen die Stimmung der 
Znnftfreunde. 

Vorstellnngen gegen die Gewerbefreiheit wurden fortgeaetzt von 
den Städten beim Staatskanzler angebradit Eine Eingabe des Berliner 
Magistrats in dieser Richtung gab Hardenberg Veranlassung, sich 
eingehend über diese Frage in einer Verfugung an die Berliner Re- 
gierung vom 18. März 1^17 zu \ erbreiten. Er erklärte hierin, daß er 
sich nicht davon fiberzeugen k«)nne, daß die Wiederherstellung der 
aussdiiieüUcheu Zuufirechte die Mili.stiiiide zu beseitigen in der Lage 
sein werde, die ihre Ursache in der eigenen Unvorsiehtigfceit der Hand^ 
welker hätten«). Auch die Zunftreiiassung habe die ÜbeifSHmig 
mehrerer Gewerbe nicht yerhindem kOnnen* 

Der geschickte, fleißige und ordentliche Handwerker finde fast 
immer noch Nahrung. Die Meisterstflcke verbürgten aber nicht wie 
ehemals die GesdiicklichkeiL Der Andrang zu den städtischen Ge- 



1) Vgl. Aber sie neuerdings: Hul' Prenß: Die soziale Bedeotsng der Stein- 
Bardenbergschen Reform, Berlin ( Volkswirüichaftliche Zeitfragen, Heft 232) 
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werben und zur Erlangung dos Bürgerrechtes, über den der Berliner 
Magistrat klage, erkläre sich viel besser aus den allgemeinen Verhält- 
nissen als aus der Gewerbefreiheit. Auch biete die Aufhebung der 
ausschließlichen Rechte der Zünfte die Mittel dar, neue Korporationen 
TOD Gewerbetreibenden su Btiften, die auf xeitgemtßeren 
Grnndsttzen beruhten, wie sie § 81 des Gewerbepolizeiedikts 
▼om 7. September 1811 ansdracklicb vorbehalte. Die Hsnptstadt 
des Landes mfissc hierzu ausfahrbare Vorschläge einreichen. 

In den Landesleilen, die noch ihre alte Zimftvorfüs^ung besaßen, 
wie das Herzogtum Sachsen, zeigte sich überall die I'nnJit vor der 
Einfüiirung der preußischen Gewerhegesetze. Vielfach war auch die 
Anschauung vorherrscheud, daü die im Jalire 1810 verliehene Gewerbe- 
freiheit nnr unter der politischen Depression nach dem unglflddicbeB 
Kri^ entstanden sei, nnd dsfi sie mit dem steigenden Glflck des 
Staates wieder beseitigt werden wOrde. So baten die Ältesten des 
kombinierten Bftekergewerks zu Berlin in einer Eingabe an 
den Staatskanzler vom 29. Juli 1814, Gesetze, die durch 
den Drang der Umstände gegeben worden ?eien. bei her- 
gestellter Ordnung wieder aufzuheben, und die Kaufmann- 
schaft in Königsberg beantragte ara 18. Juli 1815 eine Ein- 
schränkung der Gewerbefreiheit, insbesondere in der Kiclitung, 
die fremden Esnflente Tom Handel im Lande anfier den Jahrmärkten 
anszosehlieBeni). 

Wiedemm reichte am 27. Afuril 1818 der Berliner Stadtrat Dracke 
einen ausführlich dordigearbeiteten An^tz beun Könige ein, m dem 
er seine Erfahrungen über den Vorzug einer geregelten Gewerbe- 
verfaspung und über die X;ichteile einer allgemeinen Gewerbefreiheit 
darlegte*); er verfolge hierbt.'i die Tendenz, dem Vaterlande treu er- 
gebene Börger zu bilden, die Jugend gehörig zu erziehen, Geschick- 
liclikeii, lieiü, Gehorsam, Religiosität sowie strenge Rechtlichkeit zu 
bfliOrdem, den Bürgern Erhaltung des Eigentoms durch SichersteUung 
des erlernten Geweites nnd dem Staate fsate, gern gezahlte Abgaben 
zu gewährleisten. 

Sehr instruktiv ist in dieser Hinsicht auch die Schilderung der 
Zustände in Preußen nach Einführung der Gewerbefreiheit durch einen 
Alltor, den Froihcrrn v. TTl m e n s t e i n der die ganze Reform mit 
orlel)t hat. Wir reproduzieren daiier im Nachstehenden einiges aus 
den Auäführungeu dieses Schriftstellers: 

,Jn den östlichen Provinzen des preußischen Staates wurden die 
Zünfte gar nicht ani^oben, als die Staataverwaltung die Gewerbe- 



1) Kohrscheidt, a. a. 0. S. 56^j. 

2) Rohrscheidt, a. a. 0. S. 564—576. 

3) V. Ulm^nttein: Die pmafiiioiie Stidteordaaiig nsw^ Barlin 1889, S. 970. 
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freflieit ausprach; sie bestehen noch und haben gerade durch ihr Be- 
stehen der gnten Sache der Gewerbefreiheit sehr geschadet; sie Oben 
eine sein aro&e Gewalt über diejenigen Handwerlter aus, die, ohne 
ihnen beizutreten, ein Gewerbe ausüben wollen . . . Die sogenannten 
Pfuscher, deren Zurückgehen und Verarmen gewöhnlich als 
ein Beweis gegen die Freiheit der Gewerbe angeführt wird, 
Bind h&nfig durch den Zunftgeist unterdrfiekte Handwerker.** 
„Gerade In den westliehen Provouen Plfenfiens ivar früher teils 
gar kein, teils ein sehr gemilderter Zunftzwang voriianden, and eben 
diese FVeiheät des Gewertws bat so wesentlicb zu der gewerblieben 
Aufnahme der Grafschsft Hark nnd des eigentlichen Grofiherzogtums 
Berg beigetragen, daß man sehr wohl diejenigen Bezirke, in denen die 
meiste Gewerbefreiheit anzutreffen war, an ihrer industriellen Betrieb- 
samkeit and der VorzQglicbkeit ihrer Gewerbeerzeagnisse erkennen 
konnte.** * 

Zwar fanden alle diese Aaliäiiger der alten Gewerbeverfassung und 
die Befürworter ihrer Wiedereinführung, so lange Hardenberg lebte, 
dnicb Ihn keine Eimutigung; aber bald nach sefnem Tode venniBte 
man dentlicli die Sicherheit seines Auftretens gegenüber allen rück- 
läufigen Bewegungen. So richtete kurz nach Hardenbergs Tode, am 
27. Nov. 1822, ein gewisser Berthold, Stadtverordneter und Gewerbe- 
treibender in Berlin, an den Staatsmini!=ter von Voß eine Eingabe, in * 
der er offen eingestand, daß die Hoffnungen des gewerbetreibenden 
Publikums nunmehr neu belebt wären, und daß man wieder an ein 
Besßerwerden glaube. Die Gewerbefreiheit sei ein fortwährender 
Beschwerdeznstand für das PnbUkam gewesen, ein Anlafi zum 
Klagen fiber die daraus entsprungenen Leiden; sie habe tief in 
den phjrsiscben Wohlstand eingegriften, da die Mehrzahl der jlhigeren 
Krifte sich selbständig versucht und so die fiteren Bürger in Nahrnngs- 
Borgen und endlich in gänzliche Verarmung gestürzt hätte. Desw^n 
müßten die alten Gewerbegesetze beibehalten werden ■). 

Charakteristisch dafür, welche Ä?i(ierimn;fn man später an dem 
durch die Reform des Jahres 1810 geschaffenen Zustande verlangte, ist 
ein an die Minister des Innern und für Handel eingereichter Bericht 
des Berliner Magistrats vom 27. Juli 1832. Hier wurden namentlich 
Forderungen zur Hebung und Sicherung des Lehrlings wesens gestellt und 
zugleich verlangt, daß der selbständige Gewerbebetrieb nur nach 
vorheriger Prüfung und Nachweisung der erforderHehen Ge- 
schicklichkeit nnd Fertigkeit begonnen werden kflnne^ 



n Rohrscheidt, a. a. 0. S. 577— 67& Über dn GntMfaton der Depatierten 
auR Schlesien, Sachsen und den RfaeinproTinien betr. Betdufakiing dir Gewerbe- 
freiheit. Vgl. RohrBcbeidt, a. a. 0. S. 582. 

2) Rohrteheidt, «. a. 0. 8. 083—584. 
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Die vielfachen Etablissemonts der neueren Zeit, deren Leiter 
nicht genügende Fähigkeit besuJÖen, seien eine Hauptursache der baldigen 
Verarmung der mittellosen Gewerbetreibenden. 

Alle Gewerbetreibenden einer Klasse mfißten ineder in eine den 
Zfinften Sbnliehe Veibindmig gasem werden, nnd der Eintritt in dieae 
Verbindung mfifit» ihnen glefchfalla zur Bedingung gemacht werdeo. 
Schliefilich bat man noch um Beschleunigung der neuen Gewerbe- 
ordnung, da besonders die Residenz Berlin anter den Folgen der bis- 
herigen Gewerbefreiheit litte 

In einem späteren Schreiben an den Polizeipräsidenten vom 
18. Mai 1832 erklärte der Berliner Magistrat, daß er ermittelt hätte, 
daß aliein in der zweiten Hälfte des Jahres 1829 bei 613 Bürgern die 
Zablungsmodalitftten hätten legnliert werden mfiasen, was ein Beweis 
fttr die große Zahl der dnreh die Gewerbefreiheit verarmten 
B Arger sei Auch in einem Schreiben vom 3. Juli 1833 berichtete 
der Berliner Kbgistrat an die Sünister des Innern und für Handel, 
indem er von neuem einen Zusammenschluß der Gewerbe wünschte, 
um das leichtsinnige Unternehmen ein^R selbständigen Betriebes zu 
verhindern. Wer sich einmal dem Handwerkerstande widme, müsse 
sich auch dafür ausbilden, und es wäre weder eine Beschränkung der 
Gewerbeireiheit noch der natürlichen Freiheit, wenn die Obrigkeit erst 
Proben der erleniten FShig^ten sehen wolle, bevor sie eüie selbst- 
stSndige Ansabnng derselben gestatte 0- 

Dieselben Widerstände der Handwerkerkreise zeigten sich nach 
dem Erlasse der preußischen Gewerbeordnung vom 17. Januar 
1845, obwohl diese den Gegnern der absoluten Gewerbrfreihoit viel 
mehr entgegen kam als das Edikt von 1810. Aber trotzdem ging sie 
den Vertretern des alten Handwerks nicht weit genug'). 

Die ehrsamen Handwerksmeister aus den 40er Jahren des 19. 
Jahrhunderts schrieben die Erisis, in der sich damals das Handwerk 
bebnd, dnzig und allein der Gewerbefreiheit zu, wihrend tatsiddieh 
ganz andere Umstände, wie die Entwicklung des Verkehrswesens, 
die ständige Vergrößerung vieler Betriebe, das Aufkommen 
der Technik und der Industrie, die Verschiebung und Erweite- 
rung der Märkte, der Aufschwung des Handels und die Ent- 
wicklung des Kapitalismus, daran schuld waren. Auch unter den 
Handwerkerü führte das Jahr 1848 zu einer großen Erregung, und so 
erhoben sie in großem Umfange Klagen über die Not, in der sie sich 
befanden. 

Diese Klagen fanden merst in dem offenen Sendsehreiben der 
22 Leipsiger Innungen am 82. April 1848 ihren Ausdrudc. Die enez^ 

1) Rohrscheidt, a. 0. S. 580—586. 

2) Roehl: Beiträge sar preoBiachen HaodirarkerpoUtik vom allgemeinmi 
Ludredita bis mr ällgamiM Oewnbeordnwig von 1846, Loipiig 1900^ 3. 27311. 
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gischen T'roteBte gegen die Gewerhefreiheit fanden ihre Fortsetzung in 
dem Voikongresse der deutscheu Handwerker von 2. — 6. Juni 1848 in 
Hamburg und traten vor allem in dem Handwerkerparlament zu Frank- 
furt a. 11 am 15. Juli 1848 hervor. 

Jlan stellte flbertriebene, zum Teil iiiiveriiftnftige 
Fordernngen, verlangte örtliche Beschränkung der Heister- 
zahl, Verbot desHansierhandelsinitHandwerksprodnkten, 
Verbot der Assoziation mit Nicht-Innungsgenossen. Nicht 
dieFabriken, sondern lediglich Zunft meistersoIltcnHand- 
werksarbeit fertigen dürfen. Man verlangte Untersagung 
des gleichzeitigen Betriebes mehrerer Gewerbe; nur Zunft- 
meister sollten zum Kleinhandel mit Hand werkswaren be- 
rechtigt sein. Ebenso wünschte man die ausschließliche 
Beschrftnknng der Gewerbe aof die Städte. 

Niemand sollte mehr als zwei Lehrlinge halten. Die 
Fabriken sollten sngnnsten des Handwerks besteuert and 
die Grenze der Arbeitsgebiete zwisehen Fabrik and Hand- 
werk festgestellt werden." 

»,An die preußische Nationalversammlung kamen aus 
allen Landesteilen Petitionen der Handwerker um Ab- 
änderung der Gewerbeordnung im Sinne eines ZurOck- 
greifens auf die alte Zunf tverfassnng. Diese Versammlung 
nahm die Angelegenheit auch in die Hand, vrurde aber an der Be- 
endigung ihrer Arbetten durch die Aoflteong gehindert" 0 

Oberall regte sich fiberhanpt der Widersprach der Handwerker 
gegen die Bestimmongen der preoßiscfafln Gewerbeordnung von 1845*). 

So faßte ein Schneiderkongreß, der vom 20. Juli 1848 ab in 
Frankfurt a. M. tagte, sogar den tollen EntKhluß, daß die Fordertmgen 
der Schneider ein unbedingtes Vorzugsrecht haben müßten "^i. Man 
verlangte eine Gewerbeordnung, die Deutschland nach und nach wieder 
in die finsteren Zunftepochen des 17. und 18. Jahrhunderts hätte zurück- 
dräugen müssen. Zahh-eiche Petitionen aus allen Teilen Deutschlands 
stiinmteu diesen Beschlüssen bei Einsichtslos beklagten sich die 
Handwerker Aber die Maeht des Kapitals, Über das Maschinen" 
und Fabrikwesen, über die Eonkurrenz der Kauflente, und 
sie forderten Geschftftsgrenzen, die den Umfang» in dem jedes 
Gewerbebetrieben und das Kapital, das darin angelegt werden 
durfte, sowie die Zahl der Arbeiter, die darauf zu verwenden 
aei, einer gesetzlichen Bestimmung unterwerfen sollten. 



1) Ronhl n. n. S. '}7:^ff 

2) K&heres hierüber bei Könne: Die GeverbepoUzei des preufiiachen Staate«, 
Bd. It BreflUa 1851, 8. 19—22. 

3) Mateher: Da* deottohe Geverbevem mr^ Pendam 1866^ a bl^ft 
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In eklatantem Gegensätze zu den Äußerungen dieser noch in 
sOnMeriadMo Aaadaiamkgioa bebugfloen Hmdwerlnr Btuiden dagegen 
die Rheinpt&lzer als Bewolmer mnm wirfsehafldieh TorgwdtritteiMreQ 

I^desteils ; denn allai jenen reaktionären Anträgen gegeofiber erklftrtoi 
diese, daß die ganze Rheinpfalz sich wie ein Mann gegen jeden Ver- 
such, die Gewerbefreiheit zu beschränken, erheben wfirde. 

Es kann in der Tat nun freihcli nicht bestritten werden, daß 
durch all' die neuen Erfindungen, an denen das 17. und 18. Jahrhundert 
so außerordentlich reich war, und vor allem durch die Benutzung der 
ElementarkrSfte zu Zwecken der Industrie, gewisse vermeintliche Privi- 
legien des Handwerkerstandes stark beeintriäitigt oder ganz genomnHn 
waren; denn bis jetzt hatte tBeaer Staad sieh auaadiUefilich Ülr be^ 
reehtigt gehalten, die menschliche Gesellschaft mit Gewerbeprodukten 
zu versorgen, und nun mußte er sehen, wie mit dem technischen und 
wirtschaftlichen FoitBcbritte eine Arbeit nach der anderen ihm entr 
wunden wurde. 

„Aber", so führt Mascher aus, „ein Unglück war das bei 
der Dehnbarkeit der menschlichen Büdüriuiäse und der sich 
darbietenden Gelegenheit, anf andere nnd lolinendere Weise 
sieh Arbeit zn Tersehaffen, nicht Denn, je mehr der Mensch die 
Natnrkräfte in seinen Dienst niinnt, je mebr diese ihm die mechanische 
Arbeit abnehmen oder erleichtem, desto metir ist er imstande, seine 
Tätigkeit kunstvolleren Industriezweigen zuzuwenden. De<?halb 
denkt heute niemand mehr daran, es als ein Unglück zu betrachten, 
daß ein Güterzug der Eisenbahn die Arbeit von Tausenden 
von Pferden und Hunderten von Fuhrleuten auf der Land- 
straße überflüssig macht . . . Niemand denkt femer daran, es ftlr 
einen NaditeOzn halten, wenn die S&e-» Mäh- nnd Dresehmasehinen 
dem Landwirt die Arbeit ersparen oder erleichtern; . . . denn 
nicht die Arbeit und nicht das Bedürfnis an sich bilden das 
menschliche Glück, vielmehr erblüht dasselbe nur insofern, als 
die Arbeit die Mittel zur Befriefligunjs: der Bedürfnisse gewährt, 
und diese Befriedigung dem Menschen einen Genuß ver- 
schafft. . . . Diese Befriedigimg vermögen jedocli die Zünfte in der 
iieutigen Zeit nicht mehr zu gewähren, weil sie aulierstande sind, den 
gegenwärtigen Bedürfnissen der Menschheit zu genügen, wie schon 
Goethe es so treffend ausdrückt, wenn er sagt: 

„Nichts Bessres sie erfinden könnten, 
Als wenn die Lidite ohne Putze brennen.** 

Xreüeud schildert Maseber') das Gebalireu der Züuitler gegen 
die dnrch die Gewerbefrsiheit ermOgliehte nnd geförderte F^riktltiigkeit 

1) ft. a. 0. S. 517 ff. 

2) ft. a. 0. S. Ö20ff. 
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(den „Großgewerbebetrieb"), und treffend legt er den rntcrschicd zwischen 
eoglisdier und deutsciier Denkart in jener Epoche dar, wenn er schreibt: 

^icht nur die Erfindung, sondern auch die Vervoll- 
kommnung der Dampfmaschinen verdanktman den Engländern, 
weil dort Gewerbefreiheit herrschte, wfthrend in Deutfichland 
das finsterste Znnfttnm das Denken, die Erfindungsgabe, die 
Tätigkeit und den Wohlstand in den Fesseln eiserner Kneeht- 
sehaft gefangen hielt"*). 

Äußerst prfica^ant zeidinet uns auch Roehl«) in knappen Zügen 
den Stand der zünftlerischen Bewegung am Ende der 40er und am 
Beginn der öüer Jahre in Deutschland, aJso der Zeit, in der der große 
wirtschaftliche Aufschwung Deutschiauds em^^etzte: 

„Die ESofUerisdie viat ebbte erat wieder seit der lütte der oOer 
Jahre aUnUQiUch ab. Die znnftfrenndliche Gesetzgebung, die 
dem Handwerke für den Angenbliek half, indem sie ihm die 
Konkurrenz mit dem Großbetriebe erleichterte, konnte die 
gewerbliche und industrielle Entwicklung nicht zum Still- 
stande bringen. Unter den guten Konjunkturen seit der zweiten 
Hälfte der 50er Jahre, bei dem Aufschwünge der Maschinen- 
technik, bei der Entwicklung des Eisenbahnbaues usw. ent- 
stand der Großbetrieb, das Magazinwesen, kurz die modernen 
indnstriellen nnd kommerziellen Betriebsfonnen. IKeser Entwiddnng 
mnfite die Geselzgebnng Rechnung trsgen.** 

Im nächsten Abschnitte werden wir nun gmiauer untersuchen, in 
welcher Form dieser Kampf der Zünftler gegen die Gewerbefreiheit, 
den Großbetneh nnd das Kapital überhaupt, insbesondere das mobile, 
sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts entwickelte, d. h. wir 
werden nun die Entwicklung, den gegenwäitii^en StJind und das Wesen 
der sogenannten Mittelstandsbewegung kurz darzustellen haben. 

C Der Kampf gegen die Großbetriebe (Mitteistandsiwlitik). 

Haben wir in den obigen Ausführungen untersucht und feststellen 
können, wie seit den Zeiten des Altertums gegen jeden teehnischen 
und wirtschaftlichen Fortachritt sogleich sich Widerstände erholten, die 
nicht selten dazu geführt haben, die Nutzbarmachung dieser Fortochritte 
für das Wirtschaftsleben aufzuhalten, so können wir in der Gegenwart 
beobachten, wie das Kapital, besonders das mobÜe, femer der Grofi- 
betrieb, dieses Charakteristiknm der modernen Volkswirtschalt, auf 
vielen Gddeten, und zwar besonders in einzelnen Industriezweigen 
und im Detailhandel bekämpft werden. Diese Bekämpfung des 
Kapitals und der Großbetriebe ist das Programm der Tersduedenen 

1) a. a. 0. S. 523. 




Digitized by Google 



- 90 — 



MittelstandsvereiniguQgen, wie sie sich in DeutschlaDd im letzten De- 
zenninm gobildot habtn. Auf diMe MittelsUndsbewegung im all- 
gemeinen mflssen wir daher nodi etwas nSher eingeliea, bevor wir uns 
dann ihren einnelnen Fordernngen zuwenden^). 

I. Die deutsche lOttelatwidabewesnng In geaehlektMeherBatwieUiug*)» 

Von einer Iffittelstandsbewegang, die sich gegen die charakteristischen 
Momente der neuen Volkswirtsdiaft, nindich die Gewerbefreiheit, 

das Kapital und den Großbetrieb richtet und statt ihrer eine 
Rückkehr zu der alten züiif tierischen Ordnung im vermeintlichen Inter- 
esse der durch die neuzeitlicbn Entwicklung bedrohten Handwerksmeister 
und der sonstigen Kleingewerbetreibenden fordert, Läßt sich in Deutsch- 
land — abgesehen von der noch Siteren Handwerkerbewegung — wohl 
erst seit dem Jahre 1848 sprechen. 

Hauptträger dieser Bewegung waren „ein Teil jener Handwerker, 
die auf dem Ruhekissen der Zunf^rinlegien und Monopole ein be- 
quemes und sorgenloses Dasein gefOlut hatten und mit dem neuen ge- 
werblichen Zustande, der die Anspannung aller KrAfte vetlangte, sich 
nidlt befreunden konnten" 

Schon bereits oben hatten wir die verschiedenen Petitionen der 
IlainhvPfkor- und sonstigen Or^misationen, die eine Beschränkung. l>z\v. 
völlige Beseitigung der Gewerbefreiheit verlangten, erwähnt und auch 
einige Proben von ihrem Inhalte gegeben. Au! Grand dieser Petitionen 
berief das preufiische Ministerium im Jahre 1849 eine Konferenz Ton 
Delegierten des GeweriMstandee zur Beratung der HandwerkerfordemngSD 
ein; das Resultat dieser Konferenz waren die beiden Verordnungen betr. 
die Gewerbereform vom 9. Febr. 1849, die den Handwerkerforderungen 
zwar sehr weit entgegenJcamen, sich aber in der Praxis nicht mehr 
durchführen ließen. 

Ebensowenig vermochte der im Jahre 1862 in Weimar zur Be- 
kämpfung der Gewerbefreiheit gegründete „Deutsche Handwerkerbund" 
etwas gegen die immer mehr zunehmende Indnatrialiaierang und Kapi- 
talisierung Deutschlands zu erreichen. 

Ein 1873 in Leipzig gegründeter „Verein selbständiger Handwerker 
und Fabrikanten", aus dem sich die „Deutsche Handwerker- und Ge- 
werbepartei" entwickelte, bezweckte eine Organisation des Handwerks 
zur Heform dor Gewerbeordnung, ohne jedoch sein Ziel zu erreichen. 

Da!2;oi;en erwies sich der Deutsche Reichstag den Forderungen 
der Handwerker gegenüber g^ügiger, wie die handwerksfreundiichen 

1) Vgl. hientu bosonderH Wem icke: Kapitalismus usw., Jena 1907. S. 37511. 

2) Y^. Wer nicke: KApitaliRmus and MitteUtandspolitik, S. 375 ff. — 
Wernieke: Itt di« Hitl»l«taBdab«wegimg eine Ktdtmbewegung? (DMtidM Wirt- 
■ohaflBzeitunpr, 1909, S. 102—108.) 

3) Wernieke: KApitaliamu» tt»w.| S. 375. 
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Novellen znr Gewerbeordnung ans den Jahren 1881, 1884, 1887 und 

1897 beweisen. 

Im Jahre 1882 entstand der ..Allf,'emdne Ilandwerkerbund", der 
die extreme Richtung vertrat, im Jahre lbö4 der ,.Zentraiausschuß ver- 
einigter iüuungbverbäiide" mit gemäßigterer Richtung, 1891 der Verband 
Deatscher Geirorbdvweine** auf freiheitlicherer Grundlage und im Jahre 
1895 ans HandwerirariEreiseii eine eigene Hittelstandspartei, die aber 
aneh nicht znr Entbltong irgendwelcher Tätigkeit gelangte. 

Nachdem man sich in den totsten Jahren in Handwerkerkreiaen 

vergeblich mit der Frage der Gründung einer eigenen Mittelstands- 
partei beschäftigt hatte, die aber von verschiedenen Handwerkerorgani- 
sationen ahcrelehnt wurde, gelangte man endlich am 20. Nov. 1904 zur 
Gründung emer ,.Allgemeiueu Deutschen Mittelstandsvereimgung"' mit 

dem Sitze in Hannover. 

A!« gegen Fn le der 80er Jahre die Konsumvereine an Bedeutung 
zunahmen und i^icii größere Detailgeschäfte entwickelten, setzte eine 
Bewegung aus Detaillistenkreisen unter Leitung des Senators Schuke- 
Gifhorn ein, die sich znnicbst gegen dto Konsumvereine und Offizier- 
nnd Beamten warenhinser nnd seit Mitte der 90 er Jahre anch gegen 
die anderen Warenhäuser richtete; sie nannte sich „Zentralvorsfiuid 
kaufmännischer Verbände und Vereine Deutschlands'', später ^Zentral- 
verband Deutscher Kaufleute" in Leipzig. Die von die=pr Organisation 
zuerst ausgesprochene Forderung einer Umsatzsteuer für Konsum- 
vereine und Warenhäuser wurde dann von konservativen Polifikern 
aufgegriffen, die im Bayerisciieu, Sächsischen und PreuBischen Landtage 
Anträge anSf Sonderbe^tenernng der Konsumverehie nnd Warenhäuser 
einbraditen. 

Die vom Zwischenhandel ausgegangene Ifittelstsndsbewegang, die 

sich vornehmlich gegen Konsumvereine und Warenhäuser richtete, fsfite 
seit dem Jahre 1897 auch in Berlin FuB und geriet hier unter die 
Leitung des im Jahre 1910 verstorbenen Kommerzienrats Lissaner. 

Der „Zentralverband Deutscher Kaufleute** erweiterte später, um 
auch den Handwerkern den Beitritt zu diesem Verbände zu erronglichen, 
seinen Namen in „Zentralverband Deutscher Kaufleute und Gewerbe- 
treibender"; als Konknrrenz^'erband wurde dann gegen ihn im Jahre 
1899 der ., Deutsche Bund für Handel und Gewerbe" in Leipzig gegründet 

Im Herbst 1904 wurde von dem Berliner „Bund der Handel- 
nnd Gewerbetreibenden" eine Konferenz preuBischer Verbände und ' 
Vereine veo Handel- nnd OeweibeMhendeii zosammenbemfsn, anf 
der mio Bescfalttsse gegen die Warenhäuser nnd Konsnmvereme fißte 
nnd die Grfindimg einer dentseben llitlelBtandspartsi anregte. 

Die in demselben Jahre gegründete HDentsche Mittelstandsvereini- 
gnng**, von der bereits oben die Bede war, wollte alle Kreise des 
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MittelstaDdes in sich Tereinigen, auch die Phvatbeamten und AngesteUten 
in Handel und Industrie. 

Die 1906 gegrttndete „Bayerische Mittelstandspartei** in 
Mflnehen ist inzwisdien irieder eingegangen. Die im Jahre 1906 be- 
gründete „Sächsische Mittelstandsvereinignug** ist selbständig 
geblieben. Die ^Deutsche Mittelstandsvereinigung", die vor- 
wiegend an? Handwerkern bestand, suchte, um politischen Einfluß zu 
gewinnen, Fühlung mit dem „Bund der Landwirte" nnd strebte danach, 
gemeinsam mit diesem Vertreter der agrarischen Forderungen in die 
Parlamenle zu bringen. Wie wir weiter unten sehen werden, hat 
^eeer ZusammenBcliIufi jedoch neuerdings anlifilidi der Rddufiiiaiiz- 
reform einen argen Riß erhalten. 

Daneben bestehen noch veradiiedene Handwerkerbflnde, die 
znm Teil provinzieller Natu* Sind, 80 z. B. der rheinische, der west- 
fälische und dnr schlesische, zum Teil aber auch sich über ganz Deutsch- 
land erstrecken oder wenigstens erptrecken möchten. Zu letzteren ge- 
hört der „Bund der Handwerker" des Schneidermeisters Voigt in 
Friedenau, der ab und zu bei den Wahlen von sich reden macht, sonst 
aber ohne Bedeutung ist, und femer der „Deutsche Handwerker- 
Bund ^ der seinen Sitz in Lflneburg hat. 

Die Deutsche Mittels tan dsvereinfgung stellte in ihrer General- 
yersammlung im November 1904 ein umfangreiches Programm zur Ver- 
besserung der Lage des Mittelstandes auf, 6bs auf der zweiten General- 
versammlung der deutschen Mittelstaudsvereinigung am ä. — 5. September 
1905 in Frankfurt a. M. revidiert wurde. 

Der Sächsische Mittelstandstag gab sich am Autj:ust 1905 
ein Prograiiini, dessen erster Paragrapli eine Bekämpfung der Aus- 
wfiebse des großkapita]istiselifi& Betriebes im Handel und Gewerbe ver- 
langte, wShrend im zweiten Paragraph Schutz gegen die Terderblicben 
Wirkungen der Warenhftuser und Konsumvereine gefordert wurde. 

Auch der Württembergische Bund für Handel und Ge- 
werbe veröffentlichte im Jahre lOOß zur Landtagswahl einen Aufruf, 
worin die Mitglieder aufgefordert wurden, nur solche Kandidaten zu 
unterstützen, die für bestimmte mittelständlerische Forderungen emträten. 

Diese wirtschaftspohtischen Fordeningen zu erheben, fahren die 
Mittelstandborganisationen bis auf die unmittelbare Gegenwart fort^ 
wenngleich sich in ihrem Bestände inzwischen mannigfache Änderungen 
?oUzogen haben. So hat sich im Jahre 1908 in der deutschen Mittei- 
standsbewegnng die DQsseldorfer Richtung von der Berliner ge- 
trennt und will nun selbständig vorgehen. Sie will nur die Interessen 
des alten, d. h. des kleingewerblichen Mittelstandes, in erster Linie 
auf dem Wege der Selbsthilfe, fördern und sich von jec^licher Politik 
fern halten, währemi die Berliner Mittelstandsvereinigung ebenso 
wie auch die sächsische den alten und den neuen Mittelstand zusammen- 
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schließen und sich politiseh bet&tigm woUta sowie ia erster Unie 
Staatshiife verlangte. 

Auch die Stellungnahme der verschie^Ienen Mittelstandsorgani- 
sationenzu dem „Hansabund fflr Gewerbe, Handel und Industrie'', 
der am 12. Juni 1909 in Berlin gegründet wurde, ist äuSerst symi)to- 
matisch iür die \ eränderuiigeu, die sich inzwischen in der Politik der 
MittelstuidsorganiBatknieii, besonderB in der der ^Deutschen Mittel- 
BtandBTereioigimg'N ToUsEogen haben. Wtiurend Dinükli alle MittelBtanda- 
▼eromigimgeD dem Hansabund gegenüber, der seinem Wesen nach doch 
nnr für eine fortochrittliche Mittelstandspolitik in Frage kommen kann, 
zunächst eine ablehnende oder mindestens abwartende Stellung ein- 
nahmen, hat sich diese Haltung» schon vielfacJi in eine wohlwollende 
umgewandelt So empfahl H. der Abgeordnete Kahardt, der Führer 
der Deutschen 5iittelstandsvereinigung, wiederholt auf Mittelstands- 
tagungen den Korporationen den Beitritt zum Hansabunde, damit sie in 
dieeem die Interessen dee Mittelstandes wirksam Tertrelen konnten. 

Auch in ihrer Stellung zur jüngsten Reichsfinanzreform dilfo- 
rieren die versdiiedenen lüttelstsndsorganisatioDen; wShreod nflmlidi 
einige — so die thflringisdie ond Breslaner — in Gemeinschaft mit 
dem Bund der I^ndwirte und der konservativen Partei die Nachlaß- 
steuer als eine angeblich gegen die Heiligkeit der deutschen Familie 
verstoßende Stcnpr bekämpfton, tmton andorp Mittelstandsverbände, so 
besonders die Anhängerschaft des Abgeordneten Rahardt, gemeinsam 
mit den Liberalen, gerade im Interesse des Mittelstandes, für jene 
Steuer ein. 

So bekämpfen sich die einzelnen Gruppen des Mittelstandes, dessen 
Interessen angeblich identisdi sein sollen, nnd dw nach froheren 
Wtlnsdien der Mittdstandsparteien die gleiche reaktionire Wirt- 
schaftspolitik als Mittel stand spolitik im Verein mit dem Bund 
der Landwirte und der konsttfatiYen Partei treiben sollte, während 
doch in Wirklichkeit die Interessen der meisten den Mittdstand bildende 
Bevölkerungsgruppen auf den Fortschritt hinweisen. 

Der Nährboden der nenen Mittelf^tandsberufe, wie auch der ganzen 
modernen Entwicklung, ist die Technik, das Kapital und der Groß- 
betrieb. 

Der neue Mittelstand muü daher, wofern er seine eigenen Inter- 
essen versteht, für die möglichste Entwicklung von Technik, Kapital 
und Großbetrieb, seiner eigenen Nährmutter, eintreten. 

Der neue Mittelstand hat ferner ein naturgemäßes und lebhaftes 
Ihteresae an aDen Ehuiefatnngen, welche «nf die Veri>flUgung der Preise 
nnd Ifielen abiielen, so der Bangeneesensdiaften, der KonsomTereine 
und WarenhSnser, während er in dem HochschutzzoU^tem, besonders 
den AgranOileo, einen Haaptgnmd für die PreisYertenerong nnd Er* 
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schwerung seiner Existenz zn erblicken hat und daher diese Politik 
nicht unterstützen kann, vielmehr sie bekämpfeü muß. 

Aber auch im alten Mittelstande bricht sich allmählich immer mehr 
die ErkenntniB Bahn, daß anch das EleiDgewerbe fortschreiten nnd 
sich fortentwickeln muß. Wir haben demnadi anch im alten Hittel- 
stande einen fortschreitenden Teil neben dem stehenbleibenden Teil zu 
unterscheiden. Der totsebreitende Teil des alten Mittelstandes besteht 
aus denjenigen kleineren und mittleren Gewerbetreibencion, (lie sich d^n 
neuen Verhältnissen, was Technik, modernen kaufmännisciien Betrieb 
und die Kredite erhältnisse betrifft, anzupassen verstehen. Dieser fort- 
schreitende Teil des gewerblichen lilittelstandes findet seine Organisation 
besonders in den Handworks^ nnd Gtowerbekammem, wie auch in den 
Oewerberereinen mid manchen DetaUhstenvereiniguugen. Der Deutsdie 
Handwerks- nnd Gewerbekammertag hat sieh immer mehr auf den 
Boden der Selbsthilfe, au! der allein ja aller wahre Fortschritt beruht, 
gestellt, und auch die Innungen und der aus der Zusammenfassung der 
Innungen bestehende Deutsche Innunfr^- und Handwerkertag zeigen 
neuerdings das Bestreben, sich den Fortschrittsideen des Deutschen 
Handwerks- und Gewerbckanimertages zu nähern. 

Nachdem wir nun die Mittelstandsbeweguiig im AllgemeiueD, in 
ihrem Entstehen nod ihrem gegenwirtigen Stande dargelegt haben, 
treten wir jetzt an die üntersnchnng einzelner von ihr geforderter 
gesetzgeberischer Hafiregeln heran, mit denen sie die Hittelstands- 
frage nach ihrem Sinne löSMi will Wir werden diese Forderung^ 
zunächst einlach rekapitnlieren und dann kritisch zu ihnen Stellung 
nehmen. 

II. Die einzelnen gegen den Grofibetrieb gerichteten Uittelstaads* 

fordernngen. 

1. Die Forderung einer Hflhlenumsatzsteuer^). 

Seit einer Reihe von Jahren ist seitens emer Anzahl dentBcherKlem- 

und MittelmflUer der Huf nach einer Mühlenumsatzsteuer laut ge- 
worden, die die bestehenden Grnßmnhlen in ihrer Produktion stark be- 
schränken, die Entstehung weiterer großer Mühlen verhindern und die 
kleinen und mittleren Betriebe dagegen fordern und schützen soll. Nach 
der Behauptung der Peteuten weibeu nämlich deren Mühlen so geringe 



1) Vgl. MeralMr tan nraeiter Znt tMeoodera Wemieke: Kapitalinmii und 

Mittelstandspolitik, .Jena 1907, 55. 470ff. — Gothein: Die VernKililiLrjt;>strTiPr für 
Mühlen und die progressive B«i>teuenmg der Großbetriebe. (Volkswirtechafiliche 
Zeitfrsjgen, Heft 23Ü— 2H1.) Berlin 1908. — Lother: Die technische und wirt- 
schaftliche Entwicklung der deutschen Großmühlen. (SchmoUers Staats- und pn:^ial- 
wissenschaftliche Forbchungen, Bd. XXIV), Leipzig 1909, S. 146—153. — Krüger: 
Zur Mflhlenumsatzsteuer. (Zeitschrift fftr Waren- und EaafhiiuOT 1909, Ko. 13, 
rm 1. Jidi 1909^ & 6a-6c) 
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Erträgnisse auf, daß ihnen ein Weiterarbeiten unter den gegenwärtigen 
Produktionsbedingungen als aussichtslos erscheint. Den Grund hierfür 
erblicken sie einzig in dem Bestehen der Großmfihlen, die sich nach 
ihrer Behauptung über jedes Maß und Ziel erweitert haben und immer 
noch vermehren; auch sollen diese Großmühien infolge gunstigerer 
Produktionsbedingungen «neu immer grOSeren Tdl des Vermahlnngs- 
qnantiuDs an sich reißen; sie eoUen eine gewaltige Überprodnkltoi 
henrorgenifen haben, so daß die Klein- und Mittelbetriebe in knner 
Zeit vemiehtet sein wOrdeo, wenn nicht seUeonige staatliche Hilfe 
komme. 

So forderte ein Vorschlag des Verbandes Deutscher Müller: 

1. 1% Steuer bei einer täglichen Vermahlung von 1 t; 

2. darüber wächst die Steuer wie das Quadrat der Vermahlungsmenge; 

3. die Tagesvermahlung ist zur Bestimmung der Jahresvermahlung 
mit dOO zn multiplizieren. 

Dieae gegenüber anderen VorschUlgen sdion stark erm&fiigtBn Stener- 
sStse sind so hoch g^iriffen, dafi z. B. eine Großmfihle von 60000 t 
Jahresvermahlung eine Steoersumme von jährlich etwa 83000 M auf- 
bringen müßte; diese Steuer soll nicht nur in guten Jahren, also in 
Berücksichtigung des Geschäftertrages, sondern als Vermahlungssteuer 
auch dann gezahlt werden, wenn die betreffende Mühle ohne Gewinn 
oder g&r mit Verlust arbeitet; sie soll also für den zu treffenden Groß- 
betrieb vernichtend wirken. 

In Bayern ist eine MUhlenmnsatzsteiier bekanntUeh schon auf 
Betreiben der llittelstandspolitiker geschaffen worden, die die Ver- 
mahlung mit einer Steuer von 6—00 Pfg. pro 1 t Getreide belegt; 
doch hat diese Steuer sich nicht bewährt; denn den kleinen 
Mühlen hat sie bisher nichts genützt und den Mittelmühlen 
in bezug auf die Konkurrenzfähigkeit mir geschadet. 

Sie hat hier nämlich als Einfuhr|)räniie ^^ewirkt, und die 
kleinen Mühlen kaufen das zur Verbesserung ihrer Produkte 
nötige, auä au£>laudibciiem Getreide hergestellte Mehl von den nicht 
iM^erischen Mflhien. Die Steuer hat sich in Bayern sogar derart als 
nnzweckniftBig erwiesen, daß sie vereüizelt suspendiert wird md ihre 
Veranlagung wieder wie frllber nach dem Ertrage des üntemehmeos 
geschieht'). 

Aber trotz dieses Mißerfolges in Bayern rohen die Klein- und 

Mitrclmüllcr nicht in ihrer Agitation auf Schaffung einer reichsgesety.- 
hchen Miihlenumsatzsteuer, und die Hilfe gewisser politi^^rhcr Parteien 
ist ihnen hierbei auch nicht versagt geblieben. So haben neuerdmgb 
die im „Verbände Deutscher Müller*' und au „Müllerbunde" organisierten 
Midier die Unterstützung der Konservativen, der wirtschaftlichen Ver- 



1) 8o M der LndwigMMMr Waltmahl«; vgl hiertber Ootbeio, a. a. 0. SL 45. 
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eimgung, des Zentrums, eines Teils der Freikonservativen und sogar 
auch der Natiuualliberalen für ihre Bestrebungen gewonnen und erst 
jüngst wieder — in der Se&sionsperiode 190S/(^ des lieichstages — 
}uüa die Konsenratireii, Aotisemiteii mid das Zontnim sieb nur im 
Wordiot uDtendieideiidd Antrtge eiogebracht, die ißMaoM^ eine 
Iirograaatve Umsatzsteuer fOr Mühlenbetriebe verlangen, nachdem bereits 
im vorigen Reichstage die Steuerlionimission eine Resolution in gleichem 
Sinne beschlossen hatte, die nnr ans Zeitmangel nicht zur Beratang im 
Plenum gelangte. 

Vor dem Forum des deutschen Reichstages wurde die Frage 
einer Mühlenumsatzsteuer wieder am 6. Mai 1909 bei Gelegenheit der 
Beratung des Antrages Speck (Zentrom) auf Einführung einer Staffel- 
lOnnigen fjmsatzsteoer für GroßmflUen veriiandelt Dieser Antng 
forderte eine Voriage, die för größere Ifflbkn zum Sehntie der Ueineren 
und mittleren, nnabliängig von der einzel staatlichen Besteaenmg, eine 
Beichssteuer einführt, die das jlUirJidie Vermahlongsqnantom ndt 
einer steigenden Abgabe belegt 

Einen ähnlichen Autrag verteidigte der Abgeordnete Dr. Roesicke. 

Auch der nationallibcrale Abgeordnete Neuner plaidierte für ein 
Eingreifen des Reichs zugunaten der deutschen Binnenmühlen. 

Ein BegienmgsverMer erUtrte, dafi die Regierung zom Antrage 
Speck noch Jceine SteUnng genommen habe, und der bayetisdie Bondee- 
ratsbevoUrnftclitigte spradi sich dahin aus, dafi, wenn es mOf^ sein 
sollte, durch eine Reichssteuer dem Mittelstande im Mühlengewerbe zu 
iielfen, ohne in das Etatsrecht der Einzelstaaten einzugreifen, die 
bayerisclie ^t^natsregierung gegen eine solche Steuer nichts einzuwenden 
haben werde. 

Dagegen plaidierte der freisinnige Abgeordnete Kaempf aus ver- 
fassungsmässigen Bedenken und auch aus wirtschaftlichen Gründen 
gegen den Antrag Speck; denn dieser wolle einen Fortschritt 
der Technik besteuern, wogegen sich die freisinnige Partei 
wehre. Wftre der Herr Abgeordnete Speck konsequent, 
80 müßte er jeden Großbetrieb besteuern. Die Mühlen- 
Umsatzsteuer würde dem Mittelsten de eben so wenig helfen 
wie die Waren haussteucr es getan habe. Die freisinnige 
Partei lehne überhaupt jede Umsatzsteiierab. Eine Steuer 
dürfe immer nur den Ertrag treffen, niemals den Umsatz, 
der kein Beweis für einen Ertrag sei Xucb hfttten sich 
sftmtliche Handelskammern gegen eine Mfthlenamsatz- 
atener ausgesprochen, die nur das Brot verteuern wllrdei 

Die Beratung über diesen Antrag Speck wurde in der Beichs- 
tagssitzung vom 12. Mai 1909 fortgesetzt Hier spradi zunächst der 
Abgeordnete Molkenbuhr (Soz.), der diesen Antrag aus prinzipiellen 
Grfinden bekiUnptte; denn es wUrde eine Erdrosselung des 
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technischen Fortschritts bedeuten, wenn man diesen An trag 

annehmen würde. Der j^anze Antrag des A hf^eordneton 
Speck, sowie die Ausführungen von dessen Befürwortern 
seien überhaupt nur darauf zurückzuführen, daß man die 
Gewerbefreiheit, die erst den modernen Großbetrieb er- 
möglicht habe, als einen wirtschaftlichen Fortschritt be- 
kämpfe und möglichst beschränken wolle. Wie sollte es 
denn werden, wenn das Garn, anstatt mit der Spinnmaschine» 
wieder mit dem Spinnrade gesponnen, und das Zeug, statt 
auf dem Kraftstuhl, auf dem Handstuhl gewebt werden 
sollte, und wenn alles wieder zum Kleinbetriebe zurück- 
kehren sollte? 

Auf das allerentschiedenste bekämpfte dann noch der freisinnige 
Abgeordnete Gothein diese Anträge, weil die Bahn, die damit be- 
schritten werden könnte, als eine im höchsten Grade gelUiriiche er- 
scheine; denn was man heute gegenflber den MfiUen msche, könne 
man morgen gegenflber jedem anderen Gewerbebetriebe machen, und 
dabei würde man auf eine absdiflssige Bahn geraten. 

Nachdem dann noch verschiedene Redner teils fOr, teils gegen 
die Anträge Speck und Dr. Roesicke gesprochen hatten, wurden beide 
in der Abstimmung angenommen. 

Äußerst charakteristisch für die ganze Denkweise dieser fort- 
schrittsfeindlichen Kreise erscheinen uns die Darlegungen, mit denen 
der SQzuüderookratische Abgeordnete Binder die Anträge bekämpfte, 
und von denen wir daher hier einige wiedergeben wollen. 

Der Abgeordnete Binder erklärte also in der ReiGhstagssitznng 
vom 12. Mai 1909 u. a.: 

„Den Fortschritt aufzuhalten ist geradezu ein TTuding. Auf keinem 
(lel)iete ist der Fort>idiritt so weit, wie auf dem Gebiete der Müldpu- 
technik. In den letzten 20 Jahren hat sich eine Neuerung der anderen 
angeschlossen; eine hat die andere geradezu überholt. In Bayern hat 
man 1899 ein neues Steuergesetz geschaffen . . .; damals war eins 
der widerlichsten Dinge in diesem Gesetze die IfOhlennmsatzsteuer. 
Ifan sagte, die Mflhlen sollen nicht versteuert werden nscfa dem Er- 
trage, sondern nach dem Mahlquantum, und so ist eine Steuer ent- 
standen, die eigentlich als die Lex WalzmQhle in Bayern gegolten hat, 
weil nur eine ein/iL^o (Iroßmühle davon hetroflfen werden f?ollte. Mit 
der Mühlen unisatzsU!uer, die ja in Ravern in der Praxis schon be- 
standen hat, hat man ein mächtiges Fuisko gemacht . . 

„Kommt die Müldenumsatzsteuer, so werden aucli noch andere 
Umsatzsteuern kommen. Es ist nicht ausgeschlosseu , daü man ein- 
mal daraul kommt, Kohlen, Brot, Mflcfa, Butter u. dgi. zu besteuern, 
sozusagen eine Oeschäftsnmsatzsteuer ehizufOhren . . .; schon im Inter- 
esse der Konsumenten sollte msn gegen den Fortschritt nach keiner 

WMBick*, M»m§i vm 4m «tetodnfÜidMA FoftaAillt. 7 
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Richtung hin ankämpfen . . . Diese Steuer wäre eine Strafe für 
don Fleiß und Fortschritt und eine Belohnung für drn Rürk- 
schritt . . Die Wirkung der ganzen Umsatzsteuer wird sein eine 
Schädiguner des Inlandes, ein Vorteil ffir das Ausland . . .** 

Da nun aber die Kcichsregicrung diesem mittelständlerischcii Aiitiai,'ü 
auf Einfnhruug einer gostaffelteii Mflhlenamsatsstener nicht nSher getreten 
ist, verBQcheii die MittelstSiidler auf andere Weise den Grofibetiieb im 
Mflhlengewerbe zu bekfimpfen. So verlangte der Zentmmsabgeordnete 
Dr. Mayer (Kaufbeuren) in der Reichstagssitzung Tom 18. Februar 1910 
bei Beratung des Etats des Tleiclisamts des Innern von der Regierung 
diesbeztigliche Maßregeln, ohne daß ihm jedoch seitens des Regierungs- 
vertreters hier irgend etwas in Aussicht gestellt werden konnte. 

Damit dürfte, wenigstens im Reiche, das Projekt einer Müldeii- 
umsatzsteuer einstweilen wieder ad acta gelegt sein. In der Tat ist 
das Fandament der langjährigen Mflhle&nmsatzsteiifii^Agitatloii, nflmtich 
die immer wieder behanptete, aber noch immer nicht einwandsfrei nach- 
gewiesene Verringerung der Mühlenbetriebe und der angeblich 
unverhältnismäßig starke Rückgang der mittleren, kleinen und kleinsten 
Mnhien infolge der tatsächlich langsam, aber stetig zunehmenden Mühlen- 
großbetriebe, ein sehr unsicheres. 

Wie der Uegieruugsvertreter, Direktor Kühn, in der Reielistags- 
sitzung vom G. Mai 1909 mitteilte, betrug die Anzahl der Muiileu- 
betriebo in Deutsehland nadi den auf Veranlassung des Bekfaasdmtsamts 
durch die Regierungen der Einzelstaaten vorgenommenen Ftetstellangen: 

im Jahre 1885 60983 
^ „ 1905 45515 

Der Ruckgang betrug also in den 20 Jahren 1885- 1905 nur 
1033 7o- Nach der Betriebszftblung vom 12. Juni 1907 ergaben sich 
sogar 46189 Mrihlcnbctrichc. 

Nach der Berufs- und Gewerbezählung vom 14. Juni i89£>^) 
wurden nun überhaupt gezählt: 

Getreide-, Mahl- und Schälmühlen. Hauptbetriebe. 

1. Kleinl)etriel>e. 

Allein betriebe und Gehilfenbetiiebe mit bis 5 Persoueu: 
41938 Betriebe mit 78 855 Personen; 

2. Mittelbetriebe (6—50 Personen) 
2097 Betriebe mit 25393 Personen; 

3. GroBbetriebe (51 and m^ Personen) 
66 Betrieb e mit 6019 Personen 

zusammen 44101 Betriebe. Hierzu kommen noch 
8288 Nebenb etriebe 

zusammen 52888 Betriebe. 

iyitiitiBtik dw D«utMhm ReidieB, Bd. CXSB, S. 106^ Bd. CXIX, & 24. 
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Von den Hauptbetrieben waren 2r)9 Alleinbetriebe und 4;}842 Ge- 
hilfen bethebe. ^'on den Nebenbetrielicn waren 4'M) Alleinlictriebe 
uDil 7858 Gehilf« [il «'triebe. Zusammen t>89 Alleinbctriebc und 
61700 Gehilfenl»etriobe. 

Die Anzahl der beschäftigten Personen (einschließlich der Ge- 
scbäftBldter) der Hauptbetriebe betrag 109702. 

Nach der Berufszfihlung vom 12. Juni ld07>) ergibt sieb das 
folgende Bild: 

Es waren an Getreide«, Mahl- und Scb&lmflhlen vorhanden: 

Gewerbebetriebe flberhaapt 461S1I 
darunter Teilbetriebe 12176 
Hiervon waren Hauptbetriebe 37 905 
und Nebenbetriebe 8284 

Von den Hauptbetrieben waren Alleinbetriebe 383. Betriebe mit 
mehreren Personen oder mit Motoren 37522. 

Nach der Zahl der beschäftigten Personen waren vorhanden: 

Alleinbetriebe . . . T . . 383 

andere Betriebe 15 954 

Betriebe mit 2 Personen 1 1 cm (2:'> 204 Personen) 

„ 3 „ 4 917 (14 751 

„ 4—5 „ 2 922 (12585 

., 6-10 „ 1207 (8 983 

„ 11-20 „ 544 (7 921 

„ 21—50 „ 278 (8140 

„ 51—100 „ 75 (5157 

„ 101—200 ^ 17 (2332 

201-500 „ 6 (1 631 

Die Anzahl der Mfihlenbetriebe ist also von 1895—1907 von 
52389 auf 46189, d. h. also um 6200 (ll,83Vo) gesunken. 

Die Großbetriebe, d. h. die Betriebe mit 51 und mehr Per- 
sonen, beliefen sich im Jalire 1895 auf 

6§ mit 6,019 Personen 

und ün Jahre 1907 anf 

mit 9120 Personen. 



Die Anzahl der Grollbetriebe hat sich somit von 1895 bis 
1907 um 32 (d. h. um 48,48 7«) und die Anzahl der in ihnen beschäf- 
tigten Arbeiter um 3101 (d. h. nm 51,52 Vo) vermehrt (also nicht solche 
in^geheure Zunahme, wie sie von den Mahlennmsatzatenerpetenten be- 
hauptet wird). 



1) SiMbtik dM DvQtBdMn Reiches, Bd. CCXUI, Abt I, Heft 1, S. 18, 5€w 
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Wie verhält es sieb nun mit dem angeblich unverhältnismäßig 
starken Rflckgangc der mittleren, kleinen und kleinsten MQhlen? 
Wir beadirftnken nns hierbei auf die Hauptbetriebe. 
Nach der Berufe- und Gewerbezfthlung vom 14 Jnni 1895 waren 

vorhaiKlen: 

Kleinbetriebe, d. h. Alleinbetriebe und Geliilfenbetriebe mit bis 
5 Personen 41 938 mit 78855 Personen. 

Nach der Bei'ufszälüuug vom 12. Juni 1907 betrug diese Zahl 

35 778 Betriebe. 

Im Jahre 1895 waren weiter vorhanden; Mittelbetriebe (G bis 
50 Personen) 2097 Betriebe mit 25393 Personen. 

Im Jahre 1907 betrug diese Zahl 3029 Betriebe mit 24994 Per- 
sonen. 

Die Kleinbetriebe sind von 1895—1907 also um 6160, d. h. um 
14,69 7o f'^'J'Gp:anp:en. 

Die MiUelbetiielie sclilicßUch sind von 1895—1907 um r>K. d 
um .■VLM'^ 0 zurüfkscgaiigcii, und die Zahl der iu ihaeu üeachältigteu 
Persojien ist um 1,57 "/o gesunken. 

Wie sind nnn diese statistischen Ergebnisse zn erklären? 

Zu einem beträchtlichen Teile dürfte der geringe RQdcgang bei 
den mittleren Betrieben, der sich ja konstatieren läßt, auf Ver- 
grSfierung oder Umwandlung der Betriebe zurflcfczuffihreii sein. An 
erster Stelle fiilu t die fortschreitend bessere Verwendung der Wasser- 
und Danipfkiaft notwendigerweise zu einer entsprechenden Betriebs- 
vergröüerun^' hei dem wesentlichsten Teile der (iesamüieit der Mühlen 
un«l proiiortioniü dann auch zu einem teilweise!! Überi^anpre der mitt- 
leren Betriebe zum Großbetriebe; eine sulciie Entwicklung kumintaber, 
ebenso wie in anderen Industriezweigen und im Handel, dar Allge- 
mdnheit zugute^ 

Die wahren Grfinde lOr den Rflckgang der LohnmQhlen 

sind t(^ils technischer, teils wirtschaftlicher Art Viele Mühlen sind 
z. B. durch Flußregulierung verschwunden. Weiter müssen die Schiflfs- 
mühlen dem Verkeil rsinteref^se weichen. Auch dürfte die Einschränkung 
des notwendigen regelmäüigen Wasserznflusses durch land wirtschaftliche 
Meliorationen, EntwäS8erungsanla*?en usw. eine nicht unerhebliche Holle 
gespielt iiaben. Schließlich produziei t der Wind- und Bachmüller bclion 
infolge seiner von allen ekönentaren Einflössen abhängigen Betriebe- 
kräfte naturgemäß unrationell und teuer. 

Hierzu kommen noch mehrere wirtschaftliche Grfinde, die zur 
Forderung des Rückganges der L(^müllerei beitragen. Viele kleinere 
Mahlmülilen werden zu Sägemöhlcn und Holzschleifereien umgewandelt, 
oder aber unigcl>aut und v^'r'jrriBnrt, um dann als mittlere Betriebe 
den Konkurrenzkampf weiterführen zu können. Den kleineren Mühlen 
auf dem Laude ist sodanu eiue empfindliche neue Konkurrenz er- 
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wachsen durch die zumeist von Landwirten gegründeten Genossen- 
schaft s müh Ion; es ist daher um so widersinniger und unvcrstäiid- 
licUer, wenn jct/t gerade von konservativer Seite die Mühlemun-Mt/,- 
steuer gefordert wird, da doch die Landwirtsdiaft in erster Linie die 
Klein m üblen zugrunde richtet. 

Auch die zunehmende Verwendung von Quetsch- und Schrot- 
maschinen im Landwirtsdiaftsbetriebe hat den Kleinrafltlem großen 
Abbruch getan, da doch gerade die Scbroterzengnng und die Her^ 
Stellung von Futtermitteln für die kleinen MQblen besonders in Betracht 
kommt Dies wird auch in den Erhebungen der Königi. Bayerischen 
Gewei beinspektion über das Müllergewerbe vom Jahre 1901 ausdrücklich 
als ürsaclie des Eingehens vieler Lohnmühlen festgestellt. Die I^and- 
wirte ziehen es femer meistens vor. ihr Getreide nicht mehr gegen 
Lohn mahlen zu lassen, sondern den Handelsmühlen das Getreide gegen 
bar zn verkaufen und das Mehl für den Eigenbedarf von diesen zu 
entnehmen, und ebenso die Bflcker fQr ihre Betriebe. Hierzu kommt 
Oberbau]>t das Nachlassen des eigenen Brotbackens auf dem 
Lande und der Übergang der landwirtscbaftlichea Bevölkerung zum 
Verzehr des Bäckerbrotes. 

Alle diese Gründe, die die Lohnmüllcrei ständig zurück- 
gehen lassen, fördern gleichzeitig die Entwicklung der Groß- 
betriebe, deren Bedeutung für unser iuudernos Wirtschaftslebon al)or 
doch Uetz aller Mittelstandäfreundliclikeit nicht verkannt werden sollte. 

Wenn man bedenkt, welche Summe von Arbeitskraft und 
Kapital in den heutigen GroEbetrieben steckt, und welche 
eminente Bedeutung sie ffir die Fortschritte der Technik be- 
sitzen, so darf man im Hinblick auf die Forderung, all dies 
durch gesetzliche Strafmafiregeln künstlich zn entwerten, 
wohl behaupten, daß eine solche Umsatzsteuer eine Fort- 
schrittsheniitiiiii;^ einerseits und eiuo Vermögenskoufiskation 
andererseits 1h ileuten würde. 

Die GroUmuiilea erweisen sich auch als völlig uuenthehrlich, in- 
sofern als dne Mischung von ausländischem und inltadischem Getreide 
notwendig ist, da durch diese Mischung der Wert des deutschen Ge- 
treides erhobt whnd. Aber nur die größeren Mflhlen sind imstande, 
durch solche Miselinngen mit ausländischem Getreide zur zweckm&fiigen 
Ernährung des Volkes beizutragen. 

Von entscheidender Bedeutung ist ferner die Verbilligung der 
Produktion durch den Großbetrieb. 

Die Verbilligung der Herstellungskosten ist aber, wie 
der Abgeordnete Kaempf in seiner oben bereits angeführten Rede 
im Reichstage ausfUlirte, „eines der wichtigsten Momente in 
unserer ganzen Volkswirtschaft, und wir dürfen uns nicht 
darftber beschweren, dafi wir auch im Müllereibetriebe sehen. 
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wie sich der Zug znin nroßV)etrieb immer wr»iter entwickelt, 
wenn gleichzeitig tlaiuit eine \ erbilligung der Hersteliuii fjs- 
kosteu nnd eine VerbeRseriing der technischen W.rhält nisse 
ciniritl, eiuo Entwicklüng, der wir nach keiner Uicltlung hin 
einen Stein in den Weg legen sollen^. 

Fflr das Entstehen der GFofimQhlen kann übrigens, ebenso «rie bei 
jedem anderen Großbetriebe der Industrie, das Bedflrfnis und die 
Technik maßgebend gewesen sein. Es wird heute wohl nicht mehr 
bestritten, daß die Qualität des Produktes einer Großnuihle besser ist. 
als sie von einer kleinen Windmühle erzielt werden kann. Wenn der 
Kleinmüilcr alle diejenigen Maschinen für die Reinigung und Ver- 
mahlung des Getreides und Sichtung den Meiiles latsiichlich aufstellen 
und ausnutzen wollte, über die die GroÜmÜhle verfügt, so würde damit 
alsbald aas dem Kleinbetriebe eben ein Mittel» oder Großbetrieb ent- 
standen sein. 

So stellt sich ans die Mflhlenurosatzsteaer in vielen Punkten als 
ein Seitmistttck zur Ware n h au ss teuer, auf die wir weiter unten 
noch näher eingcfien werden, dar, wie auch der Abgeordnete Kaempf 
im Reichstage liervorhoV). 

Wie der Waitüihaussieuer liegt auch der Mühlenumsatzsteiier das 
Bestreben der Schwachen zugrunde, den tüchtigeren und glücklicheren 
Konkurrenten zu hemmen, auf ein tieferes Prodnktionsniveau zurückzu- 
zwingen nnd dort festxuhalten. Denn wenn wirklldi nnr der Gesichts- 
punkt in Betracht kSme, daß lediglich ein Teil von fibergroBen Gewionen für 
die Allgemeinheit nutzbar gemacht werden soll, so kann hierfOr nur 
der tatsäddiche Ertrag als Grundlage dienen; denn der Umsatz ge- 
währt nur in den wenigsten F&Uen einen Rflckscbluß auf den Bein- 
ertrag. 

Trotz oder wohl eben wegen ihrer Ungerecht igkcit wird 
mit solchen Uiusatzsteuern in der liege! das Gegenteil von 
dem erzielt, was damit beabsichtigt wurde, wie sich auch bei 
der Warenhaussteuer und der Brausteuer in Bayern und 
Wflrttemberg gezeigt hat^. 

Die vorgeschlagene Mflhlenumsatzsteuer fdr Großniühlen von rund 
2% '^cs T'nisatzes würde daher eine schwere Ungerechtigkeit bedeuten, 
nicht nur gegenüber diesen Betrieben, sondern auch gegenüber den 
minderbemittelten Klassen. 

Der Rückgang der LohnmOllerei und der Einzelbetriebe würde 
auch durch sie nicht aufgehalten werden, sondern sich vielmehr erst 
recht beschleunigen. Did Grofimühlen aber würden zum Kampf um 
ihre Existenz gezwungen und, soweit sie nicht ruiniert würden, dürften 
sie fflr die übrigen Mühlen zu einer weit gefiUirlicheren Konkurrenz 



1) Vgl. di« folgenden Abacbnitte. 
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werden, als sie es jemals waren. Dem Mittelstände würde durch die 
HQUeDumsatzstOtter ganz und gar nicht geholfen werden, und das letzte 
Resultat würde nur das eein, daß, wie oben bereits dargelegt, dem 
Volke das Brot verteuert werden würde, obwohl es durch die Ägrar- 
zdUe docli schon hinreiehend belastet ist 

rrcradc die ärmeren Klassen, deren Einkommen durch indirekte 
Steuern jetzt schon etwa 3 7, mal stärker l^elastct sind als die der 
VV'oliliiabenden, würden dadurch noch schwerer getroffen werden. 

Somit wüide sich die Mühlen Umsatzsteuer im Zeitalter der Sozial- 
politik als eine eminent antisoziale Steuer erweisen. 

Über diese ganze Umsatzsteneragitation können wir uns Überhaupt 
nnr dem Urteile Gothein*sO ansebliefien, wenn er sagt: 

„Man darf auf Klagen aus Interessentenkreisen niemals viel Ge- 
wicht legen, aber diese Petition der rheinisch-westfälischen 
Mühlcnhesitzer ist doch wohl das stärkste an Unverfrorenheit, 
was seit Zustandekoniiue n des neuen Zolltarifcs geleistet 
worden ist. Leute, die Millionäre sind, deren M ühlenbetrielje 
luit gutem oder sehr gutem oder doch befriedigendem Erfolge 
arbeiten, Vorstände von Aktiengesellschaften, die fast regel- 
mäßig ihre 10% Dividende geben, genieren sich nicht, von 
den gesetzgebenden Körperschaften Maßnahmen zn ver- 
langen, durch welche ihnen die innere Konkurrenz vom Halse 
geschafft werden soll, d. h. die Großmflhlen sollen erdrosselt 
werden.' 

Übrigens ist auch in der Literatur der T^msntzsteuervorschlag 
bisher in jeder Form abgelehnt worden"), ebenso von der Mehrheit 
der deutschen IlHüdelskammern; desgleichen haben sämtliche Ver- 
binde der Brotfabrikanten, der Bund der Industriellen, die Zentral- 
stelle zur Vorbereitung von HandelsvertrSgen und der Bund Sfld- 
dentscher Industrieller sich dagegen ausgesprochen, ebenso wie der 
„Verein Berliner Kaiiflente und Industrieller**, der bereits im Jalire 1801) 
unter Bezugnahme auf den obenerwähnten Antrag des „Vcibandes 
Deutscher Müller* die folgende Resolution an den Reichstag gerichtet hat: 

„Der Antrag des N'erbandcs Deubscher Müller greift, über seine 
finanzpolitischen Zwecke hinaus, empfindlich in den privaten und legi- 
timen Wettbewerb der einzelnen Unternehmer ein. 

Er stellt ersprießliche Betriebsfortschritte zugunsten 
wirtschaftlicher und technischer Rückständigkeit unter Strafe. 
Damit wird auch die Entwicklung des deutschen Gewerbes auf Kosten 



1) Gotheiii: !i. a. 0. S. 40. 

2) VffL Mohr; Die Entwicklung des Großbetriebes in der Getreidemüllorei 
DentadumA. Berlin 1809, 8. 260—275. — Fromm: Das HOhtengewerlM in Baden 
und der Rhi itiiifnlz, Karlsruhe 1907, 8. 150—152. — Gothein: «. «. 0. a 61— 6& 
— Luther: a. a. 0. S. 152. 
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seiner Wettbewerbsfälligkeit im In- und Auslande zum Schaden der 
Gesamtlidit bedroht B«i Annahnid des Antrages »firde zngleieh der 
Verkehr des notwendigen Nahrungsmittels erheblich Terteaert werden. 
Der Vorstand des „Verems Berliner Kaufleute und Industrieller" richtet 
daher an den Reichstag die Bitte, dem Antrage des Verbandes Deutscher 
HQller keine Folge zu geben.*' 



2. Die Forderung einer gestaffelten Brausteuer. 

Aber nicht nur im Mühlen j^ewerbe versucht man (hjrrh steuerliche 
Maßniiliinen in <lio nntfirlirlio wirtschaftliche Entwicklung einzugreifen 
und die Bildung von (iroßbetnebcn zu vorhindero, vielmehr zeigt sich 
dasselbe auch in der Brauindustrie >). 

Die Kleinbrauer verlangen nftmlich einen Schutz gegen die Grofi« 
brauer durch eine Staffelung der Brausteuer, wie de das neue Beidis- 
brausteuergesetz vom 3. Juni 1906 durchgeführt hat 

Dieses hat in seinem § 6 die folgende Staffelung festgesetzt: 

bis 250 dl BrMStofte 4.— M. 

250—500 „ „ 4,50 „ 

fiOÜ-lÜOO „ „ 5.— „ 

1000—2000 „ 6,!» „ 

2000 --:?000 „ „ 6i— „ 

3Ü0Ü— 4000 „ „ 6,50 „ 

4000—5000 „ „ 7,— H 

5000-6000 „ 8— „ 

eOOO-7000 „ „ 9,— „ 

Ober 7000 ^ „ 10^— „ 

Auch in Bayern, Württemberg und Baden ist die Brausteuer 
gestaffelt 

Man hat hier also versucht, den Grofibetrieb einer progressiv mit 
dem vermalzten Quantum wachsenden Steuer zu unterwerfen, und man 
motivierte diese Staifelsteuer damit, daß die großen Branerdbetriebe 

aus dem gleichen Quantum Malz mehr Bier zu gewinnen vermöchten 
als die kleineren, daß dieselbe Materialsteuer also den kleinen Brauer 
weit stärker treffe als den großen«). 

Von ähnlichen Erwägungen ging der Entwurf eines Gesetzes 
wegen Änderung des Brausteuergesetzes (vom Bundesrat beschlossen 
und dem Beiehstag am 3. November 1908 vorgelegt) aus, indem er in 
seinem § 6 eine £rhOhong der Brausteuer vorschlug. 

Hiernach sollte die Steuer betragen für jeden Doppelzentner des 
nadi § 5 Abs. 3 berechneten Gesamtgewichts der in einem Brauerei- 



1) Vgl. hienn Strnv«: Zur Frage dar BFMiHeaentaffdang. Berlin 1906. 

— Wem icke; Kii|)it:i1iHmus usw. Jena 1907, S. 476ff. 

2) Gotbein: a. a. 0. S. 55. 
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betriebe innerhalb eines EechnungBjahreB stenerpfliditig gewordenen 
Braastoffe: 

von den ersten 250 Doppelzentnom U M. 

„ ,, folgenden 1250 „ 15 „ 

n }i » l 'iOO „ 16 „ 
n n 

„ 2O0O „ 18 n 

dem Reale 20 „ 

In dieser Form ist der Entwurf denn auch Gesetz geworden. 
(Vgl. § 6 des Brausteuergesetzes vom 15. Juli 1909 in der Fassung 
der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 21. Juli 1909, R.6.BL 1909, 
& 773 ff.) 

Audi diese Steuerpolitik ist als ein Glied in der Reihe der mittel- 
standspolitischen Maßregeln zu betrachten, von denen oben die 
Rede war*). Der kleine, mehr handwerksmSßij»e Betrieb soll gegenüber 
dem Großbetriebe geschützt werden. Man nimmt hierbei an, daß die 
Großbrauereien bei einem IMalzverbrauche von 12000 Zentnern beginnen. 

Es erhebt sich hier zunächst die Frage, ob die Staffelung den 
Kleinbranereien Nutzen bringen kann. Diese Fhige muß aber nach 
den Erhhrungen, die man in den sflddentscfaen Staaten bisher mit der 
Staffelung der Biersteuer gemacht hat, verneint werden. 

So nahm in Bayern die Zahl der Brauereien vom Jahre 1880 
bis 1889 (d. h. vor Einfflhrung der Stuf fei) iini 249 oder um 27,6 im 
Jahre ab. Nach Einführufic '1er Staffel vf^n 1890—1903 betrug die 
Abnahme 1091 oder 81,6 i n Jahre. Dagegen war in dieser Zeit ein 
wesentliches Ansteigen sowohl des bayerischen Bierversandes als der 
bayerischeu Großbrauerei festzustellen. In einer Verhandlung, die vor 
mehreren Jahren im Beichsschatzamt zwischen Vertreten! der Regierung 
und der Brauereiai stattfand, wurde denn auch mit vollem Rechte von 
den letzteren die Erklärung abgegclieri, daß die bayerische Staffelung 
mit ihrer Mittelstandspolitik bankerott gemaclit habe. 

Dasselbe zeigte sich in Württemberg; denn anrh hier wurde der 
Rflckgang der kleineren und mittleren Brauereien in keiner Weise ver- 
hindert. Vor allem wies trotz der Staffelung die Kleinbrauerei, 
die nur bis zu IGOO Ztr. Malz verarbeitet, eine überraschende Ab- 
nahme auf. Auch die mittleren Braoereien zeigten einen erheblichen 
Rückgang, und selbst die den Grofibetrieben zustrebenden Brauereien 
behaupteten kaum den seitherigen Stand. Die Biererzengung in 
Württemberg ging in ihrer Gesamtheit langsam zurück. 

Desgleichen konnte in Baden die Staffelung das allmähliche \^or- 
^cfi winden der Kleinbrauereien nicht hindern, beförderte es vielmehr, 
eine Erscheinung, die überall auf dieselbe Ursache, nSmlich auf die 
aus mittelstandspolitischen Gründen eingeführte Staffelung der Bier- 



1) In der folgenden Darstellung folgen wir vornebmüch Zeitz: Die geplante 
ErhAhniig der Bnmttoaer ww. Berlin 19^^ B. 24ff. 
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Steuer, zurückzuführen ist So mußten denn nurh bei Besprechinif; von 
Eingaben der Kleinbrauereien, ihnen weitcreji Schutz durch Steuer- 
maßnahmen zu geben, die bayerischen und badischen Regierungsvertreter 
erklären, daß selbst die gänzliche Steuerbefreiung der Entwicklung zntn 
Grofibetrieb keinen Einhalt tnn kOnne, und dafi eine zu bohe Staffel 
eine drückende Belastung der Großbetriebe bedeute und 
weder derBilligkeit, nochder steuerlichen Klugheitentspreche. 

Auf Grund dieser Erfahrungen erklärte der Steueraussebufi des 
Deutschen Brauerbundes in «mtht Einf^jihe an den Reichstag: 

„Die in Süddeutschland aufgestellten Staffeln liabcn in keiner Weise 
den Erfolg einer Erhaltung der kleinen Brauereien zur Folge gehabt." 

In der Tat kann die Stafieiung die kleinen Brauereien nicht 
sehfitsen; fidmehr wird sie sie dem Untergange um so schneller zu- 
führen. Denn die großen Brauereien suchen naturgemäß ihre 
stärkere Belas]tung durch die Staffelsteuer durch Erhöhung 
des Umsatzes um jeden Preis wieder auszugleichen, was ffir 
die Kleinbrauereien natürlich nur nachteilig sein kann. Dies 
erkannte nucli die Voroiniszung der K!ein1>r:iuor Xorddcur^rhhinds. indem 
sie hei der btaftchiiig eine Ermäßigung der Steuer für die Kicinbrauereien 
vorsi-lilug und Staffelung von 1,25— 3 M für den Zentner Malz verlangte. 

Eine andere Frage wäre die, ob eine innere Berechtigung 
zu einem Steuerschutz durch Staffelung Torliegt 

Hier ist zunächst zu bemerken, daß es den größeren Brauereien 
eher als den kleineren Betrieben gelungen ist, durch verbesserte tech- 
nische Kinriclitungen sich ^'orteile zu verschaffen, d. h. sie erzielten 
früher als die kleineren Brauereien eine höhere Ausbeute. Doch hat 
sich (i!>s,er Vorteil der (äroßbrauereien teilweise mehr zugunsten der 
Klein braiicreien ausgeglichen, da auch der kleinste Betrieb sieh beute 
die zur Hebung der Ausbeute nötigen Einrichtungen zu verüchalfen 
vermag, wemi er auch die Großbetriebe hierin nicht völlig erreichen kann. 

Struve^) gelangt denn auch zu dem folgenden Resultate: 

»Eine Stafieiung der Brausteuer wfirde heute niemandem mehr 
nützen, wohl aber auch Aber die Kreise der Großbrauereien hinaus 
schädigend wirken. Das Gesamtergebnis dieser Betrachtungen kann nicht 
besser ausgedrückt werden als in der Mahnung: „QuieU non movere!*" 

3. Die VVarenhausstcuer'). 

Eins der markantesten Beispiele für die Bestrebungen gewisser 
Kreise, den Großbetrieb durch Steuern zu erdrosseln oder auch nur 

1) K. a. O. 

?) Wcriürko: Knpitalismuß usw. Jonn 1907, S. 623—686. — v. Horkol: 
Finanzwis-senschaft. Bd. I. Leipzig 1907, S. 302—308. — Qotheio: a. a, O., 
8. 53 54. — Ziriiiiiermana: Annnlcn den DeutHchon Reiche«, 1906, Mo. 1 und 2. 
— 6«Jirig: Die WaraÜMuistoiwr in PreuAeo. Leipzig 1904. 
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erheblich emzuacbränken, bildet zweifellos die auf die Sonderbesteuerung 
der Warenhäuser j;:cnrh((;te RewPii^unp^, die sich seit nuiiiiielir fast zwei De- 
zennien im öffentiicbon Leben Deutschlands t^'eltend macht und bereit-s in 
mehreren deutschen Einzelstaaten nicht unoi tu l>lichc Erfoljufo f\iif 711 weisen 
hat. Neben anderen Forderungen, die man zur liekäuiplung der i\on- 
kurreuz der Warenhäuser aufgestellt bat (ihre Konzessionierung nach 
dem Bedflrfnisse, ihr Verbot mw,\ sind seit Mitte der 90er Jahre des 
19. Jahrhunderts von den verschiedenen Organisationen des kanf- 
nUlnnischen und gewerblichen Mittelstandes in den deutschen Einzei- 
Staaten die Forderungen nach Einführung einer hoben Sonderstcuor fflr 
die Warenhfliiser erhobon ^vortfon. so in Bayern und Sachsen seit dem 
Jahre 1895, in Preuüen seit löüG, in Württemberg seit 11K)3, in Baden 
seit 1904, in rirannschwci?^ seit 1!H)4, in Renß j. L. seit 1900. 

Die Regierungen sind meistens aucii bemuht gewesen, diesen 
Forderuugeu nachzukommen, und so sehen wir denn, wie seit nunmehr 
fast IVs Dezennien die Warenhanssteuerbewegung in den deutschen 
Einzelstaaton ihre Triumphe feiert 

Im Königreich Sachsen ist in etwa 30 Ortschaften meist mittlerer 
Größe — die drei Großstfidte Sachsens Dresden, Leipzig und Chemnitz 
sind niclit darunter — die UmsaUssteuer durch Ortsregulativ zur Ein- 
führung gebracht. Es handelt sich dabei durchweg um eine Sonder- 
besteuening rein nacii dem Umsatz. Steueri»flichtig sind in der Regel 
Großbetriebe, welche im Kleinhandel Lebensmittel, Geuußmittel, Be- 
kleidungsgegcnstände, Heizungs- und Beleuchtungsstoffe und ähnliche 
fOr den tiglichen Bedarf bestimmte Waren verkaufen. Die Höhe der 
Steuer geht bis zu 2Vo des Umsatzes. 

In Bayern ist durch das Gewerbesteuergesetz vom 9. Juni 1899 
im $ 23 eine Warenhaussteuer eingefdhrt worden. 

Der § 23 lantet: 

„Gewerbliche Unternehmungen, wek lie behufs der gewinnbringenden 
Verwertung größerer Betriebsmittel ihrem Geschäft sbeüiebe eine außer- 
gewöhnliche Ausdehnung geben und durch die Art ihres Geschfifts- 
veHabrens von den Grundsfitzen und Formen, unter welchen die im 
Tarife enthaltenen Qe werbe ausgedbt zu werden pflegen, wesentlich 
abweichen, sind mit einer nach dem OeschSftsumtange steigenden Kormal- 
anlage zu belegen, welche unter Hinzurechnung der Betriebsanlagc 
nicht unter einem halben Prozent und nicht (Iber 3 Prozent des (Je- 
schäftsumsatzes betragen soll. 

Zu den gewerblichen Unternehmungen der erwähnten Art zfihlen 
unter den angegebenen Voraussetzungen insbesondere: 

a) Warenhäuser, Großmagazino, Grofibasare, Abzahlungs- und Ver- 
steigerungsgescfaAfte, sowie Versandgesehifte, durch welche Waren« die 

1) Vgl. Wernicke: Der Mittelstand und seine wirtschafüicho Lage. Leipzig 
1900, & 40k. 
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ihrer Beschaffenheit nach verschiedenen Gattungen angehören oder als 
Erzeugnisse verschiedener Industriezweige oder Handwcik^'jo^chäfte an- 
zusehen sind, in größerem Umfange mittels Einzelvo!]<aufs iu offenen 
Verkaufsstellen feilgehalten oder im Wege des unnüLit Iltaren Versandes 
an die Konsumenten zur Veräußerung gebracht werden; 

b) Gewerbe der unter lit a bezeichneten Art, in welchen der Be- 
triebsom&ng durch Haltung einer Mehrzahl von Verkaufestellen oder 
Niederlagen für den Betrieb der Warm oder Erzeugnisse außergewöhn- 
lich erweitert wird. 

Als Geschiiftsinnsatz, für dessen Bemessung die Bestimmungen des 
Art. 7 Abs. 2 sowie des Art. 9 Abs. 1 und Abs. 2 Ziff. 1 lit. a sinn- 
gemäße Anwendung zu finden haben, gilt die Gesamtbruttoeiunaiime 
des Hauptgeschäftes und der etwaigen Filialen." 

Diese Steuer, die mit den konmiunalen Zusclilä^en bis zu 57, (!) 
des Umsatzes geht, genügte den Warenhausgegnem in Bayern noch 
nicht Darum bradite das Zentrum im Jahre 1905 einen Antrag auf 
Erhöhung der Staatssteuer auf 4% ein, die Regierung verhielt sidi 
aber dagegen ablehnend. Übrigens soll die Warenhaussteuer in Bayern 
an die Gcmf^indon verwiesen werden. 

Württemberg hat keine Wareuhausumsatzstcucr, sondern durch 
den Art. 14 des Gesetzes vom 8. Aujjust 1903 betr. die Bcstcucrun-^s- 
recbte der Gemeinden und Amtskörperschaften einen Zuschlag zur all- 
gemeinen Gewerbesteuer von 20— öOVo eingeführt 

Das Gro£herzogtum Baden hat eine obligatorische Gemeinde- 
umsatzsteuer fOr Warenhäuser mit Gesets vom 31. Juli 1904, die Ge- 
meindesteuern und den AJmendegeuuß betr. Art 3, welcher hinter dem 
§ 79 b der Gemeindeordnung und der Städteordnung die §5^ 79 c bis 
79m die Warenhaussteuer betr. einschiebt, eingeführt Die Warenhaus- 
steuer ist nach dem Art. 7 des genannten Gesetzes mit dem 1. Januar 
1905 in Kraft ^»etreten. Diese Bestimmunj?en lauten foluendennaßcn: 

§ 79 0. Die Warenhaussteuer beträgt bei einem Jahresumsatz bis 
zn 400000 H ansschliefilich 20 Pfg. von 100 M Umsatz, 

Ton 4<X)(KJ0 M. bis 600000 M. aueschl. 30 Pf. vuu KK) M. Umsatz 

„ rmm „ „ 800000 „ „ 40 „ „ 100 „ „ 
„ aioooo ., 1000000 „ „ 50 „ „ 100 „ „ 

„ 1000000 „ „ UOOOOO „ 60 KXj „ „ 

von je weitpren anj^efangenen 100000 M je 10 Pfg. weiter von 100 H 
des gesamten Umsatzes. 

^5 79 f. Die Steuer darf lO^/^ des licwerblichen Ertrags des Ge- 
samtbetriebb 79c Abs. 2) nicht übersteigen. Doch sind 10 Pfg. von 
100 M Umsatz in allen Fftllen der Mindestsatz der Besteuernng. 

In Braunschweig wurde ein fUniltatives Warenhansgesete fOr 
die Gemeinden am 28. MSrz 1904 erlassen, auf Grund dessen in der 
Stadt Braunschweig; soviel uns bekannt, 5 GeschÜfte zur Umsatzsteuer 
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bis zu 2®/„ heranc'nzn<TP!i ^^orden sind. Die einzelneu BestimmaDgen 
des Gesetzes lauten tVil-eiidermaßen: 

1. Die Cicmeinden sind befn^, stehende Kewerhliche TTiiter- 
nehmun^'en, welclic von den (Irundsätzen und Formen, unter wcii hen 
der Geädiäftbbetrieli steuerpfUdiliger (jevverbe regeluiüLiig ausgeübt wird, 
wesentlicb abweichen und welche geeignet erscheinen, die in der Ge- 
meinde anaftssigen Betriebe des Kleinhandels oder des Kleingewerbes 
erheblich zu benachteiligen, neben den nach don Gewerbesteoergesetze 
?om 27. März 1893 Nr. 4 und dem Gemein deabgabengesetze vom 
11. März 1S'90 Nr. 12 zu erhebenden Tiewerbesteuern, zu einer be- 
sonderen Gemeindegewerbesti^uer (Umsatzsteuer) heranzuziehen. 

Einer solchen Steuer können unter den vorgenannten Umatftnden 

beispielsweise unterworfen werden: 

a) GroÜbetriebe des Kleinhandels nach Art der Wiirenhüuser; 

b) Abzahlunj;s-, Vcrsteigeruugs-, Ausverkaufs-, Babattmarken- 

geschäfte und idinliche; 

c) Zweiggesehiifte auswäi'ti^'er lletriebe; 

d) Vereine zur Herstellung von Gegenständen und zum Verkauf 
derselben auf gemeiuschaftlichc Rechnung (Froduktivgeuossen- 
schaften); 

e) V^ereinc zum gemeinschaftlichen Einkauf von Leben s- lind 
Wirtscliaftsbedürfuisson im großen und Ablaii im ivicinen 
(Konsumvereine).** 

In Anhalt ist 1905 den Gemeinden eine Warenhaussteuer von 
Vto— 1 % Umsatzes freigegeben, die 27o <les Ertrages nicht aber- 
steigen darf. 

PreoBen bat bekanntlieh durch das Gesetz vom 18. Juli 1900 
eine Warenhaussteuer eingeführt, die von 1—2% des Umsatzes steigt, 
un § 5 aber anf 20% des Ertrages beschränkt ist 

Der § 1 des Gesetzes ordnet an: 

„Wer das stehende Gewerbe des Klein-(Detail-)Handels mit mehr 
als einer der im § 6 dieses Gesetzes unterschiedenen Warengruppen 
betreibt, unterlie^n, wenn der JahresnmJ^atz in diesen Gruppen — ein- 
schlieiilicli desjenigen der in !'nMiOn liele^enen Zweigniederlassungen, 
Filialen, ^*crkaufsstätten — 4(K)l)l)ii Mark über.steigf, dei nach Vor- 
schrift dieses Gesetzes zu entrichtenden, den Gemeinden zufließenden 
Warenhaussteuer." — 

Die Wirkungen der Warenhausstenern sind tatsftchlich 
folgende gewesen: 

Die Detailgeschäfte, die mit einer Umsatzsteuer belastet werden, 
mQssen nun erst recht Anstrengungen machen, ihren Umsatz und ihre 
Einnahme zu erhöhen, und werden so den Kleinbetrieben nodi mehr 
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Konkiirronz madicn als vorher. Ferner v ortlen sie die Steuer, soweit 
es ^'ebt, auf die Lieferanten, diese aber wieder gerade auf ihre kleinen 
Abnehmer, die Kleingewerbetreibenden, abwälzen. Und schließbcii wird, 
da in den Kleingewerbetreibenden durch die Warenhaussteuer der 
Glaube erweckt wird, daß ffir sie nun die goldene Zeit angebrochen 
sei, durch diese Steuer die Überfflllung im Kleinhandel noch stark ver- 
meiirt So wirkt die Steuer in dreifacher Beziehung ffir die Klein- 
gewerbetreibenden äußerst ungfinstig, während durch den nicht abwälz- 
baren Teil der Stenei- der Konsum der unbemittelten Klassen in höchst 
unsozialer Weise verteuert wird. Aber aucii das Moment der Steuer 
ungeiechligkeit darf nicht übersehen werden. Es ist und bleibt unge- 
recht, einige wenige Gewerbetreibende iiurauszugreifea und sie mit 
hohen Steuern zu drangsalieren. — 

Zur Zeit ist diese Entwicklung noch nicht abgesdüossen; vielmehr 
sehen wir, wie überall neue Warenhanssteuem von den Mittelstands- 
parteien und ihren parlamentarischen \'ertrctem verhingt und zum TeO 
auch erreicht werden; so ist erst im Jahre 1909 in den Reichslanden 
Elsafl-Lnllirincren eine Warenhaussteuer nf^ii •roscbaffen und im Groß- 
herzogtuni Hessen dem Landtage der Entwurf eine-? Warenliaussteuer- 
gesetzeä vorgelegt worden. Audi in Sachsen-Coburg- üüüia wird eine 
WarenhauK^steuer geplant. An<lerswo, so in Bayern, ist man zur Zeit 
mit einer lieform der bereits bestehenden Warenhaussteuer beschäftigt >). 
Im Königreich Sachsen dagegen, wo man die bereite bestehende kom- 
munale Warenhauasteuer auf Betreiben der Konsmativen in eine 
Landesumsatz Steuer umwandeln möchte, sind diese Bestreitungen bis- 
her an dem Widerstande der Regierung und der ersten Kammer ge- 
srlieitert. In Preußen schließlich streben die Konservativen seit meh- 
reren Jahren unter Führung des Abgeonlncten Hannner nach einer 
Erhöhung der bestehenden Warenliaussteuei, ohne jedoch bisher irgend- 
welche Erfolge in dieser Richtung erzielt zu haben. 

Neben dieser auf die Einführung, bzw. Erhöhung von Wareu- 
hausateuern gerichteten Bewegung Iftuft noch die Agitation für be- 
sondere Oemeindegewerbesteuern (Detailgeschfiftesteuem und 
Filialsteuern); auch diese Steuern beginnen sich mehr und mehr aus- 
zubreiten. So haben bisher verschiedene Gemeinden in Preußen besondere 
Gemeindegewerbesteuern für Detailgeschäfte, bzw. Filialgeschäfte oder 
Warenhäuser eingeführt, nachdem die ]>renBisfhe Regierung in mehreren 
Erlassen den Gemeinden diese Steuerart empfohlen hatte. Erst im 
Jahre 1909 hat die Sta(it (iuben eine solche eingeführt. Auch hier 
tritt die konservative Partei unter Ffllirung des Abgeordneten Hammer 



1) Das bayerische Abgeordnetenbaus bat am 12. November l!K/9 den Entwurf 
ein« neuen Wnrrahmsstouergefietzes bereits «igenommen; anck die Eamner der 
BeidMitte hat diesem Entwürfe kOrzUdi lugestimmt. 
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im prenßisrhon Abgeordneteobaose als eine eifrige BefOrworterin der 
Filialsteuei 11 auf. 

Eine Fi Ii als ton er sol! auch im (Jiolihor/.dL^tmn Hessen eiii<^e- 
führl werden. Der Entwuti /u einer .sulcheit tinilet sielt auch iu dem 
im Jahre 1909 dem Landtage vorgelegten Entwntfe eines neuen Steuer- 
geeetoes. 

Wenn man alle diese gegen Warenhftnser nnd FQialgesehSfte 
gerichteten Bestrebungen einer genauen Prüfung unterzieht, so gelangt 
man zu dem Ergebnis, dafi sie nur ein Glied in fler Kette der He- 
strebnnpcn <\nt] . tiic wir oben als den Kampf gegen den Groß- 
betrieb eluiriiktei isiei ten. Denn die Wajcnhäuser entsprechen, wie die 
Fabriken, GroUbanke«, Grüüniühlen und die (1 rolibrauereien, 
nur einem der modernen wirtschaftlichen Entwicklung iuuuauenten 
Prinzipe, nftmlich der ständigen Entwicklung und Vergr&Berung. Die 
Warenhäuser sind nichts weiter als Detailgeschafte, die, um ebiem Be- 
dürfnisse de» Publikums zu entsprechen, eine grOfiere Anzahl von 
Warenbranchen ffihren und in ihrem Gesehfiftsbetriebe die mo<lernen 
Geschäftsgrundsätze anwenden nnd so dem ökonomischen Prinzipe, mit 
möglichst geringen Aufweniiungon möglichst viel zu erreichen, /n 
entsprechen suchen. Die Warünhäus.er wollen und sollen el)en nur auf 
dem (iebiete des Detailhandels den GroBbetriebon auf dem Gebiete der 
Industrie entsprechen, d. Ii. sie haben die Aufgabe, den Absatz der 
Güter zu vermitteln, lien die moderne Industrie mit Hilfe der modernen 
Technik auf dem Wege der Massenproduktion herzustellen vermag. 

Wie wir aber oben den Kampf der Kleinmfliler und Kleinbrauer 
gegm die Großmüller und Großbrauer als einen unfruchtbaren und die 
zu seiner DurcliführnnfT erstrebten Sondersteuern als völlig' verfeldte 
und wirkungslose, ja vielmehr für die Kleinbetriebe schädliche 
bezeichnen mußten, so gilt dies auch \oin Kampfe der Mittelständler 
und besonders mancher Detaillistcukreise gegen die Warenhäuser, einem 
Kampfe nftmUch, der sich gegen die ganze moderne wirtschaftliche Ent- 
wicklung, d. h. gegen den auf allen Gebieten des Wirtsehaflslebens sieb 
ausbreitendes Großbetrieb als einen wirtschaftlichen Fort- 
schritt und gegen die Entfaltung der modernen Produktions- 
und Handelstechnik richtet. 

Nun kann aber flie Warenhaussteuer das Ziel, das man mit ihr 
verfolgt, iirmilicli den ixonkurrenten der Warenhäuser eine wirksame 
Hilfe im l\oi]kurrcnzkanipfe zu verschaffen, gar nieht erreichen, schon 
deswegen uicht, weil die groüen Spezialgeschäfte dem Klemhandel 
eine viel grOfiere Konkurrenz bereiten als die Warenhäuser. Wenn 
man also Qberhaupt eine Steuer nach Mafigabe der Waienbaussteuer 
emfflhren will, so mfissen auch die grofien Spezialgeschäfte diesen unter- 
worfen werden; denn zwischen einem Kaufhans(> und einem modern 
geleiteten Warenhause besteht heute kein prinzipieller Unterschied mehr. 
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Übcrliaupt erkennt man mehr und mehr, selbst in parlainentari- 
sdien und Detaillistenkreisc^n ' an. daß die Vorwürfe, mit denen man 
früher die Warenliaussteuern zu rechtfertigen suchte, daü sie nämlich 
die Kleingewerbetroibendeii vernichten, unbegründet sind. Denn die 
Handeltreibenden haben sich in den Städten sehr stark ver> 
mehrt» wie die GewerbezShlung vom Jahre 1907 z. B. fttr Preußen 
ergeben hat, wonadi die Handelsbetriebe vom Jalirc I8d6 — 1907 am 
43 "/o angewachsen sind, während die p'^cnrntc Bevölkerung sich nur 
um 17,0% vermehrt hat. Auch im Deutschen llcicho haben die Handels- 
betriebe um 40%, die gesamte Bevölkerun^z da*j:epren nur um li),4%, 
zugenommen. Somit ist die Behauptung, daß die Waren liiiuscr den 
gewerblichen Mittelstand, insbesondere den Kleinhandel, ruinieren, als 
durch die Gewerbestatistik widerlegt zu betrachten. In der Tat sollte 
man dies auch kaum annehmen können; denn der Umsatz der Waren- 
häuser spielt gegenüber dem des gesamten IMaUhandels nur eine ver- 
hältnismäßig geringe Bolle. Man kann nämlich den Umsatz des 
gesamten Hetailhandcls in Deutschland heute auf ca. 25 
Milliarden annehmen, während der der Warenhäuser nicht 
mehr als 5üU Millionen, also 2% des crsteren, beträgt. 

Vou einer Waienhausgefahr kann überhaupt keine Bede mehr 
sem, wenn man bedenkt, daß die größeren SpezialgesdtiCte skli in weit 
stärkerem Maße vermehrt nnd vergrößert haben als die Warenhäuser. 

Für die Hausbesitzer bedeuten die Warenhäuser nicht nur niclit 
eine (lefahr, wie vielfach behauptet wird, vielmehr sind die Läden in 
der Nähe dei Warenliäuser die gesucbtestoi geworden, sodaß infolge- 
dessen die Preise ucstiei^en sind. 

Nicht zu unterschätzen ist auch die günstige Wirkung, die die 
Warenhäuser in sozialer Beziehung auf die minderbemittelten Kon- 
sumenteukreise, sowie auf die Hebung des Standes der i'rivatUeauUeii 
ausfiben. Weiter beschäftigen die War^änser die lokale Fabrikation 
und namentlich das lokale Handwerk^ vornehmlich das Eunsthandwerk, 
in hohem Maße. 

\Vird nun eine Warenhausstener neu eingeführt oder eine be- 
stehende erhöht, so werden die Warenhäuser durch die Fortnn^nne des 
größten Teiles ihres Reinirewinne'^ wzwnngen, ihren Umsatz nach 
Möglichkeit noch weiter auszialelinen, um so zu versuchen, 
einigermaßen wenigstens den ihnen durch die Warenhaussteuer ent- 
zogenen Gewinn wieder hereinzubringen. Hierdurch wird die Kon- 
kurrenz zuungunsten der anderen Detailgeschäfte natfirlich nur noch 
verschärft werden, so daß den Kleingewerbetreibenden die Steuer 
nicht nur nichts nützen, sondern sie sogar durch Verscfaär« 



1) \ff]. Wem icke: Wandloiigra und neue Interesaeiioiganiaatimen im Detail« 
bandol. Berlin im S. 20ff. 
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fung der Konkurrenz nur noch mehr schädigen würde, als es 
die Warenhäuser etwa vor Einführung der Warenhaussteuer getan haben. 

Schließlich bestehen über die finanzielle Leistungsfähigkeit 
der Warenhäuser vielfach f»anz falsche Anschauungen; <ienn ein 
Warenhaus verdient in der liegel nicht so viel wie ein Spezialgeschäft 
von gleichem Umfange. 

So wird z. B. durch die von der Aktiengeselbcliaft Leonhard 
Tietz in Köhl verOffentlicfateD Ziffern auf dae deutlichBte aachgeineBen, 
daß die Gewinne der WarenhAuser sich dnrchans in mftfiigen Grenzen 
hahen. Ee betrog nftndich 





1905 


1906 


1907 


1906 


1909 


der Umsatz 
d«r K«ingewinn 


24,(>;) 
0,90 


25.7 
1,03 


27,85 
1,00 


28,61 Mill. M. 


ca. 35 Mill. M. 
>» » 



dies ergibt in Prozenten: 





1905 


1906 


1907 


1906 


1909 


Reingvinnii 


3,76% 


4% 


3,6 "/o 


4% 


4»n% 



so daii der Reingewinn im Durchschnitt noch nicht 4^0 des Umsatzes 
betrug. 

Somit mnß eine Sonderbestevernng der Warenhäuser 
wegen ihrer angeblichen höheren Leistungsfähigkeit als völlig 

ungerechtfertigt bezeiehnet werden. 

Die Furcht vor dem „Warenhausgespenst*' ist auch schon des- 
wegen eine völlig unbegründete, weil der Weiterentwicklung der Waren- 
häuser gewisse Grenzen gezo^pii sind, die sie mehr fi herschreiten können, 
denn da sie zxi ihrem Fortkoninien eines Masseuverkehrs und Massen- 
konsums bedürfen, so ist ihnen im Gegensatz zu den kleinen Geschäften 
die Dezentralisierung erschwert oder unmöglich gemacht 

Andererseits greifen die Spezialgeschäf le für feinere und individuelle 
Bedürfnisse immer mehr um sieh, und auch die kleinen LadengeschSfle 
werden für die täglichen Bedürfnisse der Konsumenten, nsmeotttch die 
Lebensmittel, stets unentbehrlich bleiben ^). 

Danach kann man annehmen, daß allen Befürchtungen und Prophe- 
zeiungen der Mitteiständler zum Trotz die drei modernen Betriebsarten 
des Detailhandeis: Spezialgeschäft, Warenhaus und kleines Ge- 



1) Vgl. über die ganze Frage: Wernicke, Wandlungen und neue InteresMii« 
Organisationen im Dr^tailhandel, Berlin 1908, und über dag Vorhältnin von Waren- 
haus und änezialgescbäft, einen von Fritz Gugenheim im Jahre 1909 an 
der Berliner HMidelwodiMhule geluüteiiea Yortang. 

W«rnlek«, Kam]»l wii den wlrtaAifkllchta Vortadirttt. 8 
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schftft, sich auch auf die Dauer baltm werden, wie 8idi dies auch in 
Frankreich, England und Amerika, wo dio Warenhlaeer bekanntlich 
frfiher und in viel größerem Umfanp:e entstanden sind, f^ezeigt hat. 

Schließlich ist in dieser Beziehung noch zu bedenken, daß in 
letzter Linie die Konsumenten, die doch auch ein Recht auf günstigen 
Bezug ihrer Bedürfnisse besitzen, über die Lutfalrung des Kleinhandels 
und seiner Terediiedenen Betriebslbrmen zu bestimmen haben. 

Denn die Konsumenten haben doch ein Becht darauf, dafi bei 
der Gestaltung der Wirtschaftspolitik ihre Wunsche und Interessen eine 
ebenso eingehende BerQcksichtigung erfahren wie die der Produzenten. 
Von diesem Standpunkte aus aber würde eine Sonderbesteuerung der 
Warenhäuser direkt die Interessen der Kon«umenten zu schädigen ge- 
eignet sein; denn dadurch, daß die Warenhäuser in ihrer bisherigen 
Entwicklung sich eines solchen Zuspruches seitens der Konsumenten 
zu erfreuen hatten, haben jene doch gerade erwiesen, daü sie den Be- 
dtlrftaissen der biegen Eoosumoitenniasaen entgegenkommen; andi in 
Zukunft werden doch wohl nur die Geschifte prosperieren, die das 
Publikum nötig hat und in denen es i^ubt, seine Bedflrfiiisse am 
vorteilhaftesten b^edigen zu können, während die Geschäfte, die dem 
Publikum nichts bieten können, sich auf die Dauer nicht werden halten 
können. 

So erweist sich denn auch vom ivousumcntenstandpunkte aus die 
Sonderbesteuerung der Warenhäuser als eine durch nichts zu recht- 
fertigende Maßregel. Gleichgültig also, um welche Betriebsformen des 
Delidlhandels es sich auch handehi möge, ob im Kleinbetriebe oder 
Großbetriebe, es kommt einzig und allein, wie die Erfshrung gerade 
bei den Warenhäusern gelehrt hat, anf die Reellltftt und Leistungs- 
fähigkeit des einzelnen Geschäftes an; Maßregeln zur Verlangmmung 
der Entwicklung der Großbetriebe im Detailhandel oHer zu deren 
völliger Erdrosselung, also vor allem die hier in erster Linie in Be- 
tracht kommenden Warenhaussteuern, werden d<m kaufmännischen 
Mittelstand ebensowenig gegen die Konkurrenz der Warenhäuser 
schützen, wie eine Sonderbesteuerung der Grofimflhlen und Groß- 
branereien bisher die Kleinmflller und Klembraner vor der Konkurrenz 
der Groflmilhlen und Großbrauereien zu schätzen Tcrmocht hat 

Im Gegenteil, nach den nunmehr in dem lOjflhrigen Zeiträume 
vorliegenden Erfahrungen haben die Warenhaussteuern den Kreisen, 
denen sie helfen sollten, durch die Verschärfung der Konkurrenz nur 
geschadet 

4. Die allgemeine Umsatzsteuer 0. 

Außer den oben behandelten besonderen Umsatzsteuern, die 
von den Mittelstandspolitikem teils erstrebt tdls schon erreicht worden 

1) Vgl. Wernieke, Eftpitaliamus ww., 8. 477fr. 
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sind, lutben eich andi schon Stimmen fOr die EbfÜhrong einer allge- 
mein en Umsatzsteuer auf alle Großbetriebe erhoben. 

So veröffentlichte z. B. die „Kölnische Volkszeitung** a.m 4 Juni 
1905 das ihr zugegangene Schrpiben eines Reichstagsabgeordneten, in 

dem dieser angesichts der damals bestehenden Reichsfinanzreform eine 
allgemeine Reichsumsatzsteuer empfahl; er rflhmte ihr die folgen- 
den Vorzüge nach; 

1. sie würde ziemlich hohe Erträgnisse abwerfen, 

2. sie würde nur die leistungsfähigen Srhulteru treffen, 

3. sie würde einen eminent sozialpolitischen Charakter haben, 

4. sie würde eine Mehrheit im Reichstage finden, 

5. es würde bei ihr nicht defraudiert werden können. 

Hier liege ein üppiges Strnerfrld vor, auf dem noch kein einzel- 
staatlicher Hase gegrast habe; Ansätze zu einer Umsatzsteuer seien 
zwar bereits in der Warenhaus-, der Börsen- und der Grundstücks- 
omsatzstener vorhanden, aber diese seien nicht hemmend. 

Die Reichsumsatzsteuer bsw. Grofibetriebsstener sollte nun 
naeh diesem VorscUage von allen Großbetrieben ohne Unterschied der 
Katur erhoben werden, von dem landwirtschaftlichen ebenso wie von 
dem industriellen und Handelsgroßbetriebe, wobei nur im Steuersatze 
diflFerenziert werden könnte. Alle Betriebe unter 300(K)(3 M Jahres- 
umsatz müi^ten steuerfrei sein, so daB der Mittelstand hierdurch nicht 
getroffen werden würde, während dessen größter wirtschaftlicher Gegner 
durch das Reich etwas im Zaume gehalten werden würde. Wenn 
auch nicht erwartet werden kannte, dafi mfolge dieser Umsatisteuer 
sich alle Großbetriebe auflösen würden, so kftnnte die Stenerschraabe 
doch da besonders krittlig angesetzt werden, wo die Großbetriebe 
Tolkswirtschaftlich verheerend wirkten nnd den Mittelstand schwer 
schfidigten. 

Der Verfasser resümierte seinen Vorschlag dahin: 
„Die Reichsumsatzsteuer trifft vor allem jene Ki eise. die in erster 
Linie an unserem Finanzelend schuld sind. . . Daraus aber muß man 
die richtigen Konsequenzen ziehen und diese sind: Heranziehung der 
znnSchst interessierten Kreise an diesen Lasten, d. h. eme Beichs- 
nmsslzstener, die besondere ZuseUSge für jene Unternehmungen er- 
halten kann, die in erster Linie den Gewinn aus dieser Politik ein- 
streichen. . . Da eine Reichseinkommensteuer nicht möglich ist« halten 
wir die Reichsnm«f\tzsteuer für den wirksamsten Ersatz.'* 

Es ist eigentlich auch nur konsequent, daß das Durclidringen der 
Forderung der Mülileuumsatzsteuer, der staffelförmigen Brausteuer, der 
Wareohaussteuer, der Umsatzsteuer für Filialen usw. schließlich ein 
Vorgehen gegen den Großbetrieb überhaupt auf allen Gebieten 
zur Folge bat 

8* 
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So wurde erst vor kurzem in der ..Deutschen Revue" zur Hebung 
der Reichsfinanznot eine Reichswarenumsatzteuer von V5 — 1% 
Vorschlag gebracht, unti auch der „Reichsbote" machte einen Vorschlag 
zn einer Warenumsatzstener. 

Zu Beginn des Jahres 1910 liat die nWirtseWtücbe Vereinigung- 
deB deutschen Reichstages dort den Antrag aof eine allgemeine 
Warenumsatzstener eingebradit 

In diesen Bestrebungen dokumentiert sich wohl am deutlichsten 

die Fortschrittsfeindlichkeit einer jeden solchen gegen den Groß- 
betrieb gerichteten Bewegung und zugleich die Gefahr, die ein solches 
Vordringen des Gedankens der Umsatzsteuern in sich birgt. 

Auch soii?.t finilcn wir in der Gegenwart überall Strömungen, die 
auf eine Bekämpfung des Großbetriebes wie des (1 roßkapitals über- 
haupt hinauslaufen. Ja, ganze politische Parteien erblicken hierm ihre 
Hauptaufgabe, so die antisemitischen Parteieu in Deutschland, 
sowie die Fraktionen bzw. Fraktiönchen, die sich in der „Wirtschaft- 
lichen Vereinigung" des deutsehen Reichstages organisiert haben. 
Man erstrebt hier u. a. eine einschrtnkende Beform des Aktien* 
Wesens, ebenso wie man im Mittelalter, wie wir oben gezeigt haben, 
sich gegen die in den neu aufkommenden HandelsgeseUschaften sich 
manifestierende Kapitalsassoziation wandte. Doch ist bisher noch nie 
verraten worden, auf welche Weise das Aktien wesen eingeschränkt 
werden soll. Al!?o ein Kampf gegen die kapitalistische Ent- 
wicklung und die (1 roßhetriebe auf der ganzen Liuie! 

Betrachten wir zunächst ganz kurz «len moderueu Kapi- 
talismus^): 

Unter Kapital verstand man, historisch betrachtet, zuerst ein ge- 
liefaenes Gut, insbesondere das die Stelle des Geldes vertretende Vieh 
oder auch Getreide, das in der Lage war, aus sich selbst die Ver- 
gütung fQr die Leihe, den Zins, zu produzieren. Aus der Geldeigen- 
schaft dieser beiden Hauptdarlehensgflter des Altertums hat dann spfttw 
das Leihkapital seine Bedeutung, d. h. eine in Geld bewertete Dar- 
lehcnssnnimc, erhalten, und diese Bedeutung hat auch heute noch tat- 
sächlich der r>egiiir des Kapitals in der Hauptsaclie, nur daß er inso- 
fern etwas erweitert ist, als nicht bloß geliehene, in Geld ausgedrückte 
VennOgenssummen, die im Wege des Kredits verliehen werden, darunter 
zu verstehen sind, sondern Oberhaupt das gesamte mobile (Geld-) Ver- 
mögen, das ja aber tatsSchlidi auch in irgend einer Form des Kredits 
verlieben oder verwertet werden mnfi, wenn es Zins bringen soli 

Wir verstehen daher unter Kapital das mobile (Geld-) Vermögen, 
nicht aber die Produktiv- bzw. Erwerbsmittel, und unter Kapitalismus 



1) Vgl Wernicke, Der Mittelstand und seine wirtschaftliche Lage, S. 11 B, 
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In der Hauptsache die Geld- and KreditwirtBchaft mit ihren Wiiknngen, 
unter kapitaHstischein Geist den kanfmänniscfaen Erwerbstrieb. 

D l niodeine Kapitalismus ist die Ansammlung nnd Änsleihung 

von Geldkapital, vornehmlich durch die Banken, zum rationellen Be- 
trieb der T'iUornfihmungen als Erwerbswirtschaften mit teils eigenem, 
teils fremdem Kapital behufs Erzielung möglichst hoher Überschüsse 
unter Anwendung der Ergehnisse der Technik und unter fortwährender 
Vergrößerung und Konzentration der iietriebe. 

Wenn das Kapital das mobile (Geld-)yermögen bedeutet, so kann 
es ^mal nur aus ÜbersehQssen entstehen, nnd zwar ans den Er- 
sparnissen der dnzelnoDi Wirtschaften, aus den nicht verbrauchten Ein- 
iDMumoi, die entweder von diesen direkt wieder in ihre Betriebe hinein- 
gesteckt werden oder al)er dem mobilen Vermf^gens- und Kapitalsstodce 
des Landes, dem sogenannten Kapitalmarkt. zuHießen. 

Die zweite Art der Kapitalbildung i.st die durch die Überschüsse 
des gegenwärtigen Wertes der Güter über den früheren, so insbe- 
sondere durch den Wertzuwachs des Bodens, sowie durch die Ver- 
wertung der im Werte gestiegenen Geschäftsbeziehungen, der Kund- 
schaft 

Das mobile (Geld-)Kapital findet seine Konzentration auf dem 
Kapitalmarkt, insbesondere durch die Banken, Börsen und Kredit- 
genossenschaften. Es wird hineingesteckt, investiert 1. in Grund und 
Boden und Häuser als H^^potheken, 2. in Anleihen der Staaten, Kom- 
munen usw.. 3. in die Unternehmungen. 

Für ganz Deutschland dürfte sich das gesamte Vermögen wohl 
auf ca. 225 ICilliarden belaufen, davon wttrden auf Kapitalvermögen ca. 
95, auf Grundvermögen ca. 80 nnd auf Handel- und GewerbevennOgen 
ca. 50 Milliarden entfallen, wfthrend die privaten Schulden ca. 50 
Uflliarden, die öffentlichen mehr als 20 Milliarden betragen dürften. 

Je mehr das Produktivvermögen zunimmt, um so mehr wachsen 
auch die Ühor^rJiüsse nnd das Kapitalvermögen, um SO mehr kann 
dieses die gesamte Volkswirtschaft befruchten. 

Der groüe \'orteil, den die kapitalistische Basis für das Geschäfts- 
leben bedeutet, ist der, daß nicht jeder Unternehmer erst wieder von 
vornan, von kleinauf anzufangen braucht Gin solches kleines Anfangen 
ist nur für den nötig, der keine Erfahrungen in größeren Betrieben 
gemacht hat Wer dagegen in oder mit einem größeren Betriebe anl- 
achsen ist und nun die Leitung anderer Betriebe abemehmen will, 
braucht nicht erst wieder von vornan, von kleinauf anzufangen. Das 
wäre eine große Verschwendung von Zeit und Arbeit. Der Leiter von 
größeren Betrieben kennt die Ernmgenschaften der Technik, bezw. der 
Chemie und der Organisation und ist daher in der Lage, sie auch uui 
andere Betriebe anzuwenden. Er kann die neuesten Haschen ein- 
stellen, erprobte Organisationen anwenden usw. 
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Der Besitz von Kapital macht anrh femer die Unternehmertätig- 
keit frei. Der l'nleniehmer braucht nun niclit mehr, wie im Kleinbetrieb, 
selbst physisch mitzuarbeiten, sonflem er kann seine Gaben für die 
Leitung des Betriebes besser Yer^veIulen. So schafft der Besitz von 
Kapital alle die nötigen Vorbedingungen, die notwendig sind, um einen 
grOfieren Betrieb gleich von Yornhereiii zweckentspreehend etazoriditeii, 
was ohne das erforderliche Kapita] nicht mOi^ w9re. 

Ein weiterer Umstand, durch den sich die moderne Inpitalistische 
Unternehmung von der Ideinen Betriebsform untencfaeidet, ist die gi^ 
naue Kalkulation vor Beginn der Unternehmung. Der Unternehmer 
hat in erster Linie die Höhe der gegebenen oder als wahrscheinlich 
anzunelimenden Verkaufspreise und die Summe des Umsatzes zu kal- 
kulieren und nach diesen seine Unkosten zu berechnen. Der Verkaufs- 
erlös, der Umsatz, mu£ alle Unkosten ersetzen, so die Materialien, die 
Löhne, die Kapitaizinsen, Renten, Pacht, Miete und die simtUchen 
Generalunkofiten. Nach Abzug aller dieser Unkosten muß — abgesehen 
vielfach von der ersten Periode — ein Reinertrag, der Untemehmez^ 
gewbm» der Betriebsflberschuß bleiben. Der Untemehmergewinn wird 
von den meisten Nationalökonomen fälschlich Kapitalgewinn genannt. 
Das ist er aber nicht, denn einen Überschuß — imd weiter ist der 
Unternehmergewinn nichts — bat auch bereits die geschlossene Haus- 
wirtschaft gebracht- 

.Viele Mittelstandspolitiker behaupten nun unentwegt, daB die 
Mittelsten dsbewegung nidit nur einzelne wirtschafdiche Ziele, 
sondern auch ideale Zwecke verfolgte, da sie eine prinäpieUe Änderung 
der heutigen sozialen und wirtschaftlichen Voifalltnisse herbeifohren 
wolle; daher sei die Mittelstandsbewegung eine tiefgehende 
und weittragende Kulturhewegung. 

Offenbar kann aber eine Kulturbewegung nur dann Wert haben, 
wenn sie einen Kulturfortschritt bedeutet, d. h. wenn die mensch- 
lichen Zustände durch sie verbessert werden, und für immer mehr 
Menschen ein wirkUches Kulturleben geschaflen wird, ao daß alle 
Menschen sidi zu immer mehr moralischen und gebildeten, freien 
Persönlichkeiten entwickeln können. Ein wahrer KulturfortBchritt kann 
daher nur auf der Grundlage der Freiheit und eines ausreichenden 
Einkommens, sowie durch Erziehung und Bildung erreicht werden, deren 
fikonomische Ornndlage durch die Produktion und durch die EQt> 
Wicklung des Kapitals und der Technik bedingt wird. 

Soll nun wirklich die I^Iittelstandsbewegnng, wie ihre Verfechter 
von ihr zu rühmen nicht müde werden, einen Kulturfortschritt reprä- 
sentieren, so müßte sie audi fflr die Fdrderung der Technik und 
die ökonomische Entwicklung, d. h. Tor allem für die For- 
derung des Kapitals und der Produktion, und fflr die Freiheit 
auf allen Gebieten eintreten. 
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Dies tat sie aber früher nicht; denn die Djeisleu ihrer For- 
derungen waren bisher negativer Art, und die wenigen, die wirklich 
positiver Natur sind, sind nicht original, sondern schon lange von den 
Handwerkern bzw. den libenleo Parteien gestellL Vielmehr lief in 
der Hauptsache das frflbere Programm der deutsehen Mittel- 
standsvereinigung auf den Kampf gegen das Großkapital, 
gegen Warenhäuser und Konsumvereine und gegen die Ge* 
weibpfreiheit, sowie die Seil w 'ichiing der größeren Kon- 
kurrenten hinaus, während alle anderen Program mpunktc von den 
berufenen Organen des deutschen gewerblichen Mittelstandes, d. h, 
den Handwerkskammern, Innungen, Gewerbevereinen usw. weit besser 
und wirksamer gewahrt wurden. Hierzu kommt noch, daß das Kapital 
und die Gewerbefreiheit von der Mittelstandsbewegung nur sehr wenig 
konsequent bekftmpft wird; auch ihre Stellung zur Bildungsfrage und 
zur Förderung der Technik ist eine wenig freundliche. Häufig 
sind schon Angriffe gegen die akademische Bildung erhoben worden, 
und ancb die wissenschaftliche Technik wurde von diesen Kreisen zum 
Teü mit nicht allzu gfinstigen Augen angesehen, obwohl doch auf dieser 
der Fortschritt und die Zukunft der Kulturmenscbheit zum 
groüen Teil beruht. 

Dagegen soH nach der Ansieht eines MlttelstsndsfOhrars, nlnHch 
des Professors Lehmann-Hohenberg, die Mitlelstandsbewegung sogar 
einen Kampf um das Eecht, und zwar um das Recht der selbst- 
ständigen „ehrlichen** Arbeit gegen den mfihelosen Spekula- 
tionsgewinn des Kapitals, besonders gegen die Boden- und 
Börsenspekulation, gegen das mobile Kapital bedeuten. 

Dieser Standpunkt ist auch deutlich in der Denkschrift der 
sächsischen Mittelstandsvereinigung an das sächsische Ministerium des 
Innern vom Jahre 1900 erkennbar; es werden hier alle Klagen und 
Witaisehe der sichsisohen Ifittetetandsvereinigung dem llimsterium untsr- 
breitet 0, die angeblich alle durch die Bodenspekulation hervorgerufen 
worden seien; denn durch diese werde der ganze Grund und Boden, 
der landwirtschaftliche wie auch namentlich der städtische, wesentlich 
verteuert, und dadurch wfirrlrn füe Tandwirtschaft, der Grundbesitz, der 
Handel und das Gewerbe doin spekulativen mobilen Kapital zinsptlichtig. 
Hierbei wird natürlich die Tiiiigkeit der Terrain gesell Schäften in bezug 
auf die AufschiieLiung und Bewohnbarmachung der Landereien und 
damit auf eine Vermehrung des Angebots von Wobnungen völlig ignoriert 

NatOrlich ist es nicht zu bestreiten, daß such die kapilslistisehe 
Entwicklung mit Nachteilen für eine oder mehrere BertilkeningsgmppeB 
verknüpft sein kann; aber der Satz steht unersehfltterlidi fest» daB kein 



I) Vsl. daran auftthrliche Widerl«gung b«i W«riiiefce» KtpitaUamiu niw^ 
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Land ^eiiug Technik und Kapital haben kaun, uameiuhch unter 
Berüeksiditigung seiner Finanzen und seiner militärischen Macht* 
entwicklnng. Die Erfahrung hat aber längst gelehrt, daß die 
finanzielle Stftrknng eines Landes nur durch Entwicklung 
zum GroBkapital und zum Großbetrieb möglich ist Diese 
sind daher, namentlich auch vom staatlichen Machtstand- 
piinkte aus, unentbehrlich und dürfen nicht nur nicht ge- 
hemmt, sondern müssen vielmehr c^efördert werden. Denn bei 
der heutigen technisch-chemischen Entwicklung hat das Kapital 
m Gegensatz zu früheren Zeiten eine produktive und intensive 
Anlage gefunden, so daß die Kapitaientwieklnng heute zur 
Steigerung und Intensivität der Produktion gefflbrt hat, wfihrend 
sie in irfiheren Zeiten Ylelfach ungesunde ZnstSnde, wie Latifiindien- 
bUdung uud Ausbeutung, zur Folge hatte. 

Es kommt für unsere Zeit hauptsacldich auf die Ka])ital- 
entwicklung, die Steigerunj^ des Anteils der besitzlosen Arbeit 
an der Produktion und ferner auf die Verbesserung und Ver- 
mehrung des Kredits für die Kleingewerbetreil)enden an. 

Dies kann in der Hauptsache nur durch Hebung der 
Leistungsfähigkeit derBeT6lkerung, so des gesamten Bildnngs- 
Wesens, ferner auch durch Hebung der Volksgesundheit, Ver« 
besserung der Wohnnngsverhältnisse, sodann durch Förde- 
rung des Genossenschaftswesens, insbesondere der Kredit- 
genos5;enschaften, und durch Fortführung der Sozialpolitik 
gescb f'h PTh 

Ein weiteres Dokument dafür, daß die Mittelstandsbewegung keine 
Kulturbewegung war, ist der Umstand, daß sie unaufhaltsam die Ge- 
werbefreiheit, durch die doch gerade die moderne Kulturentwicklung 
herbeigeffihrt worden ist, bekämpfte, und daß gewisse Mitteistandskreise 
immer noch den Befähigungsnachweis verlangen, der nur für die 
gewerblichen Zustände des Mittelalters geeignet war. 

Schließlich durfte die Mittelstandsbewegung früher auch deshalb 
nirht den Ans{)ruch (hirauf erhellen, als eino Kulturbewegung anerkannt 
zu U'Miirii. weil sie in der Haujitsache nur die klein*,'ewcrblichen 
Interessen vertreten wollte; denn, wie wir weiter oben gesehen haben, 
ist der eigentliche Fortschritt der Kultur durch Beseitigung 
der Zünfte, Einführung der Gewerbefreiheit und Entwicklung 
der Technik gmie unter dem Widerstande deijenigen Kfaissen, ina^ 
besondere eines Teiles des Handwerks, herbeigefflhrt worden, die heute 
immer noch die Zunftz^ten als das goldene Zeitalter betrachten. 

Die Mittelstandsbewegung wollte überhaupt das Kleingewerbe, 
das, wie wir gesesen haben, früher so lange dem kulturellen und 
technischen Fortechritt widerstrebt hat, wieder in den Mittelpunkt 
der heutigen VVirtschafts- und Gesellschaftsordnung rücken 
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und diejenigen Faktoren, auf denen unser kultureller Fortschritt m Her 
Hauptsache beruht, also das Kapital, die Bildung, die Technik 
und die Gewerbefreiheit, bekämpfen oder ihnen wenigstens nicht die 
Rolle in der modernen Volkswirtschaft zuerkennen, die ihnen ihrer 
ganzen wiitscbafdicböD Bedeatnng nftch gebührt. 

Nach aHedem wird man unmöglich di6B6ii immer nadi rackwirts 
schauenden Teil des klelngewerblicheii Mittelstandes als den TMger des 
Fortschritts und der Kulturentwiddung, als welchen er sidi gerne hin- 
2ustellen beliebt, bezeichnen können; vielmehr waren es gerade die 
ß:ebildetcti Klassen, also die Beamten, die Lehrer, Ärzte, Professoren, 
Privatbeamten, die Angestellten, Techniker, Ingenieure, Naturwisson- 
schaftler, Kauflcute und InduBtriellen, sowie der bessere Teil des 
Handwerks, die die Freiheit, die Wissenschaften, die Technik, die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung gegen den zähesten AViderstaud 
4er Zttnftler erkämpft haben; die wahre Kulturbewegung ist also 
von diesen Klassen ausgegangen, nicht aber von den Kreisen, 
die frflher in den verschiedenen Mittelstandsvereinigungen 
tonangebend waren. 

So gelangen wir denn dazu, die Frage nach dem Prinzip und den 
Ziel* [1 (Ut Mittelstandsbewegung dahin zu beantworten, daü sie ein 
emintut kulturfeindliches Prinzip vertreten hat, sowie daU ihre Ziele 
mit eiuer waliren Kuilurbeweguiig nicht diis Geringste zu tun haben. 

Dagegen finden sich schon Ansätze zu einer rationellen 
Mittelstandspolitik in einigen Uittelstandsvereinigungen, die 
•entweder ihre frühere Taktik einer durchgreifenden Re- 
vision unterzogen oder gleich bei ihrer Begründung ein ratio- 
neUes Programm angenommen haben. 

So betonte die Dösscldorfcr Mittelstandsvereinigun em9 
Zeitlang konsequent das Prinzip der Selbsthilfe. Auch ihre Stellung- 
nahme zum Hausabuude zeugt von Verständnis fttr die moderne Ent- 
wicklung. 

Dasselbe gilt von der Deutschen Mittelstandsvereiniguug 
und der jüngsten Mittelstandsorganisation, nämlich dem Bund der 

Mittelstandsorganisationen. Auch sie lassen in ihrer ganzen Taktik, 
besonders ai)er in ihrer Stellungnahme zum Hansabtmde, erkennen, daß 

sie mit ihren bisherigen Anschauuntren, woivich nur der Staat ihnen 
helfen könne, definitiv gebrochen und ihr Vertrauen wieder mehr in 
die eigene Leistungsfähigkeit gesetzt haben, wobei sie vom Staate 
hauptsächlich eine rationeile Gewerbeförderungsgesetzgebung 
erwarten. 

Schließlich legt auch der Hansabund selbst m seiner gegen- 
wärtigen Zusammensetzung ebi beredtes Zeugnis für die Änderung der 
Taktik, die sich bei jenen Mittelstandsorganisatkmen m der Richtung 
-einer rationellen Mittelstandspolitik vollzogen hat, ab. Denn der 
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Beitritt dieser Organisationen zum Hansabond, bezw. ihre neutrale 
Haltung ihm gegenüber, der die Interessen von Gewerbe, Industrie 
und Handel, vor allem durch die SelböthiJfe und durch die Inaumi- 
rierung einer fortschrittlichen Wirtschaftspolitik, fördern will, kann 
doch nidit anders gedentet werden, als dafi sie dieses Programm 
des Hansftbandes aneh za dem ihrigen gemacht und damit 
ihre bisherige reaktionäre Mittelstandspolitik zugunsten 
einer positiven, fortschrittlichen Mittelstandspolitik definitiv 
anfgegeben haben. 
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Schlad. 

Ausblicke in die Zukunft; die Entwickln nji^tendenzeil 
der modeffuen Volkswirtschaft und der moderuen 

Teehnik. 

Wenn wir die Grfinile des Widerstandes gegen den Fertsdiritt, 
insbesondere den tedmisehen und wirtschaftlichen, znaemmanfssaeii 
welleii, so mtlssen wir hier, un noch eimnal korz die Ergebnisse 
nnserer Darstellnng zu lekapitnlieren, nach den einzefaien Zei1]»erioden 

untersch^den. 

Im Altertum ließ zunSchst die Sklaverei als ein soziales 
Moment, sowie die herrschende Unireiheit eiue Technik nicht in dem 
Umfange aufkommen, den andere Sphären des mensdilichen Geistes- 
lebeos bei den Völkern des Uassiscfaen Altertums, also vor aUem b« 
den Griechen nnd ROmem» erreiislit haben. Zwar lag kein bewußtes 
absichtliches Bekämpfen der Technik durch diese Völker vor ~ soweit 
nicht die Zfinfte des Altertums, ebenso wie die des Mittelalters, die 
Entwicklung und Anwendung der Technik systematisch von sich fem- 
gehalten haben — aber ihre Arbeit auf technischem Gebiete war doch 
mehr eine extensive nnd erreichte bei weitem niciit die intensität, die 
sie auf anderen Gebieten meiiäckücbeu Schaffens betätigten. 

Im Mittel- und Nachmittelalter waren es sowohl wirt- 
schaftliche wie religiftae Momente, die don Vordringen des tech- 
nischen FortBclirittes Widerstand entgegansetsten. 

Zunächst suchten die Zünfte durch allerlei Vorschriften unter 
ihren Mitgliedern die Kleinheit der Betriebe aufrecht zu erhalten, was 
sie durch Beschränkung der Gesellenzahl, der Arbeitsinstrumente, des 
Produktionsquantums usw. zu erreichen suchten. Dies konnte natürlich 
fflr die Anwendung der mechanischen, anor?.'anischen Technik nur äußerst 
uugüiiäüg sein; denn diese verlangte grünere Betriebe, die aber 
von den Ztlniten mit aOer Gewalt niedergehalten worden, wie wir 
oben ütt Lanfe unserer Darstellung an mehreren Beispielen niher üln- 
striert haben. Infolgedessen war eine Bildung von Grofibetrieben und 
damit verbunden eine Förderung der Technik nur auBerhalb der Zfinfte 
möglich, d. h. zur Befriedigung der neu entstehenden wirtschaftlichen 
Bedfirinisse, die die ZQnfte nicht decken konnten oder wollten, ent- 
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standen zunftfreie Betriebe, die Freimeister oder Verlagsbetriebet 
Manufakturen, wogegen die Zfmfte wieder demonstrierten 

Den liemuiendeu Einfluß, den die Kirche im Mittel- und Nach- 
mittelalter auf die Entwicklung der Technik ausübte, haben wir im 
laufe unserer DarsteUung hinreicbend erörtert, so dafi sich hier ein 
weiteres Eingehen darauf erflbrigen dfürfto. 

In der Neuzeit sind es sowohl wirtschaftliche wie poli- 
tische Momente, die den Widetstand gegen den technisdi-wirtschaft- 
liehen Fortschritt bilden. Wir haben im Laufe unserer Darstellung 

gesehen, wie die Handwerker, die K leingewerbetreibenden, die 
Fuhrleut*^ tmi flie Schiffer ans wirtschaftlichen Erwägungen 
heraus sich gegen jeden Fortschritt in der industriellen und Verkehrs- 
technik auflehnten, und wie die Agrarier sich bis in die unmittelbare 
Gegenwart hinein gegen den Bau von Kanälen sträuben. 

Auch heute uuch finden wir nicht weuj-j Gegner der wirt- 
schaftlichen, politischen und sozialen Freiheit 

Die Gegner der wirtschaftlichen und sozialen Freiheit findra sich 
meistens in den Kreisen der Kleingewerbetreibenden, die, statt 
nach der Hebung ihrer eigenen LeistungsfiQiigkeit zn streben, den 

„Kampf der Kleinen gegen die Großen" propagieren und hierzu die 
Mitwirkung des Staates behufs Bekämpfung des Wettbewerbs der 
Großen verlangen, wie wir dies bei 'lor Betrachtung der beutigen 
„Mittel Standspolitik'* kennen gelernt haben. 

Wenn wir isim die M runde des Widerstandes gegen den 
Fortschritt, insbesöiitiere den technischen uiul wirtschaftlichen. ])sycho- 
logisch erklären wollen, so können wir sagen, dats zunächst das Gesetz 
der Trägheit in Betracht kommt, das vielen Menschen von Hause 
aus eigen ist und sie gegen jede Verfindemng in der Anfienwelt, die 
mOglicberweise auch auf ihre eigene Person einwirken kann, sich wenden 
läßt Dieser Wunsch, in dem alten Uebgewordenen Zustande zn be- 
harren und durch nichts aus der materiellen und ideellen Sicherheit 
gebracht zu werden, ist denn aucb wohl niclit selten, wenn vielleicht 
zuweilen auch unbewutlt, das eigentliche Motiv vieler Menschen in ihrem 
Widerstande gegen den technischen und wirtschaftlichen Fortschritt ge- 
wesen. Dieser Widerstand ist aber von weittragenden Folgen und 
großen Nachteilen fBr die ganze Menschheit gewesen, da er die 
ganze Kulturentwicklung auf Jahrhunderte hinaus aufge- 
halten hat 

Oft ist es die BefOrchtung des einzelnen oder einer bestimmten 
Gruppe von Menschen, daß ihr eigenes individuelles Interesse 
durch den technischen und wirtschaftlichen Fortschritt ge- 



1) Vgl. bierm: Wem icke: Kapitalisiiias mw, Jena 1907, S. 38, 69. 
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schädigt werden könnte, die sie diesen Fortschritt bekämpfen läßt 
Der virtschaftliehe Egoismus, der im allgemeineii nur als eine 
beredttigte und gesunde Triebkraft des Hensdien beseidinet werden 

kann, befürchtet eben, mit Recht oder Unrecht, von diesem Fortschritt 
eine Beeinträchtigung seiner eigenen wirtschaftlieben Woblfshrt, die er 
Tinter allen Umstfinden und mit allen Mitteln — wenn nötig auch mit 
Gewalt — fernhalten zu müssen glaubt 

Außer diesen individuellen Widerständen treten auch kollektive 
auf, indem die Staatsbetriebe selbst sowie das "Wesen und die 
Oküuouiie des Staates olt hemmend auf den techuigclieu Fortächrilt 
eingewirkt haben'). 

„Wir finden in China den kiassischen Staat, der uns zeigt, wohin 
die Verstaatlichang der Technik (bis auf jene der Kleingewerbe, des 
Handels und der Landwurtschaft) flihrt. . . Es ist das Zunftsystem 
auf die gesamte Technik angewendet das in China seit mehreren Jahr* 
tausenden herrscht obwolil in dem Chinesen das groBnrtic^ste Erfinder- 
talent der WeU srhlniriniert und in früheren Zeiten auch zur Entfaltung 
gekoinineii i-^T. als ikm Ii die Verstaatlichung nicht so allseitig Platz ge- 
griffen liatie, obsciion (iie Chinesen naiiezu alle Teclmiken, die die Kultur- 
völker auf die heutige Stufe erhoben haben, zuerst erfunden und 
praktisch ansgeflbt haben 

„Wir können in der Geschichte Chinas deutlich die 
Epochen verfolgen, in denen eine Erfindung nach der andern 
infolge staatlichen Betriebes oder wenigstens staatlicher 
Reglementiernng aufhörte, sich lebendig weiterzuentwickeln, 
weil dem Fortschritte damit unübersteigliche Schranken ge- 
setzt waren. China zeigt jenen greisenhaften Charakter, den 
wir der bureaukratischeu Leitung der Staatstechuik zu- 
schrieben, in einem Maße, wie er sich bei keinem andern 
Volke und Staate noch je entwickelt hat*).** 

Es ist das Prinzip der Entfernung alles Besseren, Vor- 
züglichen, der allgemeinen Gleichmacherei auf das Niveau 
des Mittelmäßigen, das vielfech im Mittel- und Nachmittelalter b^m 
Niedergang der Zünfte geherrscht hat wie wir es im 2. Buch unserer 
Abhandlung genauer dargelegt haben. — 

Der Fortschritt in der Volkswirtschaft soll nun aber nach 
Professor Julius Wolf seine Grenzen haben 



1) Über die Einzelheiten hierzu vgl. Emanuel Hermann: Wirt»chafUichft 
Fragen und Probleme der G^nwsrt usw. Leipzig 1893, 8. 47 ff.; lüflr fgl. «ach 
den Widerstand der O^^tcrreichiaehen BarMiikntie gegen dieEinfOhroagderFioedarte. 

2) Hermann, a. a. 0. 

3) Hermann, a. a. 0. 

4) Vgl. hierzu besonders den Vortrag Prof. Dr. .1. Wolfs in der Vereinigung 
für »taatewissenschaftliche Fortbildung in lierlin aui 12. November 1909. 
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Wolf will die folgenden Fortachrittshemmungen UDtefsdieiileD: 
1. die technische-ökonomiBche Entwicklungsgrenze, 

deren größter Teil zwar schon hinter nns liejTt; die terhni<?ch -ökono- 
mische Entwicklung hnt sich nach Wolf bisher vorzugsweise in der 
Verbillignnc' des Hrr-^telluugsijrozesses der Güter geäußert; eine 
weitere aucli nur annähernd gleiche Verbilligung dieses Her- 
stellun^^bprozesses hält Wolf nicht mehr fflr möglich; auch 
ein weiterer Fortschritt in ftkonomiseh-tecliniscber Beziehung 
in dem ICaBe, wie er sieh bisher vollzogen habe, sei kaum 
denkbar. 

Diesen AusfQbnmgen Wolfs möchten wir aber doch das Folgende 
entgegenhalten: 

Zunächst kann der technische Fortschritt da nur wenig zutage 
treten, wo nacli wie vor die Handarbeit angewendet werden muü; 
diese wird uaiüriich immer teuerer werden, da die Löhne in einem 
beetmdigett Steigen begriffen sbid. Der teehniscfae Fortschritt wird 
aber sdne gröfiteo Wirkongeo da erzieIeD, wo die Produktion immer 
mehr den rein mechanisch-antomatischen Betrieb anwenden 
kann (z. B. in der Müllerei), bezw. wo, wie in der rationellen Land- 
wirtschaft, durch tiefere Auflockerung des Bodens durch den Dampf- 
pflug, durcii Anwendung alier Ergebnisse der Agrikulturchemie, durch 
Anwendung der Daini)feggen und Mäh- und Dreschmaschinen, durch 
Feldbahnen usw. immer höhere Roh- und Reinerträge erzielt werden 
können. Es kommt also darauf an, daß, abgesehen vom Luxus- 
nnd Kunstgewerbe, ffir deren Produkte ja auch höhere Preise 
gezahlt werden können, die Handarbeit immer mehr durch 
automatisch-mechanische Maschinenarbeit ersetzt wird, sei 
es in den Fabriken, sei es durch Kleinmotoren in Kleinwerk- 
stätten, und daß die Anwendung der Naturkräfte, wie Dampf, 
Gas, Elektrizität, Wasserkraft usw. immer rationeller und 
dadurch billiger wird. bzw. noch neue, bisher unausgenutzte 
billigere und wirksamere Kraite zur Verwendung gelaiigeu. 

Auch Kämmerer^) konstatiert als ein Ergebnis der jüngsten 
Entwicklung] der Maschinentechnik, dafi als der hervorstechendste 
Grundzng der Arbeit des letzten Jahrhunderts das Bestreben auf- 
trete, die Maschinen unter Zuhilfenahme der elektrischen 
Kraftverteilung so zu vervollkommnen, daß sie nicht nur 
ihren Hauptzweck erfüllen — Förderbewegung oder Werk- 
zeugbewegung — solidem daß sie darüber hinaus auch alle 
Hilfsgriffe und Handreichungen selbst ausführten. Die £nt- 



1) Kiiinrnnrer: Obor (l«'n Einfluß des tecbniscben FortschritU^s auf die 
Produktivität (Sciirift«u des V'ereinti für Sozialpolitik, Bd. CXXXII. Leipzig I9i0, 
8. 371—426^ beMnden S. 422—426). 
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Wicklung gehe also nicht, wie vielfach angenommen werde, dahin, daß 
immer mehr Handlanger in den Dienst der Maschine gestellf wfirfif^n; 
tatsächlich würden im Gegenteil die Handlanger immer mehr 
ausgeschaltet, und an ihre Stelle trete eine geringe Zahl 
hochwertiger Arbeiter, die die notwendige Intelligenz und 
Fachbildung besäßen, um die votlkommenen Masehiaeii zu 
Terstehen und richtig zu lenken. Deswegen sei eine Fach- 
ausbildung in der Zukunft für jeden Arbeiter das Wertvollste 
und Unumgänjglichste; die industrielle Zukunft werde nicht 
dem Staate mit der größten Einwohnerzahl, sondern dem 
Staate mit der intelligentesten, tüchtigsten und bestausge- 
bildeten Bevölkerung gehören. 

Soweit Kammerer, dem wir in dieser Beziehung völlig zu> 
stimmen können. 

Die eigentliche Produktien der Massengflter wird nun 
aber woU immer mehr auf die Fabriken ttbergeben, wihrend dsn 
Kleinwerkstätten mehr die endgOltige InstalUerung für die Konsumenten 
übrig bleiben wird. Im Gegensatz zu Wolf möchten wir uns auch 
dahin aussprechen, daß wir wohl erst am Anfange der modernen 
technischen Entwicklung stehen, und daß wir die Fortschritte, 
die die Zukunft in sich birgt, noch gar nicht ahnen können. 

Die ungeheure soziale Wirkung und Bedeutung des technischen 
Fortschritts mftfita an sich wegen der Frodnktkmsstrigenmg durch 
die stete Verbilligung der Preise besonders den unteren und 
nnbenütteltereii Klassen zugute kommen und dadurch indirekt ihr Ein- 
kommen steigern und ihre I^benshaltung verbessern. 

Diese Wirkungen des technischen Fortschrittes sind aber l)islier 
noch nicht in so lipnicrlccns^vortpr Wßise in den Preisen der Industrie- 
artikel hervorgetreten, weil eine Keilie von Umständen dieser Wirkung 
entgegengearbeitet und die Preise verteuert haben. Als solche sind 
zu nennen: 

1. Der starke Kapitalbedarf der Industrie. Der tech- 
nische Fortschritt erfordert immer noch sehr gro6e Anlage- und 
Betriebskosten in der Anwendung immer teurerer Uascbinen und 

deren steter Ersetzung durch immer yollkommnere. Erst eine Ver- 
billigung der Maschinen und ein längerer Ruhepunkt in der steten 
Erneuerung würden eine erhebliche Verbilligung der Produktion er- 
möglichen. 

2. In den Kulturländern ist der Verkehrseutwicklung eine starke 
Verteuerung des Grund und Bodens nachgefolgt, die auf Ver- 
teuerung der Produktionsköstsn hmgewirkt hat Mit diesem Faktor 
wird man auch in Zukunft zu rechnen haben, da der Grund und Boden 
ein immer größeres Seltenheitsgut wird. Man müßte aber Mittel und 
Wege suchen, diese Tendenz nach Möglichkeit zu Tertongsamen. 
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3. In gleicher Weise wirkt außerordentlich pioduktionsverteuernd 
die Sozialpolitik, deren Lasten für die Unternehmer von Jahr zu 
Jahr bcUeutüiid wachsen. 

4. Audi die Folgen der allgemeineD herrschenden Hoeh« 
schtttzsoHpoliÜk wirken in gleicher Biditang, indem sie infolgie der 
allgemeinen Preisvertenenmg die Arbeiter und Angestellten svingen, 
anf Krhöhnng der Löhne und Gehälter zu dringen. 

Von diesen Faktoren, die der an sich preisverbilligenden Tenden? 
des teclniii-jchen Fortschrittes entgegenwirken, ist l)ei Nr. 2 und /i. 
in absehbarer Zeit ^Ye^igätens, auf Ausschaltung des ungünstigen Ein- 
flusses bezw. VerbiUigung dieser Faktoren nicht zu i-echnen. Wohl 
aber ist dies mit dem 4. Faktor möglich; denn es ist anzunehmen, dafi 
die Menschheit allmSblich die Torheit der Politik, sieh selbst alles 
nnn(Mag zu ?erleuem und sich selbst gewisserm^en in die Lage des 
Tantalus zu versetzen, einsehen wird. Denn es ist nicht die richtige 
Tendenz der Entwicklung, daß zwar das Einkommen allgemein steigt, 
aber in gleicher Weise auch die Preise vieler T.ebonsbcdürfnisse erhöht 
werden, sondern die volle Wirkung der I'iiitaitung der Technik und 
Chemie kann dann erst eintreten, wenn eine sinkende Prri-rendenz 
mit einer ständigen Erhöhung des Linkonimens aller Be- 
TÖlkernngsklassen znsammentrifft. Dadurch erst werden auch 
die unteren Klassen in die l4ige versetzt, höhere Kulturbedfirlnisse 
zu befriedigen und ein wirUicfaes Kultordasein zu ftthren.- 

2. Ein weiteres, den Fortschritt hemmendes „Gesetz** ist nach 
Wolf das vom „Optimum". Mit größerem Aufwände werden 
nach Wolf nicht ebenmäßig größere Leistungen erzielt, was 
er namentlich an der Landwirtschaft demonstrieren will. Gerade bei 
einer Steigerung der Erträge verursachen die letzten Erhöhungen 
die meisten Kosten, so z. B. bei der Gewinnung der letzten Anteile 
des Znckers aus dem Bftbensaft. Die Kostenvermehrung trete bei 
wachsender Produktion in der Erzeugung von Kshrungsmitteln ein 
Gesetz der Kostenvermehrung bei additioneller Produktion. Das 
Gesetz vom abnehmenden Bodenertrage und das von der 
technisch-ökonomischen Entwickittttgsgrenze ergänzen sich 
einander nach Wolf. 

Was nun aber dieses „(iesetz des abnehmenden Boden- 
ertrages'**) im besondern anlangt, so ist dieses, wie selbst Ballod, 
der sonst dessen Anhänger ist, hervorhebt, fast überall unklar und 
unpräzise gefaßt; man hat niemals auch nur den Versnch gemacht, 
exakt festznstelkn, von welcher Ertragsgrenze an es in Wirksamkeit 
treten soll 



1) Vgl. hierzu neuerdings: Ballod: Die Produktivität der Landwirtschaft 
(Schriften des Vereins fflr SuzialpoHtik. Leipzig 1910, Bd. CXXXÜ, 8. 427—463, 
besondere & 446 ff., u. Esslen, eb^idort, S. 4(»— 49&. 



Digitized by Google 



— 129 — 



Der berühmte englische Nationalökonom John Sni.irt Mill z. B. 
scheint diesem Gesetze sehr skeptisch gegenüber gesiandcii zu haben, 
wen« er z. B. erklärt, daß es suspendiert werden könne: 

1. durch neue Dflogermethoden, 2. durch Entwässerung, 3, durch 
BewftBseniug, 4. durch Erfindung von liüischinen. 

Freilidi sei die Aufhebung des Gesetzes durch diese Momente 
von nur vorübergehender Dauer; denn beim Anwachsen der BevOlkwung 
und stÄrkerer Nnrhfrage trete es wieder in Kraft. 

Diese Ansicht Mill^ ist im wesentlichen auch in der deutschen 
Nationalökonomie die herrschende geblieben '). 

Selbst Ballod-) hält es für möglich, daß das „Gesetz vom ab- 
nehmenden Bodenerträge** zurückgedrängt weiden könne, wenn er schreibt: 

«Es ist uttzweifdbaft, dafi in der Zukunft mit weiterer Verbilligung 
und allgemeiner Einfflhrung von Maschinen sowohl Bit den Kosten 
als dem Aufwände an menschlicher Arbeit noch erheblich herunter- 
gegangen werden kann. Schwieriger liegt die Frage fQr die steigende 
Anwendung voü Kunstdünger. Da sind allerdings die Preise seit 
30 Jahren erheblich, zum Teil auf die Hälfte, heruntergegangen; aber 
die heutige Trust- uful Kartellbildung in der Industrie bedroht die 
Landwirtächait mit steigenden Kunätdüngerpreisen. . . . Eine Steige- 
rung der Frodnktivitftt in Deutschland bis zur durchschnitt- 
lichen doppelten Höhe der jetzigen Erträge ist lediglich eine 
Kapitalbesehaffungsfrage. Höhere Preise, wie sie durch die Zoll- 
erhöhung 1906 zutage getreten sind, haben in erster Linie die Be- 
deutung des Stimulationsmittels, des Anreizes zur höheren Produktion, 
zum Teil freilich auch die weniger erwünscht^^ Wirkung eines bloßen 
Hochgehens der Grundrente. Kine stark erhöhte Produktion läßt sich 
auch später bei niedrigeren Produktenpreisen aufrecht erhalten, sofern 
dann eine Verbilligung der Maschinen und des Kunstdüngers emtritt'* 

„Da die Produktion von Maschinen und Kunstdünger 
unbestritten unter das Gesetz der abnehmenden Kosten fällt, 
so ist da die wirtschaftstechnische Möglichkeit der Ver- 
billigung gegeben, und damit ist der weiteren Möglichkeit 
der ZurückdrSngung des Bodengesetzes bezw. der Produktion 
zu sinkenden Kosten Hnnm gegeben." 

Man hat nun aus ilein ßoileriertragsgesetze auch die Folgerung 
gezogen^), daü unter sonst gleichen Umständen beim intensiveren Be- 
triebe der Landwirtschaft der Naturalertrag in einem ungünstigeren 
VerhältDisse zu den Kosten bezw. zum Reinertrage stehe als beim 
exlensiTen; hiemach wäre also die intensive Landwirtschaft weniger 
rentabel als die extensive. 



1) Ballod, a. a. ü. S. 448. 

2) a n O. & 462/463. 

3) Esslen, a. a. O. S. 489/490. 

W«rnicke, Ku>|if ttm dso wirtMfaafüiciitB FortwIuiU. 9 
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Diese Fol.G:erun^? sucht neuenlinj^s Waterstradt*) zu leugnen. 
Er hat die liuchfiilirungsergebuisse von mehr als 100 Gütern hinsicht- 
lich der Höhe der Aafwoidiingeii auf die FUchendnbelt nnd gleich- 
zeitig das Verhältnis zwischen Rohertrag und Beinertng untersucht; 
hierbei hat er gefunden, dafi auf den von ihm herangezogenen 
Gfitern der Reinertrag im allgemeinen um so höher war, je 
höher die Aufwendungen auf die Fliioheneinheit waren; er 
f7lanl>t (!;ilsor. durch die Aufdeckung dieser Tatsache die Existenz 
einer liesetzmäßigkeit, wie sie das Gesetz des abnehmenden 
Bodenertrages ausspreche, widerlegt zu haben. 

In der Tat glauben wir, daß das Gesetz des abnehmenden Boden- 
ertrags trotz der Einwendungen, die Esslen^) gegen Water stradts 
Auffassung erhebt, mit dem Fortschreiten der landwirtschaftlicben 
Tedinik mehr und mehr an Wirksamkeit verloren hat und gegenüber 
allen technischen und chemischen Fortschritten in der Landwirtschaft 
noch kaum von erheMinher Bcflnutun^ sein ddi-fte. 

3. Das letzte den Fortschritt in der \'olkswirtschaft einengende 
Gesetz soll nach Wolf das des Kapitalentwertungswider- 
standes sein. 

Je mehr nämlich alte Verfahren außer Gebrauch zu 
setzen seien, um so größer sei die Hemmung gegen die Ein* 
fflhrung einer vielleicht fortschrittlichen Neuerung. So stellteii 

sich der Einführung der elektrischen Vollbahnen trotz ihrer unbezweifelten 
technischen Überlegenheit Schwierigkeiten entgegen, da eben in den 
alten Bahneinriclitungen gewaltige Kapitalien investiert seien, die auch 
mit verzinst werden sollten. Anders wftre es vielleiclit bei Privat- 
betrieben. Das sei auch eine der Scliattenseiten des staat- 
lichen Munupulbetricbes, daii er laü llücksicht auf die Kapitai- 
entwertung dem technischen Fortschritt oft abhold sein mflsse, 
während Privatbetriebe hier einfach durch die Konkurrenz 
niedergerungen würden. 

Der moderne technisch wirtschaftliche Fortschritt liat vieliacb auch 
eine sehr pessiniistis(;he Heurleilung erfahren. 

Man hat mancli« riri Vorwürfe gegen den kapitalistischen 
1 n d u s t r i a 1 i s ni u 8 ei lioijen : 

I. So liat man ihn in hj'gienischer Beziehung für nachteilig 
erkläit, weil er nämlich das Volk dem gesunden Landleben entziehe 
und es in die ungesunden Städte und Fabriken zusammenpferche; hier- 
durch werde aber eine physische Degenerierung der städtischen 
Bevölkerung, insbesondere der Arbeiterklasse, hervorgerufen, was auf 



1) Thiint n- Archiv, I. Jahrgang. 5, S. 0a9 ff., sowie in den „Mitteilttngen der 
Dtnit.M'liiMi l.:imlwirk>cbaftfige^ll6cliaft'' vou 18. Mai 1907. 

LI Sriinfien des Verein» fflr Smialpotittk. Leipng 1910, Bd. CXXXII, 
S. 4d0, Aum. 1. 
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den Staat und die Gesellschaft nur von dem nngflostigsten EinflmBe 
sein könne. 

2. Das Fabriksy stein soll weiter auf der ökonomischen Aus- 
beutung der Arbeiter beruhen — bekanntUch das Fundament des 

Marxismus. 

3. Die moderne kapitalistisch-industrielle iMitwickluiif» soll schließ- 
lich zur Konzentration der Betriebe und zur Beseitigung des 
gröfiten Teiles der selbständigen Existenzen fQhren. 

Untersuchen wir nun diese gegen die technisch -wirtschaftliche 
Entwicklung gerichteten Vorwürfe etwas nfther, so werden wir finden, 
dafi sie entwerier einer jeden Begründung entbehren oder auf einer 
maßlosen Übertreibung beruhen. 

Ad 1. Daß dip Städte infolj^c der industriellen Entwicklung in den 
letzten Dezennien einen ungeahnten Aufschwung genommen nnd ins- 
besondere viele Bewohner des platten T^andes in sich anfirc n uiiinen 
haben, ist eine Tatijache, die weder bestritten noch in ihrer Tragweite 
unterschätzt werden darf. Es kann auch nicht geleugnet werden, daß 
diese Zusanunendrängung ungeheuerer Menschenmassen auf einem zn- 
weilen sehr engen Raum, und besonders in den Fabriken, yon nach- 
teiligen Folgen far di» physische und sittliche Wohlfahrt der städtischen 
Bewohner begleitet gewesen ist So hat sich die Heeresersatzstat istik 
in den letzten Jahrzehnten zweifellos als ungünstig in bezug auf die 
Großstädte erwiesen. Auch der Alkoholismus und andere Volks- 
seuchen finden in den (Irolästädten ohne Zweifel ein weiteres Feld zu 
ihrer lOntfaltung als auf dem Lande. Aber andererseits dürfen auch 
die weitreichenden hygienischen und sozialpolitischen Ein- 
richtungen, die in den deutschen Städten und Fabriken in den letzten 
Jahren getroffen worden sind, nicht außer acht gelassen werden. Un- 
geheuere Suramen hat man fAr die Verbesserung des StraßenbiuieR, die 
Kanalisation, die Beleuchtung. Straßenrcinignng usw. aufgewandt, und 
neuerdings wenden sich die Städte auch einer rationellen Wolinungs- 
poiitik zu. Auch im Fabrikweseii werden alle nur denkbaren sanitären 
Einrichtungen vorgeschrieben und durchgeführt. Hierdurch wird ein 
gut Teil jener Mißstände, die zweifellos auf dem Gebiete des Fabrik- 
und Wohnungswesens bestanden haben, allmlhlich beseitigt werden, 
zumal da andi die Industrieflucht aus den Großstädten ständig 
zunimmt 

Ad 2. Daß das Fabriksystem auf der Ausbeutung der industriellen 
Arbeiter seitens dos TJnternehmers beruht, ist eine Behaui)tung, die 
schon dadurch widerlegt wird, daß gerade die industrielle Arbeit 
in den Städten unzählige Scharen von inländischen und aus- 
ländischen Landarbeitern an sich gezogen hat, wohl ein Beweis 
dafür, daß die Fabrikarbeiter sich besser stehen mflssen als die 
Landarbeiter. Tatsächlich sind denn auch die Lohne der ge- 

9» 
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lernten Fabrikarbeiter meist höher als die der Landarbeiter. 
Diese Ausbeutungstheorie wie auch das Rirardo'sche eherne Lohn- 
gesetz, das aber schon von Tnrc^ot stammt, daß die I^^hne nicht 
weseiitiidi das Existenzminimum überschreiten können, ist denn auch 
selbst von der Sozialdemokratie längst fallen gelassen worden. 

Hier muß weiter auch der sozialpolitischen Gesetzgebung 
der mdsteD zivilisierten Staaten gedacht werden, die sieb bemttht» dnrdi 
BesebrinkoDg der Arbeitsseit und fakultative bezw. obligatoriaobe Ver- 
Sicherung der Arbeiter gegen alle Wechselfälle des Lebens (Kranken*, 
Unfall-, Alters- und Invalidität^-, Arbeitsiosenver8ichenuig)die iingOnstigen 
Wirkungen des Fabriksystems abznsrhwächen. 

Audi die V'ortcile, die den Arbeitern durch das Verbot des 
Trucksystems, die die Arbeitsbedingungen regelnden geselz- 
licheu Bestimmungen usw. geboten werden, die sich aber in Zahlen 
nicht wiedergeben lassen, haben zweifellos dazu beigetragen, den „des- 
trnktiven Wirkungen" des Fabnkqrstoms entgegenzutreten und auch 
den Arbeiter an den Fortschritten der modernen Kultur teUnehmen zu 
lassen. 

Hinzu kommt, daß der Arbeiter durch Verleihung eines mehr 
oder minder freien Wahh or hts in Rcidi. Stant und Gemeinde auch 
für politisch mündig erklärt und so au? riiiem i ndustriesklaven ein 
Indus triebürger t^eworden ist l)aneben ist durch Verbesserung 
des Scliul- und allgemeinen Biidungswesens sein geistiger Horizont 
ungemein erweitert worden; alles dies hat dazu beigetragen, ihn zu 
einem vollberechtigten Mitgliede in Staat und Gesell- 
schaft zu erbeben. 

Ad. 3. Daß auf bestimmten Gebieten eine gewisse Kon* 
zentration der Betriebe sich vollzogen hat, kann nicht bestritten 
iserdcn. Besonders gilt das in der Grofi», Roh- und Halbzeug- 
industrie. 

Daneben aber bleibt, besonders auf dem Gebiete der Landwirt- 
schaft, der Fertigindustrien und des Handels, noch ein weiterer 
Raum fOr die Mittel- und Kleinbetriebe, wie die neueste Gewerbe- 
und Berufs Statistik mit vollster Deutlichkeit ergeben hat Aber 
selbst wenn man zugibt, daß die moderne wirtschaftliche Entwicklung 
eine Reihe selbständiger Existenzen hat verschwinden lassen, so darf 
man hierbei niclit außer acht lassen, daß dieselbe Entwicklung wieder 
neue selbständige Zwischenglieder und Handelszweige 
(Agenten, Makler, Kommissionäre usw.) hat entstehen lassen. An die 
Steile der alten Berufsarbeitsteilung tritt die moderne Be- 
triebsarbeitsteilung, in der der einzelne als Glied eines großen 
Organismus diesem infolge der Auslnldung seiner spezifischen Fähig- 
keiten besser zu dienen und hierbei dieselbe Befriedigung zu empfinden 
vermag, wie der selbstSndige Kaufmann oder Gewerbetreibende. 
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Hierbei müssen wir nun ?iooh, was die wirtschaftlichen und 
sozialen Folgen des teciinischen Fortschrittes anlangt, zwei 
Arten scharf unterscheiden, nämlich einerseits solche Fortschritte, 
die IQ keine bisher bestehende Technik eingreifen, wie z. B. 
die Lnftsebtfbhrt» und andereneits solche, die bereits bestehende 
technische Vorriehtongen wesentlich zn beeintrftehtigen oder- 
ganz Uber den Haufen zn werfen geeignet sind, wie z. B. die 
Erfindung der Dampfschiffe und Eisenbahnen in den Erwerb der 
FiiTirlrntp eingriff, oder die Erfindung der Setzmaschinen viele Setzer 
nus liiiein Erwortie y.ii vprdrängen droht, oder wie durch die Flekfri- 
sierung der Fenii)ahnen die bisherigen Anlagen der Dampfbahnen in 
ilirem Werte zweifellos beeinträchtigt werden würden. Natürlich sind 
die wirtschaftlichen und sozialen Folgen bei den beiden Arten des 
tsdinisehen Fortschritts ganz Terschieden. 

Im ersteren Falle lassen sich nur günstige Folgen in wirt- 
sdiafllicber nnd sozialer Bssiehung konstatieren. Dem Kapital bietet 
sieh ein nenes Bet&tignngBgebiet« die Konkurrenz wird angeregt, nnd 
damit ein Anreiz zu technischen Verbesserungen gegeben. Für zahlreiche 
Arbeiter und höhere technische und kaufmännische Angestellte wird 
dadurch neue und lohnende Arbeitsgelof::onheit geschaffen. Dorartige 
technische Fortschritte sind also weder privat- noch volk^wii t chaftlich 
von irgendwelchen nachteiligen Folgen für andere Bevolkerungskreise 
begleitet 

Anderes steht es mit den technischen Fortschritten, die für die 
bereits bestehenden technischen Einrichtungen eine neue, bisher unbe- 
kannte Konkurrenz bedeuten. Wenn die bisherigen Interessenten dann 
den technischen Fortschritten Widerstand entgegensetzen, wie z. B. die 
Fnhrlente nnd Schmiede den Eisenbahnen nnd Dampfschiffen gegenflber, 
so ist dieser Widerstand, vom privatwirtschaftlichen Stand- 
punkte aus betrachtet, verständlich; denn zweifellos wird eine 
gewisse Zahl die-er bisherigen Tfiteressenten durch den technischen 
Fortschritt in ihrem Erwerbe i riintr ächtigt werden; vom volkswirt- 
schaftlichen Standpunkt aus liegt aber zweifellos ein Fort- 
schritt vor, und ein solcher kann stets nur einen Vorteil für 
die Gesamtheit bilden. Die Gesamtheit, d. h. der Staat, wird 
sich daher auch kaum der Verpflichtung entziehen können, 
für diejenigen Personen, die durch derartige technische Fort- 
schritte in ihrem Erwerbe beeinträchtigt oder ganz ruiniert 
werden, auf irgend eine Weise — nach Möglichkeit — zu 
sorgen^). 



I) Vgl. U«n« haiondm W«riiiek«: Kapi1ali«im and HfttalttudqioUtik. 
imk 1007, 8. 188. 
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Trotz allem wiitschaftspolitischen Pess^iniisnins und allen Hem- 
mungen wird die tcrhnisch-wirtschaftliohc Entwirklnng. die 
nach Ansicht maligebender Autoritäten eigentlich erst am An- 
fange steht, ihren Siegeslauf weiter nehmen und alle Wider- 
stände, die sich ihr etwa nocli in den Weg stellen werden, zu über- 
winden wissen. Sache der durch diese bedrohten Kreise wird es aber 
sein, sich ihr beizeiten anzupassen, und der Staat wird hierbei die 
unabweisbare Aufgabe haben, jene Kreise bei dieser Anpassung an den 
technisch-ökonomischen Fortschritt zu fördern, aber mcht durch reaktionäre 
Maßregeln, wie etwa den allgemeinen Befäliigungsnachwcis oder Be- 
schränkungen und Hemmungen der kapitalistischen (irofJhcfriehe. sondern 
nur durch positive Unterstützung dieser Kreise in der Hebung ihrer 
allgemeinen und beruflichen IjOistungsfäliigkeit. So beriUirt sich die 
Flage des technischen Fortäcluittö und seiner Folgen mit den aktuellen 
Fragen der modernen Sozialpolitik, wie der Frage der Beschfiftigung 
invalider, Unfallverletzter und besonders der arbeitslosen Personen 
durch den Staat Vor allem kommt hier das Problem der Arbeits- 
losenversicherung in Frage. Aber auch durch ünterwetsung der 
durch einen tcclinisclicn Fortschritt geschadigten bezw. existenzlos ge- 
wordenen Personen in anderen Berufen bezw. Fertigkeiten könnte viel 
getan, und so diesen Perbonen der Übergang in andere Berufe erleichtert 
oder gar erst erniöglicht werden. 

Jedenfalls handelt es sich um eine Aufgabe, die die Gesamtheit, 
d. b. der Staat, im Interesse des technischen und kulturellen 
Fortschritts und damit im Interesse der Gesamtheit zu er- 
füllen hat 

Was ist nun aber das Wesen und das Ziel des modernen 
Kultur fortschrittsV 

überblicken wir die (lesciiiclite (ier ivulturnienschlieit, in.sl)esondcre 
die der westenropjüschen Völker, seit dem Beginne der Neuzeit^ so 
tritt uns die Befreiung des Menschen nach jeder Kiclitung hin, 
also die innere geistige, die politische, wirtschaftliche und technische Be- 
freiung, als das charakteristische Moment der modernen Kultur ent- 
gegen. Die freie Entfaltung der Kräfte und die Heraushebnng der 
Persönlichkeit innerhalb der Gesellschaft, sowie die dadurch herbei- 
geführte technische Entwickelung und Intensivierung der Arbeit 
kennzeichnet das Wesen der modernen KiUtur. 

Durch die moderne Kulturentwickelung ii;it aber auch die 
große Masse der Menschen, die früher nur als ArbeiLs^klaven be- 
trachtet wurden, ihre rechtliche und soziale Befreiung gefunden, und 
es gilt nun, diese grofie arbeitende Menge zu einem wirklichen Kultur- 
leben emporzufahren, d. h. es mufi auch bei den unteren Klassen 
die Möglichkeit gefördert werden, ihre Krfifte und Gaben, die durch 
eine jahrhundertelange Unfreiheit gebunden waren, zu entfalten. 
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Man muß hier in der Tat Benianiiii Kidd') zii.-üniinen, wenn 
er das Wesen der uiodernen Ziviliäalion „in der Tendenz findet, die 
Bifalitilt hdber zu spannen, ihren Spieliaum und Wiritungskrek zn 
erweitern, ihre Kraftentfialtiing ab FortachrittBanens zu heben — indem 
man alle Glieder der Menschen auf die Basis größerer Gleichheit 
stellt — , um sie SO freier, ehrlicher, aber dann auch kraftvoller zu. 
gestalten", oder wenn er sich an anderer Stelle dahin ausspricht, daß 
„das Wesen der modernen Zivilisation in der stufenweise schwer 
erkämpften politischen Emanzipation der Massen, begleitet von einer 
allniiiiilichen Hebung und Besserung der Lebensbedingungen der unteren 
Klassen, bestehe". Mit Recht findet Kidd denn auch das Ziel des 
Evolntionsprozesses, in dem sich die moderne Gesellscfaalt befindet, 
darin, dafi endlieh alle Menschen in die Rivalitftt des Lebens 
eintreten, nnd zwar nicht nur auf der Basis politischer Gleich* 
heit, sondern auch unter Bedingungen gleicher sozialer Ge- 
legenheit." 

Vor allem nuiü die innere Persönlichkeit herausgehildet werden, 
wobei als die Hauptsache die Charakterbildung zu betrachten ist, 
wie auch iiurziich wieiler in besonders präguunter Weise Roosevelt, 
der Ex-Prftsident der Vereinigten Staaten, in seinem Vortrage in Berlin 
betonte. 

Alles dies ist aber nur auf dem Wege der Weiterbildung 
der Technik mOglicb. Die technische Befreiung des Menschen von 
der anstrengenden physisch-mechanischen Arbeit muß und wird immer 
weiter fortschreiten, so daß der Mensch zu einem Beherrscher der 
Arbeit sieh entwickelt; auch auf den unteren sozialen Stufen der 
Arbeit wird er immer mehr der geistige Organisator. Leiter 
und Überwacher der Arbeit werden, die immer mehr von 
tierischen oder den mechanischen Natnrkrftlten des Dampfes 
und der Elektrizität usw. ausgeflbt werden wird. 

Dem Fortschritt also eine freie Bahnl Alle Schranken des 
technischen und wirtschaftlichen Fortschritts, die etwa noch in Gesetz- 
gebung und Verwaltung enthalten sind, müssen beseitigt werden; denn 
der Fortschritt ist das Leben, Stillstand oder Bftckschritt aber 
bedeutet den Todl 



1) Benjaiiiin Kidd: Die soziale Evolution, Jena 1895, S. 49 und pas^im. 
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